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Beginn: 13.34 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist er6ffnet.

Dann koénnen wir in unsere Tagesordnung einstei-
gen und beginnen auch sogleich mit der

Aktuellen Stunde

Dazu sind sechs Themen angemeldet worden. Von
der CDU-Fraktion

Turkischer Nationalismus und demokratie-
feindliche Hetze — Hamburg sagt NEIN!

von der GRUNEN Fraktion

S32 und U5 in der genauen Prifung: Damit
stellen wir jetzt die Weichen fir Hamburgs
Zukunft und binden den Westen an das
Schienennetz an

von der Fraktion DIE LINKE

Nach dem Votum des Europa-Parlaments:
Hamburg muss und kann Ceta im Bundesrat
stoppen

von der FDP-Fraktion

Nachster Schritt zur Start-up-Hauptstadt:
Hamburg 6ffnet seine Cluster flr Grinder
auf Initiative der FDP-Fraktion

von der AfD-Fraktion

AuBer Rand und Band: Abgeordneter Dolzer
hetzt gegen die Polizei

und von der SPD-Fraktion

Meilensteine fir neue U- und S-Bahn-
Strecken: Die nachsten beiden Jahrzehnte
stehen ganz im Zeichen des Schnellbahn-
ausbaus

Wir starten mit dem ersten Thema, angemeldet
von der CDU-Fraktion.

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, das zweite
und sechste Thema dann gemeinsam debattieren
zu wollen. Ich weise noch einmal darauf hin: Wir
haben in der ersten Runde jeweils funf Minuten
Redezeit, in allen weiteren Runden dann drei Mi-
nuten Redezeit vereinbart.

Zum ersten Thema der Aktuellen Stunde bekommt
der Abgeordnete Trepoll von der CDU-Fraktion das
Wort.

André Trepoll CDU: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu lange wur-
de weggeschaut, wurden die Augen geschlossen
bei den dramatischen Vorgangen in der Turkei.
Vielleicht einerseits, weil man sie auflenpolitisch
als Partner braucht, andererseits, weil man es
nicht wahrhaben wollte. Pressefreiheit ist eine de-

mokratische Grundvoraussetzung, sie gehort zur
Demokratie dazu, und der "Welt"-Journalist Deniz
Yucel hat seine Arbeit gemacht und sitzt jetzt in
der Tirkei in Untersuchungshaft. Das ist reine
Staatswillkiir und macht deutlich, in welche falsche
Richtung die Tudrkei unter Erdogan mit grof3en
Schritten marschiert. Journalismus ist kein Verbre-
chen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Gleichzeitig folgten vor einigen Tagen 13 000 Men-
schen dem Ruf von Erdogan und bejubelten mitten
in Deutschland im Beisein des tlrkischen Minister-
prasidenten die Entstehung einer Diktatur — und
das in unserem Land mit unserer Geschichte.
Wahrend in der Tirkei jegliche Moglichkeiten der
demokratischen Mitwirkung mit Drohungen und
Gewalt unterbunden werden, will Erdogan hier in
Deutschland demnéchst auch noch selbst Wahl-
kampf machen fir seine Prasidialdiktatur. Dies darf
nicht stillschweigend hingenommen werden. Die-
ser Auftritt muss mit allen politischen und rechtli-
chen Mdglichkeiten unterbunden werden.

(Beifall bei der CDU, der AfD und vereinzelt
bei der FDP)

Dies ist eben keine rein aul’enpolitische Frage. Ich
mache mir grof’e Sorgen, dass diese innertirki-
schen Konflikte und Auseinandersetzungen auch
in unserer Stadt den gesellschaftlichen Frieden ge-
fahrden kénnen. Deshalb sollte es unser gemein-
sames Anliegen sein, zu sagen und zu erklaren,
Hamburg sagt Nein zu tirkischem Nationalismus
und demokratiefeindlicher Hetze. Hier ist Haltung
gefragt, hier ist deutliches Handeln gefragt, und
das konnten wir insbesondere in den letzten Wo-
chen beim rot-griinen Senat bisher nicht erkennen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Man muss doch auch die Frage stellen, warum so
viele — zu viele — Kinder der dritten Generation der
Gastarbeiter, die zu uns gekommen sind, zwar
besser deutsch sprechen als ihre Grol3eltern, aber
ihre Nahe zur Turkei in den letzten Jahren wieder
viel groRer geworden ist. Das ist doch eine Frage,
die man stellen muss. Es sind junge Menschen,
die bei uns in Deutschland in der Demokratie auf-
gewachsen sind. Und dann sind wir auch wieder
mitten in der Debatte um die DITIB und ihre Rolle
als verlangerter Arm Erdogans auch hier in unserer
Stadt. Noch vor wenigen Wochen haben Sie, Herr
Birgermeister, und die Kollegen von SPD und
GRUNEN die Islamvertrage und die Zusammenar-
beit mit DITIB verteidigt. Es gébe Uberhaupt keine
konkreten Vorwirfe gegen DITIB-Nord. Sie kénnen
sich sicherlich noch daran erinnern, dass Sie kon-
sequent an den aktuellen Problemen vorbeigere-
det haben.
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(André Trepoll)

Seit letzter Woche ist nun hoffentlich auch lhnen
klar, was filhrende Vertreter der DITIB-Nord von
den vereinbarten Grundwerten in unserem Staats-
vertrag halten, namlich gar nichts. Damit sind lhre
Aussagen innerhalb weniger Tage vollkommen wi-
derlegt. Es gibt konkrete, gravierende Vorwirfe ge-
gen DITIB-Nord. Und dann ist der Vorsitzende die-
ser Moschee-Gemeinde in Wilhelmsburg zurtick-
getreten und die DITIB hat sich wieder einmal di-
stanziert. Der Rucktritt ist aber nur zustande ge-
kommen, weil es gro’en medialen Druck und 6f-
fentlichen Druck von der Opposition gegeben hat.

(Dirk Kienscherf SPD: Von lhnen insbeson-
derel!)

Und eine Woche spater greifen Sie unsere alte
Forderung nach einer Beobachtung der DITIB vom
Verfassungsschutz endlich auf. Ja, Sie konnten
gar nicht mehr anders, weil lhnen der Verfassungs-
schutz klargemacht hat, dass man endlich handeln
muss. Immerhin spricht der Innensenator jetzt von
einer problematischen Gesamtsituation, der Erste
immerhin aus Ihren Reihen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: In der Moschee!)

Es reicht allerdings nicht, sich nur die betroffene
Moschee genau anzuschauen, sondern wir mis-
sen uns auch auf die Gesamtstrukturen von DITIB
konzentrieren. Ich warne Rot-Griin ausdriicklich
davor, diese Angelegenheit jetzt als erledigt zu be-
trachten.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Dies ist ein bekanntes Verhaltensmuster von Ih-
nen. Erst hielk es, es gebe gar keine Probleme,

(Dirk Kienscherf SPD: Haben wir nie ge-
sagt!)

dann hiel3 es, es gebe gar keine Probleme in Ham-
burg, jetzt heilt es, es seien nur Einzelfalle, dann
sagt der Burgermeister, das sei Kritik an DITIB, da-
mit habe er nichts zu tun. Ich sage, falsch, Herr
Scholz, Sie haben diese Vertrage unterschrieben,
und natlrlich tragen Sie auch Verantwortung,
wenn sich Vertragspartner nicht daran halten. Da
mussen Sie handeln.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der FDP
und bei Dr. J6rn Kruse AfD — Dirk Kienscherf
SPD: Sie haben als CDU doch angefangen!)

Was machen Sie eigentlich, wenn die nachsten
Vorwirfe bekannt werden? Das ist die Frage, die
ich mir stelle. Und sie werden bekannt werden. Es
ist schon verwunderlich, dass Sie anscheinend kei-
nerlei Kenntnisse von den Entwicklungen bei DI-
TIB-Nord haben oder haben wollen. Ich weil} es
nicht, ob es Ahnungslosigkeit ist oder Unwille. Bei-
des ist fatal und wirft kein gutes Licht auf Sie.

Unsere Forderungen im Umgang mit DITIB-Nord
und dem Islamvertrag liegen auf dem Tisch. Kom-

men Sie zur Vernunft, senden wir ein Signal der
Starke, der Unterstitzung an die Uberwiegende
Mehrheit der Muslime in unserer Stadt, die diese
Entwicklung ebenfalls ablehnt.

Ein Vertrag mit einem Vertragspartner, der standig
gegen die Regeln verstoRt, ist kein Dialog, sondern
eine Farce. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei
Dr. Jérn Kruse AfD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Dressel von der
SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Lieber Kollege Trepoll, um
da gar keine zwei Meinungen aufkommen zu las-
sen: Auch wir sagen Nein zu turkischem Nationa-
lismus, sagen Nein zu demokratiefeindlicher Het-
ze. Ich glaube, da sind wir uns alle hier in diesem
Haus einig.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Wir haben hier schon mehrfach betont, dass die
tirkische Regierung Konsequenzen aus dem ge-
scheiterten Staatsstreich im letzten Jahr zieht, das
ist das eine. Das hatte sie rechtsstaatlich auch tun
kdénnen, aber dass sie jetzt faktisch einen Putsch
von oben weiterfuhrt und an das hangt, was man
im Moment in der Turkei feststellen kann, ist ge-
fahrlich fur die Turkei, das ist gefahrlich fur die ge-
samte Region und gefahrlich fir Europa. Deswe-
gen sagen wir hier deutlich Nein zum Abbau der
Demokratie, Nein zum Beschneiden von Birger-
rechten, Nein zum Beschneiden des Rechtsstaats,
Nein zur Einschréankung der Meinungsfreiheit und
insbesondere Nein zur Einschrankung der Presse-
freiheit.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Auch wir fordern die unverzigliche Freilassung von
Deniz Yicel, dem "Welt"-Redakteur, der in der Tat
seinen Job gemacht hat fir die Meinungsfreiheit,
fur die Pressefreiheit.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das hat doch mit dem Thema nichts
zu tun!)

Es ist gut, dass sich hier in Hamburg auch Wider-
stand regt, dass Unterschriften gesammelt werden,
dass hier demonstriert wird. Auch das ist ein deutli-
ches Zeichen aus dieser freiheitlichen Stadt.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der LINKEN und der FDP)

Und es ist gut, dass sich auf Bundesebene Wider-
stand regt. In Berlin hat es Demonstrationen gege-
ben, der Aulienminister hat den Botschafter ein-
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bestellt. Wenn Sie jetzt auch bundespolitische For-
derungen erheben, lieber Kollege Trepoll, dann fin-
de ich schon, dass das dann auch die Spitze mit
einschlieBen muss. Dass die Bundeskanzlerin
zwar immer sagt, ja, der Fluchtlingsdeal mit der
Tarkei — Uber den man geteilter Meinung sein
kann, aber ich glaube, es ist richtig, dass er ge-
schlossen wurde — hindere sie ein bisschen daran,
klare Worte zu finden, ist doch ein Problem.

(André Trepoll CDU: Das sagt sie doch gar
nicht! — Karin Prien CDU: Das sagen Sie!)

Hier muss die Bundeskanzlerin klar sagen, wo die
Grenzen sind in der Tirkei. Das hat sie bisher un-
terlassen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Kommen wir konkret zu Hamburg. Wir sind eine
weltoffene, tolerante Stadt, darauf sind wir sehr
stolz. Selbstverstandlich sind wir in besonderer
Weise Verteidiger der Meinungsfreiheit und Pres-
sefreiheit. Wir wollen im Geiste des Friedens Mitt-
lerin sein zwischen allen Erdteilen und Voélkern der
Welt, das ist Auftrag unserer Verfassung. Ich glau-
be, das ist wieder ein Punkt, zu dem wir sagen
mussen, diesen Auftrag sollten wir gemeinsam in
der Birgerschaft ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb bleibt es auch in einer solchen Lage rich-
tig und wichtig darauf hinzuweisen, dass wir
Hauptstadt des interreligidsen, des interkulturellen
Dialogs sind. Gerade jetzt muss man auch auf Zu-
sammenhalt statt Spaltung setzen in einer Stadt-
gesellschaft, wenn wir sie zusammenhalten wollen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber um es mit den Worten von Olaf Scholz zu sa-
gen — das war allerdings eine andere Debatte,
aber der Satz bleibt auch hier richtig —, wir sind li-
beral, aber nicht doof.

(Michael Kruse FDP: | want my money
back!)

Das heil3t an dieser Stelle auch, dass man sehr
genau schauen muss. Selbstverstandlich sind wir
fur die Religions- und fir die Meinungsfreiheit, da-
zu gehort aber auch, dass, wenn Religionsgemein-
schaften hier auch an bestimmten Stellen Uber die
Strange schlagen, wenn es hier schwarze Schafe
sind, dass wir nicht Religionsgemeinschaften vor
Kritik schitzen, sondern sagen, da seid ihr in der
Verantwortung, fir Ordnung zu sorgen, das auch
offentlich zu erklaren, auch das ist ein richtiges
Verstandnis von Religionsfreiheit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Naturlich hat Kollege Trepoll véllig recht, wenn es
darum geht, warum denn hier bestimmte Turkisch-
stammige sozusagen auf dieser Spur dem hinter-
her sind, was gerade in der Turkei passiert. Aber

eine Losung, wie man hier handeln kénnte, haben
Sie nicht angeboten. Und da sagen wir, auch gera-
de jetzt ist es richtig, mit diesen Leuten ins Ge-
sprach zu kommen, zwar einerseits Grenzen auf-
zuzeigen, aber auch daflir zu sorgen, dass diejeni-
gen, die hier sind, bei uns auch gesellschaftlich de-
mokratisch eine Heimat finden. Es ist unsere ge-
meinsame Aufgabe, daflir zu sorgen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber der Dialog auf der einen Seite ist Giberhaupt
kein Widerspruch dazu zu sagen, unsere Strafver-
folgungsbehdrden leisten einen ordentlichen Job,
man muss an dieser Stelle genau hinsehen, eben-
so das Landesamt fir Verfassungsschutz. Aber
das ist doch der Unterschied zwischen uns und Er-
dogan. Wir erheben keinen Pauschalverdacht,
sondern gucken sehr genau hin, wo es verfas-
sungsfeindliche Tendenzen gibt, die werden ange-
schaut, Uberprift

(André Trepoll CDU: Bisher haben Sie nicht
hingeguckt! — Anna-Elisabeth von Treuen-
fels-Frowein FDP: Seit gestern!)

mit den Mitteln, die wir in unserem Rechtsstaat da-
fur haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb ist es doch genau richtig, an der Stelle
darauf zu achten, wo genau welche Vorwirfe sind,
und dann mit den Mitteln, die unser Rechtsstaat
dafir hat, dagegen vorzugehen. Genau das tun
wir, das ist die Differenzierung, die ein freiheitlicher
Rechtsstaat von uns verlangt. Ich wirde mir win-
schen, dass CDU, FDP und AfD endlich zu dieser
Differenzierung, die uns gemeinsam einen sollte,
zurlckkehren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Priasidentin Carola Veit: Von der GRUNEN Frak-
tion bekommt Herr Dr. Tjarks das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Es ist noch gar nicht lange
her, da gab es in der Turkei, man muss leider sa-
gen, wieder einmal, einen Militdrputsch, und die-
sen nimmt die turkische Regierung jetzt, wie wir al-
le wissen und sehen, zum Vorwand, um Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit in ihrem Land bis zur
Unkenntlichkeit zu verstimmeln. Ich glaube, da
sind wir uns alle einig, in dieser Situation muss
Deutschland, muss aber auch Hamburg Haltung
zeigen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
André Trepoll CDU)

In diesen Tagen sehen wir, dass die Pressefreiheit
weltweit unter Druck ist; auch hierzulande, muss
man sagen, gibt es immer wieder einzelne Partei-
en, die unliebsame Medienvertreter ausschlief3en.
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Die Tuirkei ist aber trauriger Spitzenreiter dieser
Entwicklung, und wir stellen fest, es gibt 775 annul-
lierte Presseausweise, 130 Journalistinnen und
Journalisten sind im Geféngnis, 150 Medienhauser
sind geschlossen. Ich glaube, auch hier gilt, und
da sind wir uns einig: Das ist inakzeptabel, das
wollen wir nicht hinnehmen, und das missen wir
auch klar so sagen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Thomas Kreuzmann CDU und Michael Kru-
se FDP)

Das gilt natrlich auch fir den Fall, der in diesen
Tagen besonders prominent berichtet wird, das ist
der Fall Deniz Ycel. Dieser Fall stot namlich in
eine neue Dimension vor. Wenn das Vorgehen ge-
gen die nationale Presse schon schlimm genug ist,
ist das jetzt ein massiver Einschichterungsversuch
der internationalen Presse. Das Ziel dieses Vorge-
hens ist doch klar erkennbar: Wenn ein internatio-
naler Journalist festgehalten wird, denken alle an-
deren internationalen Journalistinnen und Journa-
listen beim Schreiben an diesen Fall, das fuhrt zu
der erwlnschten Selbstzensur. Und genau das ist
inakzeptabel und genau deswegen muissen wir
jetzt auch als Bundesrepublik Deutschland und als
Hamburg hier deutlich sein. Wir fordern an dieser
Stelle die Freiheit fir Deniz Yicel.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, verein-
zelt bei der CDU und der LINKEN und bei
Katja Suding FDP)

Wenn wir uns jetzt mit Deutschland beschéaftigen
und den Auswirkungen, die wir haben in Bezug auf
grole turkischstdmmige Teile auch unserer Bevdl-
kerung, muss ich sagen, kann ich eine gewisse Bi-
gotterie, Herr Trepoll, in lhrer Rede nicht ganz ver-
hehlen. Denn es war doch, und Herr Dressel hat
es schon gesagt, Frau Merkel, die den Fliichtlings-
deal mit Herrn Erdogan eingetutet hat. Wir haben
da zwar eine andere Meinung als Sie, aber das
Problem ist doch, dass sie sich damit in eine fatale
Schicksalsgemeinschaft mit diesem Herrn bege-
ben hat und aus dieser Schicksalsgemeinschaft
auch selbst erkennbar nicht hinaus will, weil sie
glaubt, ihr Amt sei damit verbunden. Und es war
Frau Merkel, die im Vorwahlkampf zu diesem Ver-
fassungsreferendum, das sozusagen den Abge-
sang der Demokratie in der Turkei endgultig besie-
geln wird, in die Turkei gefahren ist. Es ist doch
vollig klar, dass eine Presse, die total zensiert ist,
dort schone Bilder fir Herrn Erdogan produzieren
wird. Es war Frau Merkel, die gesagt hat,

(Dennis Gladiator CDU: Eine billige Ablen-
kung!)

Herr B6hmermann dirfe von Herrn Erdogan hier
belangt werden, weil sie es personlich zulasse.

(Beifall bei den GRUNEN)
— Ja, da schitteln Sie den Kopf.

(André Trepoll CDU: Absoluter Blédsinn!
Peinlich! — Zurufe von der CDU)

Ich mdchte Ihnen einmal sagen, dass ich von Frau
Merkel bisher keine Haltung wahrgenommen habe
zu der Frage, ob Herr Erdogan in Deutschland fir
das Verfassungsreferendum trommeln kann. Ich
habe dazu keine Meinung wahrgenommen, Herr
Trepoll, die sie hier eingefordert hat. Sie missen
an dieser Stelle den Eiertanz |hrer Bundesspitze
einmal ein bisschen beenden.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der LINKEN)

Ich mdchte dann nur anfihren, dass sich Frau
Merkel zu dieser Frage schon einmal eingelassen
hat.

(Karin Prien CDU: Sprechen Sie doch mal
zu Hamburg! — Joachim Lenders CDU: Ken-
nen Sie das Thema?)

Ich mdchte sagen, Frau Merkel hat sich zu dieser
Frage schon einmal eingelassen, ob auslandische
Vertreter, politische Vertreter hier in Deutschland
reden sollen. Das war 2008 und betraf Barack
Obama. Ich sage lIhnen, was sie gesagt hat, sie
hat ihr Befremden dariiber gedufiert, dass dieser
Mann hier sprechen soll, namlich derjenige, der die
freie Welt angefiihrt hat. Und zu Herrn Erdogan
sagt sie keinen Ton.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das Thema ist nicht Frau Merkel!)

Das ist die Wahrheit, vor der wir hier stehen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Cansu Ozdemir DIE LINKE)

Wenn man hier Themen behandelt, die die Auf3en-
politik betreffen, die doch eigentlich Sache des
Bundestages sind — ich nehme da einmal lhre
Worte, Herr Trepoll, und nicht Sache der Biirger-
schaft, das haben Sie gesagt —,

(André Trepoll CDU: Peinlichste Rede seit
Langem!)

und wenn Sie dann einmal tber lhren eigenen Par-
teitellerrand schauen, dann erlaube ich mir einmal
den leisen Hinweis, ich wirde mich freuen, wenn
Sie die Meinung differenziert betrachten. Rot-Griin
kann das, weil das eine gute Politik erfordert.

(Zurufe von der CDU)

Ja, wir kdnnen es, denn wir schaffen es, mit den
moderaten Kraften zu reden und sie zu ermutigen,
diese Gesellschaft zusammenzuhalten, und gleich-
zeitig den Hardlinern die Rote Karte zu zeigen. Sie
kénnen das nicht. Das ist der Unterschied zwi-
schen uns.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Prasidentin Carola Veit: Von der Fraktion DIE
LINKE bekommt Frau Schneider das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE:* Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Wenn wir uns umse-
hen, dann sind Nationalismus, und keineswegs nur
der turkische,

(Zuruf; Richtig!)

und demokratiefeindliche Entwicklungen und Ein-
stellungen zentrale Probleme in vielen westlichen
Gesellschaften, in den USA, ich sage nur Trump,
in Frankreich, wo nicht ganz auszuschliel3en ist,
dass der extrem rechte Front National als starkste
Kraft aus den Prasidentschaftswahlen hervorgeht,
in den Niederlanden, wo kurz vor den Wahlen die
Wilders-Partei in den Umfragen vorn liegt, in
Deutschland, wo die AfD kurzlich in Koblenz zu-
sammen mit Le Pen und Wilders das Jahr der Pa-
trioten ausgerufen hat und ungeféhr zur gleichen
Zeit das Wort Volksverrater zum Unwort des Jah-
res erklart wurde. Ein Wort, das eine unheilvolle
Geschichte hat und in dem der Vernichtungswille
mitschwingt. Das alles ist sehr beunruhigend.

Und naturlich ist besonders beunruhigend die Ent-
wicklung in der Turkei hin zu einem autoritaren
Staat, in dem Grund- und Menschenrechte nicht
mehr gelten, in dem zum Feind erklart wird und als
Feind behandelt wird, wer sich Erdogan entgegen-
stellt oder auch nur Kritik duBert oder auch nur als
Journalist gute Arbeit macht. Deshalb auch von
mir: Free Deniz und all die anderen aus politischen
Griinden Inhaftierten.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Katja Suding FDP)

Diese Entwicklung in der Turkei hindert die Bun-
desregierung nicht — und das sage ich vor allem,
aber nicht nur in Richtung CDU, die diese Aktuelle
Stunde angemeldet hat —, die Waffenexporte in die
Turkei fortzusetzen und 2016 sogar zu steigern.
Was ist hier mit den Werten, die Sie immer im
Munde fiihren? Das hindert die Bundesregierung
nicht, den ohnehin mehr als problematischen Deal
mit Erdogan zulasten von Gefliichteten fortzuset-
zen. Das hindert auch den Landesvorsitzenden der
CDU nicht, mit der Organisierung einer Propagan-
datour fur Journalisten mit der AKP gute Geschéfte
zu machen. Und das hindert auch ein Mitglied der
CDU-Birgerschaftsfraktion nicht, im Herbst an ei-
ner solchen Propagandatour teilzunehmen,

(Kazim Abaci SPD: Herr Trepoll, was sagen
Sie dazu?)

das Erdogan-Regime zu hofieren und seine demo-
kratiefeindlichen MalRnahmen, Verhaftungen, Mas-
senentlassungen und seine Armeeeinsatze gegen
Zivilisten damit zu legitimieren. Darf ich Sie einmal
nach den Werten fragen, um die es dabei ging?

Ich finde, Sie sollten nicht mit doppelter Zunge re-
den.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Aber natirlich ist die Entwicklung in der Turkei
auch deshalb besonders beunruhigend, weil Erdo-
gan in Deutschland und anderswo lebende Men-
schen tlrkischer Herkunft flr seinen Kurs in einen
autoritaren Staat in Anspruch nimmt und weil das
die Integration in dieser Gesellschaft stark belastet.
Dabei wirbt er nicht nur iber AKP-nahe und ande-
re turkisch-nationalistische Netzwerke, die Ubri-
gens bis in die CDU hineinreichen,

(Dirk Nockemann AfD: Ei, eil)

sondern auch uber DITIB, also Uber eine Religi-
onsgemeinschaft. Das seit je bestehende und bei
Aufnahme von Verhandlungen Uber den Vertrag
bekannte Problem, dass DITIB organisatorisch und
finanziell eng mit dem tiirkischen Staat verbunden
ist, wird in solchen Zeiten hochbrisant. Ich will Sie
daran erinnern, dass es die CDU war, die aus-
driicklich darauf bestanden hat, dass DITIB in die
Verhandlungen um den Vertrag einbezogen wur-
de.

Dem muss ein Riegel vorgeschoben werden.
Schon in der letzten Runde vor vier Wochen, als
es um die Zukunft des Vertrags ging, haben wir ge-
sagt, DITIB muss einen Schnitt machen und sich
aus der Abhangigkeit des tlrkischen Staates be-
freien. Wir konstatieren, dass gemaRigte Krafte in
DITIB diesen Weg beschreiten wollen. Das wird
nicht leicht, und die, die solche Reformen anstre-
ben, brauchen Unterstlitzung. Nun hat gestern die
Innenbehdrde erklart, dass sie die DITIB-Moschee
in Wilhelmsburg durch den Verfassungsschutz be-
obachten lasst, um zu prifen, ob dort — ich zitie-
re —

"[...] Extremisten derart aktiv sind, dass wir
von verfassungsfeindlichen Strukturen oder
Teil-Strukturen ausgehen mussen."

DITIB-Nord hat mit dem Rucktritt des Moschee-
Vorsitzenden eine erste Konsequenz gezogen.
Das war notwendig, aber die Probleme dirften da-
mit nicht geldst sein. Es ist kein Geheimnis, dass
ultranationalistische Netzwerke oder auch faschi-
stische Organisationen wie die Grauen Wolfe DI-
TIB-Moscheen als Stiitzpunkte nutzen oder zu nut-
zen versuchen. Das kann eine demokratische Ge-
sellschaft nicht dulden, und das darf auch DITIB
nicht dulden. Auch das ist unsere klare Erwartung
an DITIB.

Wir haben, das dlrfte Sie nicht tberraschen, Pro-
bleme damit, dass Ultranationalisten oder militante
Rechte vom Verfassungsschutz als V-Leute ge-
worben und bezahlt werden. Aber wir sind der Mei-
nung, dass solche ultranationalistischen und de-
mokratiefeindlichen Strukturen, soweit sie sich in
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DITIB-Moscheen breitgemacht haben oder breitzu-
machen versuchen, aus diesen Moscheen heraus-
gedrangt werden miussen, auch mithilfe von Si-
cherheitsbehérden.

Sie haben, Herr Trepoll, die Frage gestellt, und das
ist vollkommen richtig, wieso es eigentlich dazu
komme, dass Jugendliche sozusagen empfanglich
sind fir diesen turkischen Nationalismus. Das ist
eine Frage, die wir uns ernstlich stellen missen.

(Kazim Abaci SPD: Genau!)

Das ist eine andere Diskussion als die, die wir jetzt
fuhren. Aber diese Diskussion, finde ich, missen
wir sehr selbstkritisch fihren. — Schonen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Suding von der
FDP-Fraktion hat das Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Seit dem Putschversuch im
letzten Juli halt uns die Turkei in Atem: Zehntau-
sende entlassene Richter, Staatsanwalte, Beamte
und Lehrer, verhaftete Journalisten und Abgeord-
nete, dichtgemachte Zeitungen, Radio- und Fern-
sehsender, der verlangerte Ausnahmezustand, der
Plan, die Todesstrafe wieder einzufiihren. Vor zwei
Tagen dann ein neuer Tiefpunkt fir die Presse-
und Meinungsfreiheit in der Tarkei. Der deutsch-
turkische Journalist Deniz Yiicel wurde aus faden-
scheinigen Grinden willkidrlich in Untersuchungs-
haft gesteckt. Diesen Angriff auf die Pressefreiheit
kénnen und dirfen wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
bei Dr. J6rn Kruse AfD und Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Der Weg, den die Turkei damit einschlagt, ist fatal.
Er fahrt weg von Meinungsfreiheit und Toleranz hin
zu einem autoritaren Staat. Journalismus ist kein
Verbrechen. Die freie Meinung darf nicht im Ge-
fangnis landen, und das darf nirgendwo so sein.

(Beifall bei der FDP, den GRUNEN, verein-
zelt bei der SPD und der CDU und bei
Dr. J6rn Kruse AfD)

Und es geht weiter. Am 16. April 2017 sind die Tur-
ken aufgerufen, Uber die Einfihrung eines Prasidi-
alsystems abzustimmen. Samtliche Macht im Staa-
te wirde dann bei Prasident Erdogan gebuindelt,
die Gewaltenteilung ware abgeschafft. Mit unseren
europaischen Werten ist das schlicht und einfach
nicht vereinbar. Das, was in der Turkei jetzt gerade
passiert, kann keinen Demokraten kalt lassen, es
muss uns alle betroffen machen.

Wir fordern daher, dass die Bundesregierung sich
mit aller Kraft dafiir einsetzt, Deniz Yiicel und an-
dere aus politischen Motiven inhaftierte Journali-

stinnen und Journalisten sofort freizulassen. Es ist
gut, dass sowohl Kanzlerin Merkel als auch Au-
Renminister Gabriel die Verhaftung von Deniz Yu-
cel scharf kritisiert haben. Dem mussen jetzt aber
auch Taten folgen. Wenn Erdogan Demokratie,
Parlamentarismus, Gewaltenteilung und freie Mei-
nungsauflerung in seinem Land abschaffen will,
dann missen und dirfen wir ihm in unserem Land
keine Blihne dafir bieten.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Die Bundesregierung hat es in der Hand. Sollte der
diplomatische Weg nicht zum Erfolg fihren, dann
muss sie Erdogan und seinen Ministern das Einrei-
sevisum verwehren. Diesen Mut missen Kanzlerin
und Auflenminister aufbringen, sonst verlieren sie
ihre Glaubwiirdigkeit.

(Wolfgang Rose SPD: Mit welchem Recht
denn?)

Warme Worte reichen uns auch nicht vom Senat.
Das, was wir vor vier Wochen an dieser Stelle vom
Ersten Burgermeister zu den Vorgangen bei DITIB
und SCHURA gehort haben, reicht bei Weitem
nicht aus. Unsere Forderung bleibt: Der Staatsver-
trag mit den islamischen Verbanden gehdrt aufge-
I6st.

Auch heute konnten die Argumente dagegen nicht
Uberzeugen. Dialog und gegenseitiger Respekt
sind auch ohne Staatsvertrag moglich, so wie das
doch auch in 14 anderen Bundeslandern ohne Is-
lam-Staatsvertrag maoglich ist. Allerdings muss es
dann diesen Dialog auch tatsachlich geben. Olaf
Scholz hat wortreich den wichtigen Dialog mit den
Muslimverbanden beschworen. Auf unsere Nach-
frage jedoch kam heraus, das kdénnen Sie in der
Drucksache 21/7840 nachlesen, dass er selbst
sich seit Jahren mit keinem der Verbande zu ei-
nem solchen Gesprach getroffen hat. Kein Senator
hat sich mit der DITIB Uber die schwerwiegenden
Vorwirfe ausgetauscht. Das erste und einzige
Treffen der Chefs der Senatskanzlei mit der DITIB
liegt fast vier Monate zurtick. Und das war offenbar
so wenig konkret, dass nicht einmal ein Protokoll
existiert. Ein einzelnes Gesprach auf Arbeitsebene
ist noch langer her. Von Ubergreifendem Dialog zu
interreligidsen Fragen keine Spur, Dialog geht
wahrlich anders.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Wir fordern, dass der lange Uberfallige Dialog mit
den Verbanden jetzt umgehend aufgenommen
wird und dabei insbesondere die schweren Vor-
wirfe gegenuber der DITIB und dem IZH ange-
sprochen werden. Die Offentlichkeit hat ein Recht
darauf, dass diese Vorwurfe vollstandig ausge-
raumt werden.
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Gut ist, dass die DITIB-Moschee in Wilhelmsburg
jetzt endlich vom Verfassungsschutz ins Visier ge-
nommen wird. Das war langst tberfallig nach den
verfassungsfeindlichen AuRerungen des inzwi-
schen  zuruckgetretenen Vorsitzenden. Aber
warum kam das so spat, und warum musste das
erst auf den offentlichen Druck hin passieren? An
unserer Grundiberzeugung andert das jedoch
auch nichts, der Einfluss der tlirkischen Regierung
auf DITIB muss ein Ende haben, die DITIB muss
sich vollstandig von der tirkischen Religionsbehdr-
de Diyanet I6sen. Passiert das nicht, darf sie nicht
langer Vertragspartner der Stadt sein.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien und
André Trepoll, beide CDU)

Bei all diesen Themen brauchen wir klare und un-
missverstandliche Worte von Senat und Bundesre-
gierung, denen dann auch Taten folgen. Eine Ab-
hangigkeit, wie sie etwa durch den Flichtlingsdeal
der EU mit der Tirkei oder auch dem Islam-Staats-
vertrag in Hamburg entstanden ist, darf Sie nicht
davon abhalten. Wir durfen uns eben nicht er-
pressbar machen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Nockemann von der
AfD-Fraktion bekommt das Wort.

Dirk Nockemann AfD:* Verehrtes Prasidium, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Wiederholt
haben in den vergangen Tagen und Wochen Ver-
treter von DITIB-Moscheegemeinden deutlich ge-
macht, was sie von unserer Verfassung und was
sie von der demokratischen Form unserer Gesell-
schaft halten. Sie haben diese demokratische Ver-
fassung verachtlich gemacht. Mit nicht akzeptablen
Formulierungen beispielsweise hat der mittlerweile
zurickgetretene Vorsitzende der DITIB-Moschee-
gemeinde in Wilhelmsburg Folgendes geschrie-
ben:

"Demokratie ist fur uns nicht bindend. Uns
bindend Allahs Buch, der Koran."

Und viele von lhnen tun heute so, als sei das eine
Uberraschung. Ja, sind Sie denn alle blind und
taub durch die letzten Jahre gegangen? Haben Sie
denn die vielen Umfragen nicht wahrgenommen,
die Umfragen unter Muslimen, bei denen ahnliche
Antworten kamen, der Koran stehe Uber allem, er
stehe insbesondere Uber der deutschen Verfas-
sung und Uber den deutschen Gesetzen. Bei all
diesen Umfragen ist ein Aufschrei bei Ihnen ausge-
blieben.

Hier in Hamburg ist es nun nicht bei dieser Formu-
lierung, der Koran sei die einzig bindende Rechts-
quelle, geblieben, vielmehr hat der Vorsitzende der
besagten Moscheegemeinde geschrieben, er
spucke auf das Gesicht der Turken und Kurden,

die nicht islamisch leben. Das ist eine Form von
Volksverhetzung, die sich gegen das redliche Zu-
sammenleben von Menschen unterschiedlichen
Glaubens und unterschiedlicher Weltanschauung
in dieser Stadt richtet. Die vielen diesbezlglichen
Vorfalle, die in den letzten Monaten zu verzeich-
nen gewesen sind, geben Veranlassung zu der
Annahme, dass derartiges Denken in bestimmten
DITIB-Moscheegemeinden eben kein Einzelfall,
sondern weit verbreitet ist, so weit verbreitet, dass
es keinen anderen Weg geben kann, als den
Staatsvertrag mit den tirkischen Gemeinden zu 16-
sen.

(Beifall bei der AfD)

Wir von der AfD sind nicht bereit, Hetzparolen, die
sich gegen unsere freiheitliche Verfassung, die
sich gegen unsere Werteordnung und die sich ge-
gen die freie gesellschaftliche Ordnung wenden,
hinzunehmen. Wem unsere freiheitliche Denkwei-
se nicht gefallt, dem steht es frei, zu gehen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Die Sie ein-
schranken wollen!)

— Reden Sie ruhig dazwischen, Herr Tjarks, Sie
hindern uns nicht an der Rede.

Vor allem aber hat er keinen Anspruch darauf,
dass er weiterhin Vertragspartner der Freien und
Hansestadt Hamburg sein darf.

Fir uns steht fest, dass die Arbeit der DITIB in
Deutschland integrationsfeindlich ist. Und mittler-
weile stellt sich auch sehr ernsthaft die Frage, ob
DITIB tatsachlich eine Religionsgemeinschaft ist
oder nicht vielmehr der verlangerte Arm des turki-
schen Staates, worauf auch diverse Spitzelaktio-
nen der DITIB in nordrhein-westfalischen Schulen
hinweisen.

Das Gefahrliche an der DITIB ist, dass hier Natio-
nalismus und Religion Hand in Hand als Integrati-
onshemmnis zusammenwirken. Insbesondere Uber
die DITIB hat sich der tirkische Staat in der Ver-
gangenheit bei den Deutschtirken und bei den in
Deutschland lebenden tirkischen Staatsangehdri-
gen Einfluss verschafft. Der Fernsehbericht, der
Uber den Vorsitzenden der Wilhelmsburger Mo-
scheegemeinde berichtete, hatte zudem das Video
eines jungen Mannes gezeigt, der fir DITIB in der
Jugendarbeit aktiv sein soll und den tirkischen
Staatschef Erdogan offen bittet:

"Mein Fihrer, gib uns den Befehl und wir
zerschlagen Deutschland.”

Muss ich es wirklich betonen? Wir von der AfD
sind Uber derartige Formulierungen nicht wirklich
Uberrascht gewesen.

(Beifall bei der AfD)

Wir fordern den Senat daher noch einmal auf, den
Staatsvertrag mit der DITIB aufzukiindigen, und wir
fordern die DITIB an dieser Stelle unmissverstand-
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lich zu der Erklarung auf, dass die deutsche Ver-
fassung und die bei uns geltenden Gesetze héher-
rangig sind als die Gebote irgendwelcher heiligen
Bicher. Diese Erklarung ist fur uns unabdingbar.

Das Thema dieser Aktuellen Stunde ist allerdings
umfassender. Wir befassen uns heute nicht nur mit
den Hetzparolen, die von bestimmten Mitgliedern
der DITIB ausgehen, sondern auch mit einem aus-
gepragten tirkischen Nationalismus auf deut-
schem Boden. Wenn hier stéandig gefragt wird, wie
es denn sein kdnne, dass beispielsweise viele tlr-
kische Jugendliche sich nicht mit unserem Staat
identifizieren, sondern vielmehr dem Autokraten
Erdogan zujubeln, dann sage ich Ihnen, das liegt
teilweise natlrlich auch daran, dass niemand von
den Altparteien in den letzten Jahren tatsachlich
Integration eingefordert hat, und das liegt an dem
Selbsthass, den die Linken gegen Deutschland in-
szenieren. Wie soll sich denn dann Uberhaupt ein
fremder Jugendlicher hier mit diesem Staat enga-
gieren, wenn von dieser Seite standig der Links-
Hass kommt? — Danke.

(Beifall bei der AfD — Dr. Anjes Tjarks GRU-
NE: Pressefreiheit, sag ich nur!)

Prasidentin Carola Veit: Herr Nockemann, ich
weise Sie darauf hin, dass Sie bitte auch beim Zi-
tieren den parlamentarischen Sprachgebrauch be-
achten. — Das Wort bekommt der Abgeordnete
Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, sehr geehrte Volksvertreter! Sehr
geehrter Herr Trepoll, kdnnen Sie nicht erst einmal
die Turken in Ruhe lassen und sich an lhre eigene
Nase fassen? Ich bin froh, dass ich jetzt nicht der
Erste bin, der diese Empfehlung ausgesprochen
hat in der Debatte. Eines kann man namlich den
tirkischen Nationalisten nicht vorwerfen, dass sie
hier in Deutschland aggressiv Rdume fur ihre Ideo-
logie erobert haben. Nein, sie haben verlassene
Raume vorgefunden, von Deutschen verlassene
Raume, und diese nehmen sie flr sich in Besitz.
Sie alle kennen die Bilder von Merkel nach ihrem
letzten Wahlsieg, wie sie die Deutschlandfahne
wegschmeildt und ihr der Ekel ins Gesicht ge-
schrieben steht. GRUNE urinieren darauf.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Was? — Dr. Moni-
ka Schaal SPD: Heute ist Aschermittwoch,
man merkt es! — Dr. Andreas Dressel SPD:
Verleumdung!)

Die Bilder gibt es doch. Rote kénnen die National-
farben vor dem Hamburger Rathaus kaum ertra-
gen. Diese Lehre ist es, in die sich ein Meer von
roten Halbmondfahnen zum Teil gigantischen Aus-
males ergieldt, der Uberbordende tlrkische Natio-
nalismus.

Einen gewissen Schutz vor Nationalchauvinismus
bietet ein gesunder Patriotismus, wie er in allen
Landern dieser Welt, auler Deutschland, selbst-
verstandlich ist und wie er auch hierzulande selbst-
verstandlich war.

(Dr. Monika Schaal SPD: Dann wandern Sie
doch aus!)

Noch in den Siebzigerjahren, Herr Dressel, plaka-
tierte die SPD:

"Deutsche, wir kdnnen stolz sein auf unser
Land."

(Anna Gallina GRUNE: Reden Sie mal zur
Sache!)

Stellen Sie sich einmal vor, Jugendliche wirden in
Hamburg eine solche Parole mit StralRenmalkreide
aufs Pflaster schmieren. Dann ware aber der
Staatsschutz aktiv.

(Joachim Lenders CDU: In welcher Welt le-
ben Sie eigentlich?)

Reden Sie doch einmal mit Auslandern. Ich meine
mit solchen, die seit Jahren hier leben und die zu
einem rechtschaffenen Teil Deutschlands gewor-
den sind. Von denen hore ich immer wieder, wir
kennen kein Volk, das sich selbst so hasst wie die
Deutschen. Herr Trepoll, was erwarten Sie denn
eigentlich von den tiurkischen Nationalisten? Wir
sind ein Volk, das nicht einmal die Selbstachtung
und den Anstand aufbringt, der Toten eines Mas-
sakers mit einer Trauerfeier zu gedenken. Wie
kdnnen Sie da erwarten,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist Quatsch!
Eine Llge nach der anderen! Verleumdung!
— Joachim Lenders CDU: In welcher Welt le-
ben Sie eigentlich?)

dass Fremde mit Ubersteigertem Selbstbewusst-
sein uns, die wir doch als Koéterrasse bezeichnet
werden dirfen, mit lhrer Zustimmung, und die
europaische Zivilisation achten?

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, ehrlich, wir sind alle etwas fassungs-
los Uber Ihre Wortwahl, Uber Ihre herbeigezogenen
Vergleiche, Uber die vermeintlichen Fakten, die Sie
hier in den Raum stellen,

(Dr. Ludwig Flocken fraktionslos: Welche?)

und ich mdchte Sie jetzt wirklich bitten, erstens
zum Thema zu reden

(Dr. Ludwig Flocken fraktionslos: Ja!)

und zweitens an die parlamentarische Ordnung zu
denken, ansonsten entziehe ich lhnen das Wort.
Fahren Sie bitte fort. Sie haben noch 1.47 Minuten.
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Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Hamburg sagt Nein, sagen Sie, dieses Land ge-
hoért uns, sagen Sie, hier gelten unsere Regeln, sa-
gen Sie, hier ist Haltung gefragt, sagen Sie und
stampfen mit dem Fuld auf und tun so, als ob Sie
nicht merken, dass Sie ausgelacht werden von de-
nen, die genau wissen, dass das nur Lippenbe-
kenntnisse sind, mit denen Sie das gutmdtige Volk
beruhigen wollen. Zum Beispiel nach einem Po-
grom: Wenn Sie das nicht glaubhaft vertreten kon-
nen, glaubhafter jedenfalls als heute, dann wun-
dern Sie sich doch nicht, dass andere kommen
und sagen, nein, das ist unser Land, hier gelten
unsere Regeln. Und das sind dann die von Herrn
Erdogan und die aus dem Koran. Und bevor Sie,
Herr Trepoll, sich am Deutschenhass der Tlrken
abrackern, kimmern Sie sich doch erst einmal um
Ihren eigenen Deutschenhass. — Vielen Dank.

(Dennis Gladiator CDU: In welcher Welt le-
ben Sie? — André Trepoll CDU: Das gibt kei-
nen Ordnungsruf? — Glocke)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Flocken, ich rufe
Sie abschliefsend noch einmal zur Ordnung. — Das
Wort bekommt jetzt Herr Trepoll von der CDU-
Fraktion fur drei Minuten.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich finde wir miissen uns da noch
einmal etwas Uberlegen. Ich denke, es geht nicht,
dass hier die Biihne genutzt wird von fraktionslo-
sen Abgeordneten an dieser Stelle. Ich weil}, dass
es noch andere fraktionslose Abgeordnete gibt,
aber ich finde schon, wir sollten uns Uberlegen, ob
wir uns das hier in Zukunft noch weiterhin bieten
lassen.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Ich will auf die politische Debatte eingehen und
insbesondere auf das, was die Kollegen von SPD
und GRUNEN gesagt haben. Natiirlich ist heute
politischer Aschermittwoch, Herr Tjarks, aber den
feiern wir in Hamburg eigentlich nicht. Ihre Bitten-
rede war daflir auch nicht geeignet, sondern es
hatte nur den einzigen Auftrag, abzulenken von Ih-
rer Verantwortung in Hamburg.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das haben Sie versucht, und das war geradezu,
ich kann es nicht anders sagen, peinlich, wie Sie
versucht haben, die Bundeskanzlerin anzugreifen,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Was sagen Sie
zur Kanzlerin?)

denn man muss einmal klar sagen, es gibt keinen
Merkel-Turkei-Deal, Herr Dressel, es gibt einen
EU-Turkei-Deal.

(Beifall bei der CDU)

Soll ich lhnen jetzt erzahlen, wer Prasident des
Europaischen Parlaments war? Soll ich Ihnen er-
zahlen, wer Aufienminister war, wer Auflenminister
ist, wer in der Bundesregierung gemeinsam mit der
Union sitzt?

(Dirk Kienscherf SPD: Nicht so diinnhautig!)

So kommen wir doch nicht weiter. So kommen wir
nicht weiter, deshalb: Sie dirfen nicht ablenken.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das war heute schon eine véllig andere Verteidi-
gung von lhnen zu diesem Thema, das war keine
Vorwartsverteidigung mehr. Ich habe gar nicht
mehr gehort, dass Sie die Staatsvertrage, die Reli-
gionsvertrage verteidigt haben. Ich habe nicht ge-
hort, dass der Dialog so wichtig ist, all das, was wir
vor vier Wochen noch gehdrt haben. Das waren
ganz andere Tone. Und deshalb ist es schon wich-
tig, auch noch einmal klarzustellen, worum es uns
in der Debatte geht. Wenn ich mit turkischen
Freunden, mit tlrkischen Bekannten spreche,
dann sagen die mir sehr klar, dass sie mittlerweile
Angst haben, in Hamburg bespitzelt, denunziert zu
werden, dass sie Angst haben, in die Turkei zu
fahren, weil sie gar nicht wissen, was sie da erwar-
tet, was Uber sie gemeldet wird, was Uber sie erho-
ben wird, was in Moscheen weitergetragen wird.
Das ist doch die Frage, der wir uns stellen missen,
und ob wir mit einem Partner wie der DITIB weiter
zusammenarbeiten wollen. Zu dieser Frage haben
Sie heute Uberhaupt nichts gesagt.

(Beifall bei der CDU und der FDP - Dirk
Kienscherf SPD: Dann missen Sie mal zu-
horen!)

Deshalb ist unser Leitmotto klar: keine Toleranz fir
Intoleranz. Das ist, glaube ich, das Signal und die
Botschaft, die wir aussenden mussen. Wir duirfen
vor diesen Fehlentwicklungen die Augen nicht ver-
schlieBen. Wir kénnen es nicht akzeptieren, wenn
eine auslandische Regierung direkten Einfluss
nimmt auf junge deutsche Staatsbirger und be-
wusst Desintegration in unserem Land betreibt.
Das wollen wir nicht zulassen, das ist der Grund,
warum wir so entschieden und stark auftreten und
Sie auffordern zum Handeln. Dem missen Sie
endlich nachkommen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
von Treuenfels-Frowein von der FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Heute ist viel gesagt worden, und einiges
ist eigentlich nicht gesagt worden. Da schliel3e ich
mich Herrn Trepoll an, ich wundere mich, warum
hier keiner einmal darlber spricht, welche Konse-
quenzen wir jetzt ziehen wollen. Natirlich, Sie zie-
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hen jetzt Konsequenzen in Wilhelmsburg, und die
sind auch richtig, das haben wir schon gesagt.
Aber wir missen auch andere Konsequenzen zie-
hen.

(Juliane Timmermann SPD: Das ist doch ei-
ne Konsequenz!)

— Das ist eine Konsequenz, die jetzt gezogen wor-
den ist, da haben Sie vdllig recht, aber erstens zu
spat, zweitens nur auf 6ffentlichen Druck hin, und
drittens muissen weitreichendere Konsequenzen
gezogen werden.

(Juliane Timmermann SPD: Da muissen Sie
eine Grundlage fur haben!)

Wir missen dafir sorgen, dass wir Demokraten
Konsequenzen ziehen, sonst Uberlassen wir das
— das haben wir an beiden Reden heute gese-
hen — den Rechtspopulisten. Wir missen als De-
mokraten zusammenhalten und sollten uns jetzt
auch nicht spalten lassen,

(Dirk Kienscherf SPD: Wir spalten ja nicht!)

wer fur Auflosung des Vertrags ist, wer fir Ausset-
zung ist. Wir missen fordern, dass die DITIB sich
endlich loslést von der Tirkei. Die hangt da am
Tropf und wir missen fordern, dass sie sich los-
I6st, sonst helfen wir ihr namlich nicht und auch
nicht den moderaten Kraften. Wir missen den Mut
haben, das zu fordern. Mit Dialog und Unterhalten
ist dann nichts mehr getan. Wir missen den Mut
haben,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Was bedeutet
das? Welche Schritte konkret? — Dr. Andre-
as Dressel SPD: Was heilit das?)

und da fordere ich Sie alle auf, dass Sie sich dazu
bekennen, dass wir der DITIB sagen, dass sie sich
loslésen soll von der Turkei, und zwar aktiv. Zum
Beispiel mit einem Schritt — gut, auch einmal ein
Vorschlag —, dass die Imame hier in Deutschland
ausgebildet werden. Das ware ein Schritt auf die-
sem Weg, sie dort zu starken. Wir mussen uns
nicht von der Tulrkei loslésen, sondern die DITIB
muss das tun. Und das missen wir fordern. Das ist
unsere sehr klare Haltung. Ich fordere Sie dazu
auf, dass Sie sich dazu bekennen und dass Sie
hier einmal klare Worte finden und nicht irgendwie
alle rumschwadronieren von links und SPD, Sie
wollten doch Dialoge fuihren und es seien doch nur
wenige, einzelne Leute der DITIB. Das ist eben
nicht der Fall. Es ist klar und Fakt, dass die DITIB
unterwandert wird von der Turkei, auch hier in
Hamburg, wie wir sehen, und Uberhaupt landes-
weit. Das mussen wir abschaffen und darauf mus-
sen wir sehr, sehr grolen Wert legen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Nockemann von der
AfD-Fraktion bekommt das Wort.

Dirk Nockemann AfD:* Verehrtes Prasidium, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Wir von der
AfD sagen Nein zum tlrkischen Nationalismus auf
deutschem Boden. Wie kann es eigentlich sein,
dass kurzlich am Wochenende ein tirkisches
Theaterstlick aufgefiihrt wurde, "Letzte Festung
Turkei", in dem es vor Hass, Hame, Gewalt und
Nationalismus nur so strotzt, in dem Erdogan ver-
herrlicht wird, in dem der Westen aufs Ubelste ver-
unglimpft wird? In anderen Stadten wurde diese
Auffihrung untersagt, nicht so in Hamburg. Hat
man hier zu viel Angst gehabt, die Auffihrung zu
verbieten, vielleicht viel zu viel Angst vor turki-
schen Nationalisten? Oder hat man Angst, sein
Wahlerreservoir zu verlieren, das sich naturlich
auch zu einem bestimmten Anteil aus Deutschen
tirkischer Abstammung speist? Nein, wer etwas
gegen tiurkischen Nationalismus machen will, der
muss es anders tun, als es die SPD in Hamburg
macht.

(Beifall bei der AfD)

Leider haben SPD und CDU in den letzten Jahren
als Regierungsparteien, ob im Bund oder im Senat,
insbesondere dem tlrkischen Nationalismus viel
zu wenig entgegengesetzt, diesen teilweise sogar
kritiklos und anbiedernd gewahren lassen und da-
durch stark werden lassen. In diesem Zusammen-
hang erinnere ich auch an den Besuch des tirki-
schen Ministerprasidenten Erdogan 2008 in Koln.
Das Stadion war in rote turkische Nationalflaggen
gehdllt, und ultranationalistische Téne Erdogans
waren damals schon zu héren. Das ist doch nichts
Neues. Kritik von der CDU oder von der SPD horte
man damals nicht. Man horte die Kritik genauso
wenig, als Erdogan im Februar 2014 in Berlin auf-
getreten ist oder dann im Mai 2014 wieder in KdlIn.
Man horte keine Kritik daran, dass er die Turken
davor warnte, sich in Deutschland assimilieren zu
lassen.

Ich erinnere weiter daran, dass man seitens der
Tarkei gegenuber Deutschland immer fordernder
und immer riucksichtsloser wird. Woraus resultiert
das? Naturlich auch aus der Entwicklung in der
Vergangenheit. Fur Erdogan ist Deutschland mitt-
lerweile ein Heimspiel. Seit drei Jahren kritisiert die
AfD dieses Verhaltnis Erdogan/Merkel. Seit drei
Jahren kritisieren wir den tirkischen Nationalis-
mus. Und was fallt Ihnen dazu ein? Aus diesem
Grund kritisieren Sie uns, weil bei uns in manchen
Bereichen sehr vorsichtig ein sehr zurtickhaltender
Patriotismus sichtbar wird.

(Beifall bei der AfD — Dr. Anjes Tjarks GRU-
NE: Pressefreiheit!)

Das betrachte ich als ziemlich verlogen.
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Wir werden das dndern wollen, es wird Zeit fir ei-
ne Wende, und dafir steht die AfD ohne faule
Kompromisse und ohne Wenn und Aber. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Dr. von Berg von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Zunachst zu Ihnen,
Herr Trepoll. Was Herr Tjarks ausfiihren wollte und
ausgefuhrt hat, ist, dass Sie nicht im Bund auf die
eine Weise agieren kdnnen und hier im Land an-
ders reden. Das funktioniert nicht, und das ist das,
was Herr Dr. Tjarks Ihnen mitteilen wollte.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Ich glaube, die allermeisten Fraktionen hier im
Hause sind sich daruber im Klaren und auch im
Ziel einig, dass wir einen modernen, liberalen Is-
lam in Hamburg und auch in Deutschland etablie-
ren wollen. Allein in Hamburg haben wir 5 Prozent
der Bevdlkerung, die turkischstdmmig sind. Und
dafir brauchen wir den Dialog.

(Katjia Suding FDP: Dann fuhren Sie ihn
doch mall)

Ohne Dialog funktioniert das nicht. Dieser Dialog
besteht auf der einen Seite aus Fordern und Unter-
stlitzen, aber er besteht natirlich auch aus For-
dern und dem Formulieren sehr klarer Erwartun-
gen. Und in diesem Prozess befinden wir uns zur-
zeit. Wir formulieren sehr klare Erwartungen, wir
ziehen rote Linien.

(Dr. Bernd Baumann AfD: Welche denn? Wo
verlaufen die denn?)

Und mein Eindruck bisher ist, das haben wir an
den Erklarungen gesehen, die DITIB hat das
durchaus bereits verstanden.

Es ist doch so: Wir haben die Staatsvertrage, und
die Staatsvertrage sind das Fundament, auf dem
wir hier aufbauen. Sie haben einen anderen Weg,
Sie wollen dieses Fundament einreiflen. Wir dage-
gen wollen darauf aufbauen. Ich und die rote-gri-
ne Fraktion sind sich darlber einig, es ist immer
besser aufzubauen als einzureilen. Und diesen
Weg gehen wir. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Wersich von der CDU-Fraktion.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Es ist deutlich spurbar, die
SPD ist in der Defensive und sie merkt, dass die

Kritik, die sie hier noch vor ein paar Wochen an der
CDU geaulert hat, nicht mehr haltbar ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dirk
Kienscherf SPD: Was haben Sie denn heute
Morgen eingenommen?)

Aber ich frage mich ernsthaft, wo eigentlich der Se-
nat bleibt. Neulich hatte der Blrgermeister eine
halbe Stunde Zeit, in der Aktuellen Stunde zu re-
den und jetzt,

(Dirk Kienscherf SPD: Das war offenbar zu
lang fur euch!)

angesichts der sich zuspitzenden Situation, ist hier
offenbar kein einziges Senatsmitglied bereit und in
der Lage, etwas in der Birgerschaft zu sagen. Das
ist doch hilflos, das ist ein echtes Armutszeugnis.

(Beifall bei der CDU)

Wir fragen uns in der Tat auch, wofur eigentlich der
Senat steht. Wir hatten am Montag den Interreligi-
O0sen Salon in der Katholischen Akademie; da hat
sich der Staatsrat Krupp hingestellt und gesagt, na
ja, so viel liege gegen die DITIB noch nicht vor, wir
mdgen doch einmal liefern, was es fir Vorwirfe
gebe, damit der Senat das aufklaren konne. Keine
24 Stunden spater schickt der Innensenator den
Verfassungsschutz. Was heil’t denn das eigent-
lich? Das kann doch nur heif3en, es ist nicht unsere
Aufgabe, nachzuweisen, ob und welche VerstdRe
gegen die gemeinsame Vereinbarung, gegen
Grundwerte und Grundrechte vorliegen. Es ist die
Verpflichtung der DITIB selbst, diese Dinge aufzu-
klaren, Konsequenzen zu ziehen und darlber
Transparenz zu schaffen.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Wolf-
gang Rose SPD: Genau, das fordern wir
auch!)

— Genau, Herr Rose, genau das war der erste
Punkt, weshalb wir gesagt haben, solange die DI-
TIB das nicht macht, soll der Vertrag ausgesetzt
werden. Und Sie haben diesem Punkt widerspro-
chen. Sie haben uns dafir kritisiert, dass wir das
gefordert haben. Der zweite Punkt war, Herr Rose,
dass wir gesagt haben, die DITIB muss nachwei-
sen, dass sie eine unabhangige Organisation als
Religionsgemeinschaft ist und eben nicht ein ver-
langerter Arm tarkisch-nationalistisch islamistischer
Politik. Herr Krupp hat sich erneut hingestellt
— Staatsrat der Senatskanzlei — und gesagt, selbst
wenn der Vertrag nicht mehr gelte, die DITIB wer-
de eine Religionsgemeinschaft bleiben, die ein An-
recht darauf habe, bekenntnisorientierten Islamun-
terricht anzubieten.

Nein, eine politische Organisation einer nationali-
stisch-islamistischen Regierung in der Turkei hatte
eben nicht das Recht, in Deutschland Islamunter-
richt anzubieten. Diese Worte missen vom Senat
fallen.



3822 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 54. Sitzung am 1. Marz 2017

(Dietrich Wersich)

(Beifall bei der CDU und der FDP — Kazim
Abaci SPD: Wir reden uber DITIB-Nord!)

Diese Worte missen vom Senat fallen.
(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr Ab-
geordneter Wersich, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Rose?

Dietrich Wersich CDU (fortfahrend): Keine Zwi-
schenfrage.

Deshalb steht doch die DITIB am Scheideweg, wie
der Vorsitzende, den ich sehr unterstitze und der
sehr ehrlich bemiht ist. Er sagt, die DITIB habe
nur eine Chance, wenn sie in der Mitte der deut-
schen Gesellschaft bleibe und eben nicht der ver-
langerte Arm der Tirkei werde. Genau darum geht
es, deswegen ist diese rote Linie notwendig und
deswegen muss das hier auch ausgesprochen
werden, die DITIB als nationalistisch-islamistisch
politische Organisation ist kein Vertragspartner fur
unsere Stadt. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Dressel von der
SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Wersich, Sie haben
sich irgendwie ein bisschen selbst widersprochen,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

weil Sie eben gesagt haben, der Vorsitzende von
DITIB-Nord sei jemand, der sich bemihe, genau
diesen Weg zu gehen. Er gehdre zu den modera-
ten Kraften, die wir gemeinsam starken missten,
wenn wir die Ziele erreichen wollten, die wir uns
hier, glaube ich, gemeinsam vorgenommen haben
fur diese Stadt. Das war der erste Teil.

Danach haben Sie gesagt, bei DITIB missten
dann insgesamt die Konsequenzen gezogen wer-
den. Wir mussen doch mittlerweile verstanden ha-
ben,

(Kazim Abaci SPD: Differenzieren!)

dass wir differenzieren missen bei dieser Frage.
Und genau das tun wir in der Frage, wie Anjes
Tjarks vorhin gesagt hat, wir missen die Modera-
ten starken und ermutigen und den schwarzen
Schafen dort die Rote Karte zeigen.

(André Trepoll CDU: Wie wollen Sie das ma-
chen bei einer Organisation, die zentral aus
der Tlrkei gesteuert ist?)

Genau das ist der Malistab fiir unsere Politik im
Konkreten, auch im Rahmen der Strafverfolgung
und des Verfassungsschutzes.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb ist der Dialog die eine Seite der Medaille,
den wir natirlich fortsetzen missen, gerade um die
Leute wie den Vorsitzenden von DITIB-Nord mit
dieser Aufgabe nicht allein zu lassen. Wer gewinnt
denn, wenn wir ihn damit allein lassen? Es gewin-
nen die Falken, und dann wird sich nachher genau
die Prophezeiung erfiillen, die Sie an die Wand
malen wollen. Das ware genau das Falsche fir un-
sere stadtische Entwicklung. Auch das muss man
noch einmal klarstellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb hilft es nichts, man muss dann immer ge-
nau schauen, wem wirft man was vor, wem kann
man hier auch was wie zurechnen. Die Strafverfol-
gungsbehorden auf Bundesebene arbeiten die
Spitzelfragestellung auf, da mussen wir auch se-
hen, was bei diesem Verfahren herauskommt. Und
wir haben in Hamburg sehr konkrete Erkenntnisse
im Hinblick auf die eine Moschee in Wilhelmsburg.
Das wird jetzt aufgearbeitet genau nach den Re-
geln, die unsere freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung hat.

Ich empfehle uns sehr, bei diesem Thema, bei
dem man sehr leicht im Triben fischen kann, bei
diesen Regeln unserer freiheitlich-demokratischen
Grundordnung zu bleiben. Das ist ein deutlicher
Appell, den ich noch einmal an Sie alle und vor al-
lem an CDU, FDP und AfD richten méchte.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN - Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP: Was soll das denn hei3en?)

Denn gerade der Hinweis von lhnen, Frau von
Treuenfels-Frowein, ist doch ein sehr wichtiger
Punkt. Sie malen alles Mogliche an die Wand und
sagen dann, wir wollten das Thema doch nicht der
AfD Uberlassen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Genau!)

— Ja, aber so, wie Sie die Debatte anzetteln seit
Wochen,

(Dennis Gladiator CDU: Sie ducken sich
weg!)

machen Sie genau das, vor dem Sie warnen, Sie
spielen namlich der AfD in die Hande. Das kann
nicht unsere Losung sein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau von Treuenfels-Fro-
wein von der FDP-Fraktion bekommt erneut das
Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Verehrte Prasidentin, meine Damen und Herren!
Lieber Herr Dressel, was flr ein Quatsch.
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(Beifall bei der FDP und der CDU)

Welchen Quatsch hdren wir uns da an? Sie wollen
uns sagen, wir zettelten eine Debatte an. Na, Gott
sei Dank tun das die Demokraten. Das mussen wir
in der birgerlichen Mitte tun. Wenn Sie sich weg-
driicken und erst auf offentlichen Druck anfangen,
ein wenig herumzulavieren, um dann endlich ein-
mal kurz vor der Aktuellen Stunde den Verfas-
sungsschutz in Gang zu setzen, bitte sehr, wun-
derbar. Aber wissen Sie, wann Rechtspopulisten
das Feld Uberlassen wird? Wenn wir solche Debat-
ten nicht anstoRen und keine klaren Worte finden,
wird das passieren. Selbst lhr Blrgermeister hat
neulich gesagt, es sei gut, dass wir das debattie-
ren. Politischer Druck und nicht Sich-Wegdriicken
ist notwendig. Das muss einmal ganz klar gesagt
werden. Ich bin wirklich sehr enttduscht Uber das,
was Sie gerade gesagt haben. Als ob wir den
Rechtspopulisten in die Hande spielen wiurden.
Das erledigt Ihre Fraktion, indem sie einfach nur
bei Tee und Raucherstabchen irgendwelche Dialo-
ge flhrt.

(Beifall bei der FDP und der CDU — Karl-
Heinz Warnholz CDU: Hort, hort, hort! — Dirk
Kienscherf SPD: So ein Quatsch!)

Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll von der
CDU-Fraktion hat das Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Egal, ob es Tee oder Kaffee oder
Raucherstabchen gibt, es macht doch keinen Sinn,
wenn wir uns in dieser fur unsere Stadt dullerst
wichtigen, auch gesellschaftspolitischen Zukunfts-
frage gegenseitig vorwerfen, der eine oder andere
nutze die Diskussion aus, um Populisten zu unter-
stlitzen. Das macht doch keinen Sinn.

(Ralf Niedmers CDU: Das schaffen die doch
nicht!)

Ich finde, so weit missen wir doch in einem ge-
meinsamen Schulterschluss von Demokraten ge-
hen kénnen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Herr Dressel mdchte diesen Vertrag verteidigen;
das wollte ich von ihm héren. Herr Dressel, Sie be-
tonen den Dialog. Wir haben diese Vertrage jetzt
funf Jahre. Sie haben fiinf Jahre lang den Dialog
gefiihrt. Welche Situation haben wir? Ist das noch
die gleiche DITIB, mit der vor finf Jahren dieser
Vertrag geschlossen wurde? Jeder, mit dem ich
mich in dieser Stadt unterhalte, sagt mir, nein, das
sei nicht mehr die gleiche Organisation, weil die is-
lamistisch-nationalistische Entwicklung der Turkei
voll auch auf die DITIB hier im Norden durchschla-
ge. Und das hat mit der Struktur der DITIB zu tun,
weil sie zentral aus Ankara gesteuert ist.

(Phyliss Demirel GRUNE: Das war friiher
auch so! Das hat Sie doch friiher auch nicht
interessiert!)

Deshalb, Herr Dressel, wird es nicht funktionieren.
Es wird nicht funktionieren, was Sie sich vorstellen.
Diese liberalen Krafte so zu starken, das kann ein-
fach nicht funktionieren, das wissen wir schon jetzt.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie uns vorwerfen, wir missten das ermit-
teln, dann frage ich Sie, Herr Blurgermeister: Ha-
ben Sie mit DITIB-Hamburg dariiber gesprochen,

(Kazim Abaci SPD: Ja! — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Im Gegensatz zu dir haben wir das
gemacht!)

ob diese Spitzelanweisung aus der Turkei auch an
DITIB-Nord ergangen ist? Haben Sie das bejaht
oder nicht? Doch, das haben Sie getan. Und was
haben Sie dann getan? Warum haben Sie nicht
nachgefragt, welche MalRnahmen dort getroffen
werden? Warum haben Sie nicht nachgefragt, wel-
che Rolle die tirkischen Religionsattachés aus
Hamburg spielen? Das sind doch die entscheiden-
den Fragen, die Sie stellen missen. Deshalb, das
kann ich Ihnen jetzt schon prophezeien, wird die
von lhnen vorgetragene Argumentation nicht mehr
ausreichen, genauso wie vor vier Wochen, als Sie
gesagt haben, es gebe Uberhaupt keine Vorwiirfe,
man werde sich hier in einigen Wochen wiederse-
hen und endglltig dartber sprechen, dass diese
Religionsvertréage jetzt ausgesetzt werden muss-
ten, um ein wirkliches Signal der Starke zu senden
und klarzumachen, dass wir mit Menschen, die ge-
gen unsere demokratische Grundordnung kamp-
fen, keinen Dialog flihren, sondern dass diese
Gegner unserer Demokratie seien.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Tjarks von der
GRUNEN Fraktion bekommt jetzt das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Liebe Frau von Treuenfels,
ich muss lhnen leider sagen, dass ich finde, dass
die FDP hier ein sehr Uberraschendes Rechts-
staatverstandnis vertritt.

(Beifall bei Christiane Blémeke GRUNE und
vereinzelt bei der SPD)

Denn Sie haben so getan, und Sie tun das auch in
der Debatte um BDS, zu der wir nachher kommen,
als ob man per politischen Beschluss den Verfas-
sungsschutz in Marsch setzen kdnne, um unliebsa-
me ldeologien beobachten zu lassen. Das tun Sie,
das wollen Sie nachher beschlieRen lassen. Das
mit dem Verfassungsschutz, Frau von Treuenfels,
funktioniert anders, und dafiir gibt es auch gute
Grinde.
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(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich bin nach der Vorrede dem Kollegen Trepoll
dankbar dafiir, dass man in einer Debatte, wo in
der Tat Druck notwendig ist, auch etwas abrusten
kann. Aber, lieber Herr Trepoll oder liebe Frau von
Treuenfels: Wenn Sie fordern, wir sollten einen
europaischen lIslam entwickeln oder gemeinsam
Imame ausbilden, und gemeinsam auf einen Weg
kommen, wie wir das vielleicht mit den Kirchen ma-
chen, dann brauchen Sie, wenn Sie das bis zum
Ende durchdenken, zwingend eine Bekenntnisge-
meinschaft, die auf der anderen Seite steht und mit
der Sie diesen Weg gehen koénnen. Auch deswe-
gen ist es wichtig, Staatsvertrage zu haben, damit
man eine Bekenntnisgemeinschaft

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: So ein Unsinn!)

auf der anderen Seite hat und diese Vertrage und
diese Idee, die Sie hier vorgetragen haben, ent-
wickeln kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Herr Trepoll ist damit angetreten, als wisste er,
wahrscheinlich besser als der Verfassungsschutz,
Bescheid und habe schon die nachsten Erkennt-
nisse tief aus dem Inneren der DITIB, die wir alle
nicht haben, obwohl er mit ihnen wahrscheinlich
selbst noch gar nicht richtig geredet hat. Deswe-
gen stellt sich die Frage, was Sie in lhrer geheim-
dienstlichen Tatigkeit hier ermitteln werden. Aber
Sie — und Herr Wersich hat gesagt, er wolle den
Vorsitzenden von DITIB-Nord starken, weil er fin-
de, dass Herr Simsek diesbezlglich eine verninfti-
ge Position vertrete — sind die Antwort auf die Fra-
ge schuldig geblieben, wie das aus lhrer Sicht ge-
hen solle. Den Vorsitzenden von DITIB-Nord, den
Sie selbst als vernlinftig bezeichnet haben, starkt
man nicht dadurch, indem man die Staatsvertrage
kindigt. Die Antwort auf diese Frage sind Sie bis-
her komplett schuldig geblieben. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr
Dr. Baumann von der AfD-Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Die heutige Debatte ist wie-
der einmal extrem wichtig, denn sie kommt zum
Kern eines Problems, das nicht nur Hamburg, son-
dern das ganze Land umtreibt. Wenn jetzt fiir alle
Fraktionen — FDP, CDU, GRUNE, LINKE, SPD —
klar ist, welche gigantischen Probleme es selbst
bei den Integrationspartnern, die man sich bewusst
ausgewahlt hat, gibt, um die Integration in diesem
Land und in dieser Stadt zu beschleunigen, und
auf solche Demokratiefeindlichkeit, auf solche Isla-
mismusbegeisterung st63t, dann zeigt das doch,
dass die AfD, die vor zwei Jahren in lhre Reihen
getreten ist und von Anfang an als Einzige gewarnt

hat und sich dafir mit aller Ironie und mit allem
Hass und aller Hdme hat beschimpfen lassen,
recht hatte.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Womit
denn?)

Dass Sie jetzt eine Wende, eine Bewusstseinsma-
chung, die wir schon frih gefordert haben, als Po-
pulismus bezeichnen, gehdrt wirklich zum Schéabig-
sten im Parlamentarismus. Besinnen Sie sich des-
sen bitte.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Wersich von der CDU-Fraktion.

Dietrich Wersich CDU: Herr Tjarks, die Antwort
gebe ich lhnen gern auf die von lhnen gestellte
Frage, obwohl sie allen Abgeordneten des Hauses
in der Drucksache 21/7595 bereits vorliegt. Wir ha-
ben gefordert, der Senat werde ersucht, die DITIB
aufzufordern, einen Bericht zu den Hassmails, Auf-
rufen zur Gewalt gegen christliche Traditionen und
Feiertage durch Mitgliedsmoscheen und Jugend-
verbande zu erstatten und Malnahmen darzule-
gen, wie die DITIB wirksam gegen derartige Ver-
tragsverstofie vorgeht und Wiederholungen unter-
binden wird. Das haben Sie abgelehnt.

Wir haben gesagt, wir wollten eine verbindliche Zu-
sage von der DITIB, dass auf alle aus der Turkei
stammenden Predigten verzichtet wird, soweit dar-
in Aufforderungen und Aussagen enthalten sind,
die gegen die gemeinsamen Wertegrundlagen des
Artikels 2 des Vertrages verstolten. Das haben Sie
abgelehnt. Wir haben gesagt, dass die Rege-
lungen des Vertrags gegen DITIB so lange auszu-
setzen sein sollen, bis die Vertragsverletzungen
und Zweifel an der Eigenschaft der DITIB als Reli-
gionsgemeinschaft eindeutig behoben sind. Das
haben Sie abgelehnt. Das heilt, der Schlissel
liegt doch bei der DITIB, durch ihr eigenes Tun
nachzuweisen, dass sie so, wie der Vorsitzende es
will, eine Religionsgemeinschaft ist. Aber wenn
sich die tlrkische Regierung und die tdrkischen
Nationalisten durchsetzen, dann ist sie eben keine
Religionsgemeinschaft mehr und dann muss der
Vertrag mit der DITIB nicht nur ausgesetzt, son-
dern beendet werden. Das ist klare Kante, das ist
eine Haltung.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wie Herr Trepoll gesagt hat, ist seit 14 Tagen zu
prifen, ob die Voraussetzungen, die DITIB wegen
moglicher verfassungsfeindlicher Einflussnahme,
unter anderem aus der Turkei, durch den Verfas-
sungsschutz vorliegen. Das haben Sie abgelehnt.
Heute machen Sie das. Das ist eine steile Lernkur-
ve und zeigt auf, dass die Vorwirfe gegen die Uni-
on an der Stelle falsch waren. Wir brauchen ein
gemeinsames Zusammenstehen der demokrati-
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schen Krafte gegen die Gleichschaltung aus der
Tarkei im nationalistisch-islamistischen Sinne. Kla-
re Kante aus diesem Parlament, aus der Mitte des
Parlaments gemeinsam, anstatt hier Schuldzuwei-
sungen an die Union. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Prasidentin Carola Veit: Uns verbleiben noch
neun Minuten fur die Aktuelle Stunde. Jetzt be-
kommt Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Frakti-
on das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich bin einigerma-
Ren schockiert tiber die AuRerungen, insbesonde-
re Uber die von Herrn Dressel, der versucht hat,
die FDP und CDU anzuschwarzen nach dem Mot-
to: Wir machen das Geschéft der AfD. Nichts konn-
te falscher sein.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ach so!)

Gerade weil Rot-Grin und andere es jahrelang
versaumt haben, das Thema ernsthaft und mutig
anzugehen, ist die AfD stark geworden. Es kommt
darauf an, dass die demokratischen Krafte mit
Kopf und Verstand und nicht mit dem Holzhammer
die Themen Terrorismus, Islamismus und andere
sorgfaltig angehen.

(Kazim Abaci SPD: Worlber diskutieren wir
Uberhaupt?)

Wenn wir es nicht tun, machen es andere. Sie ha-
ben jahrelang versdumt, dieses Thema ernsthaft
anzugehen, und haben einen gewissen Boden fir
andere geschaffen. Sie sollten der FDP, tbrigens
auch der CDU, dankbar dafiir sein, dass wir das
aufgreifen und in verninftige Bahnen lenken. Wir
tun etwas gegen Radikalismus in Deutschland.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Der zweite Punkt, und der betrifft Sie, weil Sie den
bisherigen und auch den jetzigen AuRenminister
stellen: Es ist doch ein offener Widerspruch und
muss eine Reaktion bei der von Ihnen getragenen
Bundesregierung herbeifiihren. Unsere Bundes-
tagsabgeordneten dirfen unsere Truppen in der
Tarkei nicht besuchen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Geht es um Bun-
despolitik oder sitzen wir hier in Hamburg?)

Das verhindern die Turken. Aber der turkische
Staatsprasident, Uber dessen politische Meinung
und dessen Art und Weise im Umgang mit Demo-
kratie wir uns hoffentlich einig sind, darf zu uns
kommen und fir die Abschaffung der Demokratie
werben. Das ist doch ein grundsatzlicher Unter-
schied. Es kommt darauf an, dass der SPD-Au-
Renminister dafiir sorgt, dass das nicht passiert.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Das ist auch ohne Weiteres mdglich. Herr Rose
fragte, wie das denn gehe. Selbstverstandlich kann
jeder Staat daflir sorgen, dass ein unliebsamer
Birger jedes anderen Landes sein Land nicht be-
tritt. Und hier ist die Gelegenheit, das einmal zu
tun. Dann musste auch einmal |hr Aulenminister
einschreiten. Der Ball ist in |hrem Feld, handeln
Sie.

Und der dritte Punkt, Thema DITIB oder Vertrage.
Sie wissen, dass wir von Anfang an als FDP sehr
kritisch waren mit jeder Art von Vertradgen mit Reli-
gionsgemeinschaften, Stichwort Trennung von Kir-
che und Staat. Das lasse ich einmal auf3en vor.

(Beifall von Jens Meyer FDP)

Der entscheidende Punkt ist, was Sie denn eigent-
lich noch machen wollen. Was soll denn DITIB und
was sollen auch andere noch machen, bis Sie end-
lich einmal handeln? Vertrag hat etwas mit sich
vertragen zu tun, und wenn eine Partei eines Ver-
trages konsequent gegen den Geist und manch-
mal vielleicht sogar gegen die Buchstaben eines
Vertrages verstoRt, dann ist einfach Zeit, Schluss
zu machen. Das wirden Sie sich doch privat auch
nicht gefallen lassen. Wenn Sie einen privaten Ver-
tragspartner haben und er konsequent gegen
Geist und Buchstaben des Vertrages verstoft,
dann machen Sie Schluss und halten keine Fen-
sterreden. Und das genau erwarten wir von lhrem
Blrgermeister. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Schneider von der
Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE:* Vielen Dank.
Ich mdchte jetzt ausdricklich Herrn Dr. Dressel
beipflichten, weil man wirklich sagen kann, wer die
Frage so aufwirft, wie die AfD sie aufwirft, der
macht das Geschaft. Und ich bin froh, Herr
Dr. Schinnenburg, dass Sie jetzt nicht sagen, Sie
wollten raus aus dem Euro, weil Sie dieses Pro-
blem nicht der AfD Uiberlassen wollen. So bekampft
man die AfD nicht, sondern man bekampft sie da-
durch, indem man einen klaren Kurs hat, wie man
Demokratie starkt.

(Michael Kruse FDP: Von lhnen lassen wir
uns nicht erklaren, wie man Demokratie
starkt, Frau Schneider! Von lhnen lassen wir
uns das nicht erklaren!)

— Was wollen Sie, bitte schén, damit sagen? Das
mdchte ich jetzt wirklich von lhnen wissen, wenn
Sie sagen, Sie lie3en sich von mir nicht sagen, wie
man Demokratie erklart. Sie machen jetzt genau
dasselbe wie die AfD, Sie sagen namlich, DIE LIN-
KE gehore nicht zum demokratischen Spektrum.
Das, kann ich lhnen sagen, ist auch das Geschaft
der AD.
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(Christiane Schneider)

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt haben Sie leider meinen Faden abreil3en las-
sen.

(Dietrich Wersich CDU: War auch gar nicht
zum Thema, Frau Schneider!)

Ich habe auf Dr. Schinnenburg geantwortet und
Sie werfen die Frage in einer ahnlichen Weise auf
wie die AfD. Die CDU unterscheidet sich insofern
dadurch, dass sie sagt, es misse gepruft werden.
Sie wollen gar nichts mehr prifen, und damit
schwéachen Sie die gemaRigten Krafte, Sie schwa-
chen Reformansatze. Frau Treuenfels-Frowein,
Sie waren bei den verschiedensten Gesprachen
dabei und haben Erwartungen formuliert, und die-
sen Erwartungen ist nachgekommen worden. Das
gehort wirklich auch zur Wahrheit dazu.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Wysocki von der
SPD-Fraktion hat das Wort.

Ekkehard Wysocki SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich hatte die Befirchtung,
aber gleichzeitig auch die Hoffnung, dass wir beim
Thema bleiben und nicht wieder die Debatte fuh-
ren, die wir vor zwei Wochen gefuhrt haben.

(Dennis Gladiator CDU: Da hat Herr Tjarks
ihn wieder enttauscht!)

— Das hat mich nicht nur enttauscht, Herr Gladia-
tor, sondern wir werden naturlich auch beobachtet,
wie wir dieses Thema diskutieren.

(André Trepoll CDU: Wollen Sie es denn dis-
kutieren?)

Das heildt, wir haben nicht nur die Aufgabe, aufzu-
nehmen, was es an Kritikpunkten, was es an Fra-
gen gibt, sondern wir haben daraus Konsequenzen
zu ziehen. Verschiedene Redner haben hier den
Eindruck erweckt, sie wissten mehr Uber die Bin-
nenstrukturen als diejenigen, die sich mehrfach mit
der DITIB auseinandergesetzt haben und bei den
Gesprachen dabei waren. Wir haben durchaus Er-
kenntnisse dartiber gewonnen, in welcher Position
im Moment die DITIB ist. Wenn Herr Wersich von
dem Gesprach bei der Katholischen Akademie be-
richtet, dann hatte er meines Erachtens auch dar-
Uber berichten missen, dass uns dort gesagt wor-
den ist, dass die moderaten Krafte, die in der DI-
TIB den Vorsitzenden stellen und auch sonst in
Hamburg die Mehrheit haben, Unterstitzung brau-
chen. Gerade jetzt brauchen sie Unterstiitzung.
Und die Unterstitzung jetzt ist natirlich bedingt
durch das Thema, das die CDU angemeldet hat,
durch die Abstimmung, die im April ansteht, durch
den unzweifelhaften Versuch der Einflussnahme,
der hier stattfindet. Aber die Frage ist, wie wir klug
darauf reagieren, wie wir darauf Hilfestellung leis-

tend reagieren, und nicht, wie wir daraus ein The-
ma machen, bei dem wir schon in der Debatte
deutlich zeigen, dass wir offensichtlich schon be-
stimmte Urteile gefallt haben und nicht mehr bereit
sind, diese zu verandern. Das, glaube ich, ist nicht
Punkt der Sache.

(Glocke)
— Ich gestatte keine Zwischenfragen.

Wir haben in der letzten Buirgerschaftssitzung
einen Antrag verabschiedet, und da nitzt es auch
nicht, wenn Herr Wersich hier dauernd den abge-
lehnten Antrag der CDU formuliert

(Dietrich Wersich CDU: Herr Tjarks hatte ja
gefragt, was wir wollen!)

beziehungsweise diesen an die Religionsgemein-
schaften verteilt. Das bedeutet schlieflich nur,
dass er seinen Antrag bei den Religionsgemein-
schaften erklaren muss, wir aber mit diesem An-
trag ein klares Vorgehen verabredet haben, dass
namlich von Senatsseite und von uns auf politi-
scher Seite aufgearbeitet wird, was mit unserem
Vertragspartner insgesamt ist. Das sind keine lee-
ren Floskeln, das sind keine Sprechblasen, das ist
schlichtweg der Wunsch und die Aufforderung, zu
wissen und klarzustellen, was innerhalb der DITIB
[uft.

Wir haben erste Konsequenzen gesehen, die fur
die einen oder anderen ausreichend sein mdgen
oder nicht, aber wir sind auch noch nicht am Ende
dieser Prifung. Diese Prifung lauft und danach
werden dann auch Konsequenzen gezogen. Wir
haben im Rahmen der religionspolitischen Spre-
cher mit der DITIB vereinbart, dass es einen nach-
sten Termin innerhalb von drei Wochen gibt. Da
gab es auch den Appell an die CDU, diese Anmel-
dung jedenfalls nicht mit diesem Schlenker DITIB
wieder zu machen, weil diese Debatte hier zu friih
kommt. Wir warten das alles ab.

(Zurufe)
— Moment.

(André Trepoll CDU: Nachstes Mal fragen
wir Sie einfach, was wir anmelden sollen!)

— Ja, melden Sie an, was Sie wollen. Aber der
Punkt ist, dass es schon gewesen ware, wenn Sie
beim Thema geblieben waren.

Wir kénnen uns in drei Wochen, wenn die Ergeb-
nisse vorliegen, darlber unterhalten. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Prasidentin Carola Veit: Herr Professor Kruse

von der AfD-Fraktion bekommt das Wort fiir eine
Minute.
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Dr. Jorn Kruse AfD: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Staatsvertrag
mit der DITIB war gut gemeint, Herr Blrgermeister.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Es gibt
keinen Staatsvertrag mit der DITIB!)

Aber ich glaube, heute sind wir kliger. Und ich
glaube, Sie auch. Ob Sie den Staatsvertrag kundi-
gen oder aussetzen oder modifizieren, wie es in
der Burgerschaftssitzung vor 14 Tagen von drei
verschiedenen Fraktionen unterschiedlich pronon-
ciert wurde, ist eigentlich nicht entscheidend. Ent-
scheidend ist, dass man der DITIB klarmacht, dass
das, was sie in der Vergangenheit in Deutschland
gemacht hat, so nicht geht.

(Beifall bei der AfD)

Herr Wysocki, ich war auch bei dem Gespréach,
von dem Sie berichtet haben, dabei und habe von
dem DITIB-Vertreter einen durchaus guten Ein-
druck gehabt. Aber er hat auch klar gesagt, dass
es einen Machtkampf in der DITIB gibt. Er hat
klargemacht, dass sie quasi politisch bedroht wer-
den aus der Tirkei, dass der Bundesverband in
Kéln eine sehr problematische Rolle spielt, und er
hat auch deutlich gemacht, er brauche hier die Un-
terstutzung der Politik. Das genau machen wir hier,
und ich wirde mir wiinschen, dass Sie das deutli-
cher zum Ausdruck bringen wirden.

(Beifall bei der AfD — Dr. Anjes Tjarks GRU-
NE: Nee, genau das haben Sie nicht ge-
macht!)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, damit ist die Zeit der Aktuellen Stunde abge-
laufen.

Herr Dr. Flocken, ich habe mich noch einmal tber
Ihre Wortwahl in Ihrem Redebeitrag vorhin verge-
wissert. Wegen lhrer AuRerungen Uber die Bun-
deskanzlerin, die GRUNE Partei, (iber Mitglieder
dieses Hauses und insbesondere den Abgeordne-
ten Trepoll schlieRe ich Sie wegen einer gréblichen
Verletzung der Ordnung des Hauses gemal Para-
graf 48 Absatz 1 unserer Geschaftsordnung von
der heutigen Sitzung aus. Bitte verlassen Sie den
Sitzungssaal. Sie kénnen gegen diese Entschei-
dung schriftlich Einspruch bis zur ndchsten Sitzung
bei mir einlegen.

Meine Damen und Herren, wir kommen zu den
Punkten 4, 5 sowie 5a und 5b unserer Tagesord-
nung, den Drucksachen 21/2316, 21/7823,
21/8049 und 21/8087, das sind die Wahlen zu ver-
schiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Schule und Berufsbildung

— Drs 21/2316 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl von drei Mitgliedern fiir den Hamburger
Vergaberat der Norddeutschen Stiftung fiir Um-
welt und Entwicklung

— Drs 21/7823 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Wissenschaft, Forschung und Gleichstel-
lung

— Drs 21/8049 und -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Finanz-
behoérde

— Drs 21/8087 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass die vier
Wahlen in einem Wahlgang durchgefiuhrt werden
kénnen. Die vier Stimmzettel liegen lhnen vor. Sie
enthalten wie immer bei den Namen jeweils Felder
fir Zustimmung, Ablehnung und Enthaltung. Sie
dirfen bei jedem der Stimmzettel bei jedem der
Namen ein Kreuz machen, aber bitte nur eines.
Stimmzettel, die Ihren Willen nicht eindeutig erken-
nen lassen, sind unglltig. Auch unausgefiillte
Stimmzettel sind ungultig.

Bitte nehmen Sie jetzt Ihre Wahlentscheidungen
vor. Die Schriftfiihrer werden die Stimmzettel so-
gleich einsammeln.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Das
ist der Fall. Dann schliefe ich den Wahlgang. Die
Wahlergebnisse werden gleich ermittelt. Ich werde
sie lhnen im Laufe der Sitzung bekanntgeben.**

Wir kommen zu unseren Debatten. Wenn Sie ih-
nen folgen méchten, nehmen Sie lhre Platze ein.
Unterhaltungen konnen auferhalb des Sitzungs-
saals gefihrt werden.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 47, Drucksa-
che 21/7986 in der Neufassung, Antrag der FDP-
Fraktion: WLAN und Bildungscloud fur alle Ham-
burger Schulen!

[Antrag der FDP-Fraktion:

**Die Wahlergebnisse sind auf Seite 3835 zu finden.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/2316
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7823
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8049
und
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8087
JaussSa
Schreibmaschinentext
**Die Wahlergebnisse sind auf Seite 3835 zu finden.
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(Prasidentin Carola Veit)

WLAN und Bildungscloud fiir alle Hamburger
Schulen!
— Drs 21/7986 Neufassung -]

Hierzu liegt Ihnen vonseiten der FDP-Fraktion das
Uberweisungsbegehren an den Schulausschuss
vor. Der Tagesordnungspunkt ist als Kurzdebatte
angemeldet worden, sodass, wie Sie wissen, jeder
Rednerin, jedem Redner pro Debattenbeitrag zwei
Minuten zur Verflgung stehen. — Frau Treuenfels
bekommt gleich das Wort. Wir warten noch einen
Augenblick, bis es etwas ruhiger geworden ist.

(Glocke)

So, es gilt das eben Gesagte, was das Einnehmen
der Platze angeht, und Frau von Treuenfels von
der FDP-Fraktion bekommt das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Jetzt geht es in die Zukunft mit einer Bil-
dungsdebatte. Die digitalisierte Welt ist bislang in
Hamburgs Schulen leider nicht angekommen. Nur
6 von 310 staatlich-allgemeinbildenden Schulen in
Hamburg haben aktuell WLAN. Wahrend die Digi-
talisierung langst dberall mit Hochstgeschwindig-
keit lauft, trotten Hamburgs Schulen im
Schneckentempo hinterher. So kann und darf es
nicht weitergehen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Fur die Umsetzung von Medienkompetenz fehlen
demzufolge immer noch die strukturellen Grundla-
gen. Auf die Zukunft kann man sich aber nicht mit
den Methoden der Vergangenheit vorbereiten. Das
hat endlich auch der Schulsenator eingesehen,
denn heute, welch Zufall, lesen wir in der Zeitung,
dass die Stadtteilschulen und Gymnasien ab 2018
eine WLAN-Grundausstattung erhalten sollen. Of-
fen bleibt dabei aber, mit welcher Bandbreite, und
ausgerechnet fir die Grundschulen fehlt noch ein
Zeitplan. Das halte ich Ubrigens fiir sehr undurch-
dacht.

(Beifall bei der FDP)

Aber immerhin, ein erster Schritt ist getan. Opposi-
tion wirkt. Das kann aber nur der Anfang sein. Wir
wollen mit unserem Antrag im Rahmen von edu-
Port eine sogenannte Bildungscloud etablieren.
Darin kdnnen Schiler und Lehrer in einem ge-
schitzten virtuellen Raum kommunizieren und
Lehrmittel austauschen. Technisch ist das laut Se-
nat schon jetzt moéglich. Fur Lehrer wird eduPort
gerade eingeflihrt; immerhin.

Warum aber eigentlich nicht gleich fur Schuler?
Sollen die weiter in der digitalen Diaspora bleiben?

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Das kann nicht unser Ziel sein. Unser Ziel muss
sein, dass die Schiler mit Tablets Uberall vernetzt
in jeder Schule arbeiten kdnnen. Dahin missen wir
kommen. Es braucht also weitaus mehr Anstren-
gung, um international die letzten Platze beim Ein-
satz digitaler Medien im Unterricht zu verlassen.
Packen wir es an und stimmen Sie unserem An-
trag zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt das Wort Herr Schwieger von der
SPD-Fraktion.

Jens-Peter Schwieger SPD: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Hamburgs allgemeinbilden-
de Schulen sind bundesweit mit am besten ausge-
stattet, wie eine aktuelle Studie der Robert Bosch
Stiftung bestatigt hat. Wir reden allein im allge-
meinbildenden Bereich von insgesamt weit Gber
30 000 Endgeraten, wir reden von einem Sonder-
investitionsprogramm, mit dem alle Schulen mit ei-
nem leistungsfahigen LAN ausgestattet wurden,
wir reden Uber mehr als 4 000 interaktive Boards
an den Schulen, wir reden von einem Anschluss
an das Glasfasernetz fir samtliche Schulen in
Hamburg. Damit gibt es bereits ein schullbergrei-
fendes padagogisches Netz, das verlasslich nutz-
bar und sicher ist.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ich weil3 nicht, woher Sie die Zahl 6 haben, Frau
von Treuenfels-Frowein. Bis Ende des Schuljahres
wird an allen allgemeinbildenden Schulen ein
WLAN-Zugang vorhanden sein. 172 sind es allein
bis Ende Januar diesen Jahres gewesen. Also ich
weild nicht, woher Sie die Zahl 6 haben.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Bis 2019 sollen alle weiterfihrenden staatlichen
Schulen eine Grundausstattung mit zehn Access
Points bekommen. Mit dem Start von eduPort gibt
es bereits einen grundlegenden Bestandteil einer
Bildungscloud. Dieses Portal wird bis zum Ende
des laufenden Schuljahres allen allgemeinbilden-
den Schulen zur Verfigung stehen, und Uber
20 000 Lehrkrafte werden dort angeschlossen
sein. Die BSB hat sich im Rahmen der Kultusmini-
sterkonferenz maf3geblich fur die Erarbeitung der
Strategiebildung in der digitalen Welt eingesetzt.
Forderungen wie die der FDP, die lediglich einen
Schwerpunkt auf eine technische Ausstattung set-
zen, sind jedoch nicht zielfihrend. Es sind schuli-
sche Konzepte, digitale Bildungsinhalte verbunden
mit finanziellen Ressourcen notwendig, um WLAN
und eine Bildungscloud erfolgreich in den Schulen
Zu nutzen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7986
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(Jens-Peter Schwieger)

Zusammengefasst in zwei Sekunden: Wir lehnen
den FDP-Antrag ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Karin Prien von der CDU-
Fraktion.

Karin Prien CDU:* Herr Prasident, meine Damen
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr
Schwieger, Sie haben wieder einmal den Nagel auf
den Kopf getroffen. Es fehlt an einem Gesamtkon-
zept der Digitalisierung fur die Hamburger Schulen.
Das stimmt und liegt leider in der politischen Ver-
antwortung lhres Schulsenators. Dazu gehort unter
anderem die technische Ausstattung wie in dem
FDP-Antrag gefordert. Diese technische Ausstat-
tung ist die minimale technische Voraussetzung
daflr, dass die Digitalisierung an unseren Schulen
endlich in Gang kommen kann. Sie reicht natirlich
nicht aus. Auch die FDP hat das nie behauptet. Es
fehlt dariber hinaus an padagogischen Konzepten.
Allerdings frage ich Sie: Ist das etwas, das die Not-
wendigkeit der technischen Ausstattung in einem
anderen Licht erscheinen lassen wirde? Nein, na-
tirlich nicht. Das muss auf jeden Fall mdglichst
schnell geschaffen werden. Entscheidend ist der
Zugang fur die Schilerinnen und Schuler und
nicht, dass irgendeine WLAN-Anbindung an den
Schulen vorhanden ist.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb werden wir den Antrag der FDP selbstver-
standlich unterstiitzen, sowohl das Uberweisungs-
begehren als auch den Antrag in der Sache, auch
wenn wir der Auffassung sind, dass das nur ein
kleiner Baustein dessen ist, was wirklich gesche-
hen muss. Wir haben in den Haushaltsantragen
dazu schon einen umfassenden Vorschlag unter-
breitet und werden das auch in den nachsten Wo-
chen und Monaten weiter vorantreiben. Sie jeden-
falls, Herr Schwieger, die SPD, die GRUNEN und
dieser Senat haben dazu leider bisher zu wenig,
um nicht zu sagen, gar nichts beigetragen.

(Beifall bei der CDU und bei Katja Suding
FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Frau Dr. von Berg von der
GRUNEN Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! WLAN an allen
Schulen, richtig, das ist die Strategie, die wir in
Hamburg verfolgen. Es wurde bereits gesagt, dass
sie schon erfolgt ist, und damit ist das Petitum 1,
der Zeitplan, bereits erledigt. Alle weiterfiihrenden
Schulen werden jetzt ausgestattet. Danach sind
die Grundschulen dran. Prima, abgehakt.

Wenn das erfolgt ist, kbnnen wir uns auch weiter-
hin Gedanken machen Uber die Bildungscloud.
Uber die eduPort sind bereits die Voraussetzungen
geschaffen worden. Denn die Bildungscloud geht
ja nur mit WLAN. Das kann sich jeder vorstellen,
der halbwegs im digitalen Bereich unterwegs ist.
Aber wer dort unterwegs ist und sich mit der Bil-
dungscloud auseinandergesetzt hat, der weil}
auch, dass die anderen Bundeslander, die sich
dariiber Gedanken machen, erst einmal ein Mo-
dellprojekt aufgelegt haben. Denn so einfach ist
das nicht. Das will wohluberlegt werden. Dafur gibt
es Modellprojekte mit teiinehmenden Schulen. Es
wird Uber drei Jahre erforscht, um zu sehen, wie es
denn eigentlich geht. Flachendeckend eine Bil-
dungscloud einzurichten halten wir flir keine gute
Idee.

(Beifall bei den GRUNEN)

Die Hamburger IT-Strategie an Schulen ist zu-
nachst bei eduPort anzusetzen. Das ist auch rich-
tig erfolgt. Das Glasfasernetz ist ebenfalls imple-
mentiert. Diese Hamburger Strategie wird selbst-
verstandlich darin minden, dass alle Schulen sich
vollstdndig an der digitalen Bildung beteiligen. Die
Schrittigkeit ist offensichtlich unterschiedlich, aber
wir haben eine klare Strategie, einen klaren Plan
und auch einen klaren Zeitplan. Und dafiir brau-
chen wir ubrigens die Opposition nicht. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt das Wort Stephan Jersch von der
Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Zwischen IT-Projektidee
und -Projekteinfiihrung ist in Hamburg immer noch
Dataport angesiedelt. Von daher wirde ich mich
Uber Fristen Uberhaupt nicht wundern. Der FDP-
Antrag, denke ich, ist richtig in der Zielsetzung,
aber berlcksichtigt nicht den fehlenden Unterbau.
Dazu gehért vor allen Dingen die in Hamburg im-
mer noch nicht existierende Bildungsgerechtigkeit.
Technik allein wird diese nicht ersetzen.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Michael
Kruse FDP)

Die Cloud verkommt zur Fortsetzung der Spaltung
der Gesellschaft insbesondere im Bildungsbereich.
Dabei ware sie wirklich die Basis flir kooperatives
Arbeiten und Chancengleichheit an den Schulen.
Aber das Basiswissen um diese Technik ist in
Hamburg vollig unterentwickelt. Auch daran muss
erst einmal gearbeitet werden.

(Beifall bei der LINKEN)
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(Stephan Jersch)

Wenn es darum geht, Teilhabe an den Schulen si-
cherzustellen, dann heil3t das aber auch, dass die
Schilerinnen und Schiler mit den entsprechenden
Geraten ausgestattet werden. Der Euphemismus
eines Bring your own device — letztendlich steht
noch dahinter: We have no device for you — ist vol-
lig unertraglich.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen die entsprechende Ausstattung an
den Schulen. Wir brauchen den entsprechenden
Service an den Schulen.

(Michael Kruse FDP: Staats-iPhone!)

Hier handelt es sich um mittlere und gréRere Un-
ternehmen. Dort muss dann auch der entsprechen-
de Service fur die Gerate bereitgestellt werden.

(Michael Kruse FDP: Arbeitsbeschaffung!
Das ist doch Ihr Ding!)

Es hakt an allen Ecken und Enden. Letztendlich ist
der FDP-Antrag in der Tat eine Arbeitsbeschaffung
fur weitere Schriftliche Kleine Anfragen und fur
weitere Ausschussberatungen, weil wir alle wissen,
wie es in dieser Stadt weitergeht. Nichtsdestotrotz
werden wir diesem Antrag und auch der Uberwei-
sung zustimmen, weil die Richtung richtig ist. Um
die Bildungsgerechtigkeit kimmern wir uns dann.
— Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Dr. Alexander Wolf von der AfD-
Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Wir werden
dem Antrag der FDP-Fraktion zustimmen. Wir un-
terstitzen die Einrichtung einer flachendeckenden
leistungsfahigen WLAN-Infrastruktur, und wir un-
terstltzen ebenso die Entwicklung einer Bildungs-
cloud. Angesichts der vielen positiven Worte hierzu
und zur Digitalisierung lassen Sie mich ein paar
kritische Bedenken anmerken, die einige Leute, El-
tern und andere in unserer Stadt dabei umtreiben.

Es steigen mit den leistungsfahigen WLAN-Netzen
in den Schulen die Moglichkeiten und Anreize fir
das Daddeln, sowohl im Unterricht wie in den Pau-
sen. Solche Tendenzen zur Zeitverschwendung
und zum Infotainment sollten dabei auch gesteuert
werden. Die Installation der WLAN-Netze sollte
deshalb eigenverantwortlich von den Schulen und
begleitet von der Schulbehdrde mit klaren Regeln
zur Nutzung der Smartphones und Rechner wah-
rend der Schulzeit flankiert werden. Bildung heif3t
nicht — das muss uns bei der Abstimmung Uber
solche Malinahmen und Uber die Digitalisierung
immer bewusst bleiben — Surfen, sondern Bildung
heil3t Tauchen, Eintauchen in Gegenstande, Sich-
Versenken in das Bildungsgut.

(Beifall bei der AfD)

Das Lesen von Originalquellen und Biichern bleibt
gerade in den Geisteswissenschaften unerlasslich.
In diesem Sinne werden wir als AfD-Fraktion die
weitere Entwicklung im Bereich der digitalen Bil-
dung kritisch, aber konstruktiv begleiten. Was Bil-
dung férdert, unterstlitzen wir. Digitalisierung als
trendiger Selbstzweck ist kein Wert an sich. In die-
sem Sinne ein kritisches Ja. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Frau von
Treuenfels-Frowein von der FDP-Fraktion be-
kommt das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Ich habe jetzt wahrgenommen, dass es in
der SPD ein schleichendes Verstandnis daflr gibt,
dass die Digitalisierung auch bei lhnen angekom-
men ist. Ich habe vor allen Dingen bei Ihnen wahr-
genommen — und dafiir méchte ich mich ausdrtick-
lich bedanken —, dass Sie es im Grunde genom-
men richtig finden, irgendwann eine Bildungscloud
fur Schuler zu installieren. Wenn wir dariber nach-
denken — immerhin tun wir es ja, da sind wir hier
heute schon weit —, unseren Schilern eine Bil-
dungscloud zu ermdglichen, dann befinden wir uns
immer noch in der Diskussion von gestern. Dar-
Uber sollten wir nicht nachdenken, sondern dar-
Uber, dass wir das relativ schnell machen mussen,
weil die Zeit nicht wartet. Die Digitalisierung tber-
holt sich selbst jeden Tag. Ich glaube auch nicht,
dass wir Uberhaupt noch dartiber reden kénnen,
ob die Digitalisierung ein Selbstzweck ist oder
nicht. Unsere Kinder leben, sobald sie aus der
Schule sind, in einer vollig digitalisierten Welt und
kénnen nicht, wenn sie in der Schule sind, mit Be-
denkentragern konfrontiert werden. Unsere Kinder
sind die Zukunft von morgen und mussen genau
darauf vorbereitet werden. Deswegen appelliere
ich an Sie. Sie missen meinem Antrag nicht zu-
stimmen. Das tun Sie ungern. Aber Uberweisen Sie
den Antrag in den Schulausschuss. Das ware im
Sinne der Kinder ein kleiner Schritt nach vorn. —
Vielen Dank.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Wenn
jetzt keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache 21/7986
in der Neufassung an den Schulausschuss Uber-
weisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Wenn
ich die Stehenden mitzahle, war das eine Ableh-
nung.

Dann stimmen wir Uber den vorliegenden FDP-An-
trag in der Sache ab.
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Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
mehrheitlich abgelehnt.

Ich rufe Punkt 46 der Tagesordnung auf, Drucksa-
che 21/7985, Antrag der FDP-Fraktion: Update fir
gute Integration — Konsens mit den Initiatoren der
Volksinitiative "Hamburg fiir gute Integration" pri-
fen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Update fiir gute Integration — Konsens mit den
Initiatoren der Volksinitiative "Hamburg fiir gu-
te Integration" priifen

— Drs 21/7985 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Ein atmendes System: Umsetzung der Verstéan-
digung mit der Volksinitiative "Hamburg fiir gu-
te Integration™

— Drs 21/8171 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 21/8171 ein An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN
vor. Beide Drucksachen mochten die Fraktionen
der CDU sowie der AfD an den Ausschuss fiir So-
ziales, Arbeit und Integration Gberweisen.

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist von der FDP-
Fraktion als Kurzdebatte angemeldet worden, so-
dass jeder Rednerin und jedem Redner pro Debat-
tenbeitrag jeweils zwei Minuten Redezeit zur Ver-
fligung stehen.

Wird hierzu nun das Wort gewiinscht? — Das ist
der Fall. Frau Dutschke von der FDP-Fraktion er-
halt es als Erste.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Der Kon-
sens mit der Volksinitiative "Hamburg fiir gute Inte-
gration" liegt Uber ein halbes Jahr zurtick. Dass bei
den Akteuren Uneinigkeit darliber herrscht, wie die
Umsetzung vollzogen werden soll, ist kein Geheim-
nis. Auch die aktuellen Fluchtlingszahlen sprechen
eine deutlich andere Sprache, als das vor einem
Jahr noch der Fall war. Vieles deutet darauf hin,
dass eine Uberprifung der EinzelmaRnahmen er-
forderlich wird und der Konsens an verschiedenen
Stellen ein Update braucht. Tatsachlich mussten
im letzten Jahr nur die Halfte der erwarteten
Flichtlinge untergebracht werden. Folglich hat der
Senat seine Prognose von 1 300 Neuzugangen
pro Monat auf 400 reduziert. In der Konsequenz
mussen nun aber auch die MalRnahmen aus Kon-
sens und Biirgervertragen, von der Kapazitatspla-
nung angefangen bis hin zu den Infrastrukturpro-
jekten, auf ihre Erforderlichkeit hin Uberprift wer-
den. Anders als Rot-Griin fordern wir hierbei eine

enge Abstimmung mit der Initiative und den Bezir-
ken. Wo Anpassungen erforderlich sind, missen
Initiative, Senat und Bezirke auf einen Nenner
kommen. Die veranderte Situation bietet nun die
Chance, die kleineren Wohneinheiten schneller als
bisher geplant umzusetzen. So kann Integration
wirklich gelingen und nur so werden soziale Brenn-
punkte tatsachlich vermieden.

Anders als bei Rot-Griin gehért zu der von uns ge-
forderten Uberpriifung des Konsenses nicht nur
die Unterbringungsfrage. Im Rahmen des Updates
muss der Senat endlich einen konkreten Zeitplan
vorlegen und die einzelnen MalRnahmen aufierdem
mit einer transparenten Kostenkalkulation verse-
hen. Wir wollen mit diesem Antrag vermeiden,
dass eine Fehlallokation von Steuergeldern statt-
findet. Ein Konsens — und so sieht es dieser auch
vor — muss den aktuellen realpolitischen Entwick-
lungen Rechnung tragen. Ich bitte Sie daher um
Zustimmung zu unserem Antrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien
CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Herr Dr. Dressel von der SPD-Frakti-
on.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Machen wir es kurz. Wir ha-
ben in der Tat einen Konsens mit der Initiative ge-
schlossen, die genau vor einem Jahr an den Start
gegangen ist, und haben mit ihr — deswegen ist ein
Update gar nicht erforderlich — ein atmendes Sys-
tem vereinbart. Das heil’t, wenn es einen geringe-
ren Zugang gibt, sind gewisse Belegungen redu-
ziert vorzunehmen. Und wenn der Zugang, was
theoretisch sein kann, einmal wieder hochgeht,
dann gibt es eine Veranderung nach oben. Dann
sind Reservekapazitaten vorzuhalten. Deswegen
ist das Update in dem Konsens 1.0 schon enthal-
ten. Wir brauchen jetzt kein 2.0 von der FDP.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir haben natirlich auch mit der Volksinitiative ge-
sprochen. Ich weil} nicht, ob Sie mit ihr vorher ge-
redet haben. Wenn Sie sagen, der Konsens solle
verandert werden, dann musste man ja vorher mit
der Volksinitiative sprechen, wenn man sich auf sie
bezieht. Selbstverstandlich sollten wir an dem Be-
schluss festhalten, weil er diese Veranderungsfa-
higkeit nach oben und unten hat. Wir sind gern be-
reit, diesen Prozess Uberall dort, wo jetzt diskutiert
wird, entsprechend zu begleiten.

Schlussendlich — gut 30 Sekunden habe ich
noch — mdchte ich darauf hinweisen, dass wir nicht
mit dem Bauen von Unterklnften fertig sein sollten.
Denn um diesen Konsens verninftig umzusetzen,
werden wir auch noch kleinere Einrichtungen fur
weniger als 300 Flichtlinge dezentral, und zwar


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7985
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8171

3832 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 54. Sitzung am 1. Marz 2017

(Dr. Andreas Dressel)

Uberall in der Stadt, brauchen. Da missen wir
auch an die Verteilungsgerechtigkeit in der Stadt
denken. Hierzu missen alle Stadtteile einen Bei-
trag leisten, auch die, in denen das Durchschnitts-
einkommen etwas hdéher ist. Da gibt es Sachen,
an denen wir noch arbeiten, in Blankenese und an-
derswo. Wir werden nicht ruhen, bis diese Vertei-
lungsgerechtigkeit hoffentlich mit Ihrer Unterstut-
zung hergestellt wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt das Wort Philipp Heilner von der
CDU-Fraktion.

Philipp HeiBner CDU: Vielen Dank, Herr Prasi-
dent! Nachdem die SPD geplant hat und mit aller
Macht durchsetzen wollte, dass ausgerechnet in
den sozial schwachsten Stadtteilen riesige Flucht-
lingsunterkinfte geschaffen werden,

(Dirk Kienscherf SPD: Hummelsbuittel war
total sozial schwach!)

und mit allen mdglichen Tricks versucht hat, Bir-
gerbeteiligung zu verringern — das war natirlich
weder sozial noch demokratisch —, haben sich na-
tarlich Initiativen gebildet. Der Burgermeister war
sich zu fein oder hat sich nicht getraut, mit ihnen
zu reden, sondern hat seinen Fraktionsvorsitzen-
den vorgeschickt und Birgervertrage abgeschlos-
sen. Als einzige Mdglichkeit, diese durchzusetzen,
bleibt das Vertrauen auf die Beteiligten, denn es
gibt keine Rechtsmdglichkeit der Durchsetzung.
Jetzt erleben wir, dass die kleinen Dinge in den
Burgervertragen zum Teil gar nicht umgesetzt wer-
den. Prifauftrage werden so behandelt, als kdmen
sie gar nicht vor. Gutachten werden nicht vorge-
legt, obwohl sie sogar unmittelbar vorgelegt wer-
den sollten. Aufstockungen werden nicht, wie ei-
gentlich vereinbart, gepruft. Das Integrationskon-
zept soll erst zwei Jahre, nachdem die Flichtlinge
angekommen sind, vorliegen.

(Christiane Blémeke GRUNE: Das sind nur
Allgemeinplatze! Werden Sie einmal kon-
kret!)

Das sind die kleinen Dinge.

Die grof3en Dinge — Herr Dr. Dressel, Sie hatten in-
sofern nicht recht —, die Prognosen liegen auf ei-
nem Niveau von weniger als zwei Drittel selbst des
Niedrigsten, was man als Prognose damals ange-
nommen hatte. Wir liegen also deutlich darunter.
Trotzdem erleben wir jetzt eine Aussage des Ber-
gedorfer Bezirksamtsleiters der SPD, der sagt,
dass — Zitat —

"die ZielgroRe von nur noch 300 Gefliichte-
ten am Mittleren Landweg auch dadurch er-
reicht werden kann, dass sich ihr Status an-
dert".

Das ist jetzt also der Etikettenschwindel, der als
Letztes bei dem entscheidenden Thema der Biir-
gervertrage, namlich der Durchmischung, dass
nicht nur Fliichtlinge mit Flichtlingen untergebracht
werden, zum Tragen kommt. lhr eigener Be-
zirksamtsleiter gibt das o6ffentlich zu. Alles, was |h-
nen dazu heute einfallt, ist in lhrem Antrag wortlich,
erstens weiter wie bisher und zweitens Berichte, so
wie sie sowieso schon vorgesehen werden. Das ist
wirklich ein Armutszeugnis fur Ihre Politik und fir
das Vertrauen, das die Menschen in Sie, Herr
Dr. Dressel, gesetzt haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt Herr Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion das
Wort fiir zwei Minuten.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Lieber Herr Heil3ner, ich freue
mich schon darauf, dass Sie in Person und lhre
Fraktion uns dabei unterstitzen werden, Flicht-
lingsunterkiinfte in Blankenese, in der HafenCity, in
Volksdorf und in Eppendorf durchzusetzen. Genau
darauf warte ich, dass Sie endlich einmal handeln.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir werden das tun. Ich méchte an dieser Stelle,
gerade auch in Richtung der Initiativen, sagen
— das wissen diese auch, sie waren bei den Ge-
sprachen, auch mit den schwierigeren Fallen, da-
bei, da sitzt ja dann auch der Abgeordnete Heil3ner
mit am Tisch —, dass wir ein verlasslicher Partner
sind und die Vertrdge konsequent umsetzen wer-
den. Das gilt natlrlich und insbesondere genau da,
wo die Kernbestandteile sind, namlich bei der Fra-
ge, wie viele Flichtlinge in welche Unterkunft kom-
men. Dass wir 2019 bei fast allen Perspektive-
Wohnen-Standorten bei 300 Flichtlingen ange-
kommen sein werden, darauf kdnnen sich alle ver-
lassen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Abgesehen davon mdchte ich kurz zum Antrag der
FDP sagen, dass dieser Antrag einer falschen An-
nahme zugrunde liegt, namlich der Annahme, dass
wir eine Ressourcenfehlallokation haben. Wir ha-
ben immer noch die Situation, 5 500 Menschen als
Uberresidenten in den Erstaufnahmen zu haben.
Deswegen sind nach wie vor sehr darauf angewie-
sen, dass wir Folgeunterkiinfte bauen, dass wir
das System von Erst- zu Folgeunterkiinften um-
bauen Das alles werden wir schaffen und trotzdem
die Birgervertrage einhalten. Das wird eine groR3-
artige und grofe Leistung sein.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Schliel3lich zum Petitumspunkt 2 |hres Antrags:
Die Kostenkalkulationen und die Zeitplane kénnen
Sie in Drucksache 21/4393 sowie in der Pressemit-
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teilung des Zentralen Koordinierungsstabs Fliicht-
linge vom 21. Januar 2017 nachlesen. Wir werden
dann auch mit dem nachsten Monitoring auf die
niedrigeren Zugangsprognosen eingehen. Aber
Herr Dr. Dressel hat schon gesagt, dass es ein at-
mendes System ist.

(Michael Kruse FDP: Atmen, Herr Dr. Tjarks,
atmen!)

In diesem Atemsystem werden wir uns bewegen,
die Menschen vernlnftig unterbringen und die An-
zahl der Einrichtungen gut iber die Stadt verteilen.
Unterstitzen Sie uns dabei.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizepréasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Cansu Ozdemir von der Fraktion DIE
LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Herr Préasident, mei-
ne Damen und Herren! Liebe Frau Dutschke, unter
Punkt 1 fordern Sie zu Uberpriifen, ob die verein-
barten und noch nicht umgesetzten MalRnahmen
aus der Drucksache 21/5231 noch notwendig sind.
Ich glaube, dass dieser Punkt Uberflussig ist, weil
in dem Ursprungsantrag die Uberpriifung und die
Anpassung schon festgehalten sind, vor allem
wenn es darum geht, hinreichende Puffer oder Re-
duzierungsmaoglichkeiten zu schaffen.

Punkt 2: Ja, da fordern wir in der Tat auch eine
transparentere und auch eine zeitliche Umset-
zungsplanung und Kostenkalkulation. Wir sehen
aktuell bei den gestellten Schriftlichen Kleinen oder
Grolien Anfragen, dass der Senat kaum Informa-
tionen Uber den Prozess geben kann. Wir haben
mit der Drucksache 21/7486 vom 10. Januar 2017
einen Bericht des Senats, der nicht sehr ausfihr-
lich und transparent ist. Ich mdéchte das an be-
stimmten Punkten festmachen — zum einen, wenn
es um die Weiterentwicklung des Integrationskon-
zeptes geht, zu einem Masterplan Integration. Wir
wissen nicht, wie der Prozess momentan aussieht.
Zur besseren Blrgerbeteiligung vor Ort, aber auch
zu dem Punkt, den Sie in Ihrem Antrag aufgenom-
men haben, ndmlich 1 500 Platze fur Obdach- und
Wohnungslose zu schaffen, gibt es keinerlei Infor-
mationen. Auch dazu haben wir eine Anfrage ge-
stellt, und Sie kdnnen uns keinerlei Informationen
zum Prozess geben. Diese Informationen, von de-
nen Sie, Herr Dr. Tjarks, sprechen, suche ich leider
vergebens. Ich fande es fair, wenn wir nicht um
kurz vor 12 via Pressekonferenz benachrichtigt
werden und zu einer Vorstellung des Integrations-
plans oder Ahnlichem kédmen. Da fande ich es
wirklich fair, vorher Bescheid zu sagen und die Op-
positionsfraktionen starker einzubeziehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Nun er-
halt das Wort Dr. Bernd Baumann von der AfD-
Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Meine Damen und Her-
ren! Die Migrantenzahlen gehen etwas zurlck.
Vergangenes Jahr hatten wir 10 000 Flichtlinge,
die Hamburg zugewiesen worden waren. Dieses
Jahr rechnet der Senat mit fast 8 000. So viel weni-
ger ist das gar nicht. Vor allem sind dabei
3 000 Menschen, fast 40 Prozent, beginnender Fa-
miliennachzug, der dann zu uns kommt. Von ech-
ter Trendumkehr kann also keine Rede sein. Ist
dieser Rickgang nachhaltig? Beruht er auf nach-
haltiger Politik? Das ist doch die Frage, wenn man
an die Anpassung denkt. Das ist wohl nicht der
Fall. Die Prognosen ruhen derzeit auf der Politik
der Kanzlerin, die den Grenzschutz auf extrem bri-
chiges Fundament, nicht wie alle anderen demo-
kratischen Staaten der Welt auf eigene nationale
Grenzpolitik baut, sondern ausgelagert an Recep
Tayyip Erdogan, dem Tyrannen vom Bosporus, der
brutal auf die Fliichtenden einwirkt. Das ist die eine
Seite. Mitte letzten Jahres waren schon 60 Men-
schen erschossen worden an der Grenze. Das ist
Teil dieses Grenzregimes, wenn wir jetzt Gber An-
passung bei unseren Kapazitaten reden. Die Mi-
grationslenkung bleibt also extrem unsicher, an ein
dubioses Regime ausgelagert, das jederzeit Uber
neue erpresserische Forderungen die Politik Gber
Nacht umschwenken kann. Darauf kann man nicht
bauen, das ist keine nachhaltige Kapazitatsande-
rung. Solange die Grenzpolitik nicht auf eigene
Beine gestellt ist, kann man nur einzelne Aufnah-
mekapazitaten in Hamburg improvisierend anpas-
sen. Das fordert der Antrag der FDP, dem wir am
besten zusammen mit der Volksinitiative folgen
kénnen. Das geféllt uns besonders gut, was bei
dem rot-grinen Antrag in diesem Ausmalf} nicht
der Fall ist.

Was bei dem Antrag und bei den Reden der CDU
noch vielleicht etwas mehr stort, ist, dass Sie sich
etwas zu sehr als Anwalt der Blrger stilisieren, die
sich vor der grol3en Zahl der Migranten firchten,
die zu uns kommen. Letztendlich fordern Sie, wenn
Sie wirklich etwas fir verninftige Migrationspolitik
auch in Hamburg machen wollen, fir Ihre eigene
Kanzlerin ein durchdringendes Grenzregime. Das
ist der richtige Weg. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt hat
sich Jennyfer Dutschke von der FDP-Fraktion ge-
meldet.

Jennyfer Dutschke FDP:* Herr Dr. Tjarks, Sie ha-
ben eben uber Uberresidenten gesprochen. Ein
Uberresident ist ein Uberresident, weil er seit tber
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einem halben Jahr in einer Zentralen Erstaufnah-
me lebt.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ja, und warum ist
er da?)

Die Uberresidenten, die Sie jetzt als Problem ken-
nen, sind also schon dagewesen, als Sie diesen
Konsens geschlossen haben. |hre Senatspléane
kénnen also Uberhaupt nicht vernlnftig geplant
worden sein, wenn jetzt tatsachlich keine Moglich-
keit besteht, die Kapazitaten anzupassen. Dartber
hinaus sagen wir auch gar nicht, dass Sie zu bau-
en aufhdren sollen, sondern wir sagen, dass Sie
Ihre Ma3nahmen lediglich Uberprufen sollen. Das
beinhaltet ausschlief3lich nicht nur Unterbringungs-
plane, sondern in den Blrgervertrdgen sind auch
diverse InfrastrukturmaRnahmen geplant, die man
einfach hinterfragen muss, insbesondere vor dem
Hintergrund, dass der vereinbarte Verteilungs-
schlissel fir die hamburgweite Verteilung der
Flichtlinge Gberhaupt noch nicht vorliegt. Wie wol-
len Sie Unterkunfte bauen, wenn Sie diesen zen-
tralen Punkt in dem Konsens noch nicht einmal an-
gegangen sind?

(Beifall bei der FDP)

Fir genau solche Punkte wollen wir einen transpa-
renten Umsetzungsplan. Dieser liegt nicht vor. Ge-
nauso wenig wissen wir, wie Frau Ozdemir das
eben gesagt hat, wie es mit dem Masterplan Inte-
gration steht, wann wir denn Uberhaupt einmal mit
Ergebnissen rechnen kdnnen beziehungsweise
wie der Beteiligungsprozess lauft. Sie legen Uber-
haupt nichts vor, kommen selbst mit einem Antrag
um die Ecke, der eine Anpassung der Flichtlings-
zahlen im nachsten Bericht im Hinblick auf die
Auswirkungen fordert, ohne dabei die Initiative ein-
zubeziehen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Stimmt doch gar
nicht!)

Dann erzahlen Sie uns, dass Sie mit der Initiative
reden und dass wir das nicht taten. Das ist nur bil-
lig. Was Sie sich leisten, ist wirklich peinlich. Wenn
unsere Politik so Uberflissig ist, hatten Sie dazu
keinen Zusatzantrag stellen mussen. Also Uberle-
gen Sie sich doch einfach einmal, was Sie von sich
geben.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Dutschke. — Jetzt hat das Wort Karin
Prien von der CDU-Fraktion.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das sind ja gute
alte Zeiten!)

Karin Prien CDU:* Herr Dr. Baumann, ich finde es
prima, dass Sie der Stadt in lhrem verblendeten
Kanzlerinnenhass jetzt einmal demonstriert haben,
so weit zu gehen, dass Sie sogar die Plane von

SPD und GRUNEN fiir GroRsiedlungen unterstiit-
zen. Das finde ich wirklich groRartig. Gut, dass die
Stadt das heute gehoért hat. Lieber Herr Dr. Tjarks
und auch Herr Dr. Dressel: Was Sie heute an infa-
mer Verleumdung der Blrgerinnen und Birger et-
wa in Blankenese machen, die Sie ausdricklich
genannt haben, ist wirklich eine richtige Sauerei.

(Zurufe von der SPD: Na, na, na! — Dr. Anjes
Tjarks GRUNE: Parlamentarischer Sprach-
gebrauch!)

Das ist deshalb eine Sauerei, ...
(Beifall bei der CDU)
(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Prien, ich bitte Sie, sich an den parla-
mentarischen Sprachgebrauch zu halten.

Karin Prien CDU (fortfahrend):* Sehr gern, Herr
Prasident.

Das ist deshalb nicht in Ordnung, Herr Dr. Dressel,
weil Sie genau wissen, dass es ein Versdumnis
der Verwaltung des Bezirksamts in Altona gewe-
sen ist, weil die keinen vernunftigen Bescheid zu-
stande kriegen.

(Milan Pein SPD: Und dagegen musste ja je-
mand klagen!)

Es wirden lange und herzlich willkommen Fliicht-
linge in Blankenese wohnen, wenn dort ordentlich
gearbeitet worden ware. Deshalb jetzt die Blrger
zu diffamieren ist an dieser Stelle wirklich billig.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie jetzt so sehr darauf hoffen, sie gerecht
Uber die Stadt zu verteilen, hatten Sie das natirlich
von Anfang an tun kénnen. Aber ich frage mich,
warum Sie den Verteilungsschliissel immer noch
nicht der Offentlichkeit vorgestellt haben. Wo bleibt
er denn nun, Ihr groRartiger Verteilungsschliissel?
Das ware Ihr Job. Machen Sie lhren Job und diffa-
mieren Sie nicht die Birger, dann gewinnen Sie
auch an Glaubwiirdigkeit. So verlieren Sie die
Glaubwirdigkeit gegenliber den Biirgerinnen und
Birgern, weil Sie auch o6ffentlich den Eindruck er-
wecken — und mein Kollege Heillner hat es er-
wahnt —, als wirden Sie jetzt den Konsens umge-
hen, indem Sie einfach die Flichtlinge durch den
Statuswechsel umetikettieren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das Gegenteil ist
der Fall!)

Wenn Sie das tun, verspielen Sie wesentliches
Vertrauen in die gesamte Politik in dieser Stadt.
Davon kann man lhnen im Interesse aller wirklich
nur abraten.

(Beifall bei der CDU)
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Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt hat
das Wort Dr. Andreas Dressel von der SPD-Frakti-
on.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Diese Aufwallung in
Sachen Elbvororte konnten wir nicht unbeantwortet
lassen. Wir haben Uberhaupt niemanden diffamiert.
Wir haben nur gesagt, dass wir nicht eher ruhen
werden,

(Karin Prien CDU: Machen Sie lhre Arbeit!)

ehe nicht welche eingezogen sind. Das ist, glaube
ich, selbstverstandlich.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Naturlich wird an dem Verteilungsschlissel — das
wissen Sie sicherlich auch — gearbeitet. Wir wer-
den, glaube ich, in sehr kurzer Zeit dazu etwas se-
hen, sodass wir uns dazu ein Bild machen kénnen.
Aber fur einige Fragen braucht man nicht einmal
einen Verteilungsschlissel. Blankenese: 0. Das,
glaube ich, ist in jedem Fall keine Verteilungsge-
rechtigkeit.

Nebenbei — das ist uns Sozialdemokraten beson-
ders wichtig — geht es auch um soziale Vertei-
lungsgerechtigkeit. Sie haben sich bei dem Kom-
promiss, den wir abgeschlossen haben, zum An-
walt der sozial benachteiligten Gebiete aufge-
schwungen.

(Dennis Thering CDU: Wie Sie es nicht ge-
tan haben!)

Interessant ware, wie viel Heuchelei dabei im Spiel
war. Aber deshalb sagen wir, dass wir von Anfang
an — das sieht man in Harvestehude, das sieht
man in der HafenCity, wo wir auch darauf gesetzt
haben, wir haben auch andere Stadtteile ge-
nannt — daflir sorgen werden, dass es eine wirklich
vernunftige Lastenverteilung in der ganzen Stadt
ist.

(Karin Prien CDU: Dann tun Sie es doch
endlich!)

Aber wer stellt denn immer noch Nachfragen, kriti-
siert es, hinterfragt es? Muss denn das hier und da
sein? Es sind doch Uberall immer auch lhre Abge-
ordneten, die vor Ort Schwierigkeiten machen und
es nicht unterstutzen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Herr Thering zum
Beispiel!)
— Herr Thering, in Sasel sind jetzt, glaube ich,
34 Fluchtlinge untergebracht.
(Dennis Thering CDU: Wo denn?)

— Es sind bisher, glaube ich, in der Unterkunft fir
jugendliche Flichtlinge welche untergebracht. Da
Uberlegen wir auch einen weiteren Platz. Selbst da
haben wir nur gehort, dass Sie es kritisieren.

(Dennis Thering CDU: Weil Sie keine Ah-
nung haben! Kommen Sie einmal in den
Wahlkreis! Dann wissen Sie, was Sache ist!)

Da haben wir auch, sozial sehr angemessen, noch
mehr unterzubringen. Also unterstliitzen Sie uns
dafir, dass wir soziale Verteilungsgerechtigkeit be-
kommen, und héren Sie auf, Stéckchen in die
Speichen zu schmeilen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Wenn
jetzt keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer moéchte zunachst die Drucksachen 21/7985
und 21/8171 an den Ausschuss fiir Soziales, Ar-
beit und Integration iberweisen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist das mehrheitlich abge-
lehnt.

Dann kommen wir zu der Abstimmung in der Sa-
che und beginnen mit dem Antrag FDP-Fraktion
aus Drucksache 21/7985.

Wer mdchte diesen Antrag annehmen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist das mehrheit-
lich abgelehnt.

Jetzt noch zum Antrag der Fraktionen von SPD
und GRUNEN aus Drucksache 21/8171.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
mehrheitlich angenommen.

Vor dem Aufruf des nachsten Tagesordnungs-
punkts verlese ich Ihnen die Ergebnisse der
Wahlen.

Zunachst zur Wahl einer oder eines Deputierten
der Behorde fir Schule und Berufsbildung. Es sind
94 Stimmzettel abgegeben worden. Davon waren
drei unglltig, somit 91 Stimmen glltig. Herr Krzy-
sztof Walczak erhielt 28 Ja-Stimmen, 52 Nein-
Stimmen und 11 Enthaltungen. Damit ist Herr Wal-
czak nicht gewahlt worden. Wir werden diese Wahl
in unserer nachsten Sitzung erneut auf die Tages-
ordnung setzen.

Bei der Wahl von drei Mitgliedern fiir den Hambur-
ger Vergaberat der Norddeutschen Stiftung fir
Umwelt und Entwicklung sind 106 Stimmzettel ab-
gegeben worden. Frau Dr. Monika Schaal erhielt
87 Ja-Stimmen, 10 Nein-Stimmen, 7 Enthaltungen;
zwei Stimmen waren unglltig. Damit ist Frau
Dr. Schaal gewahlt.

Frau Annegret Krischok erhielt 93 Ja-Stimmen,
6 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen; 4 Stimmen wa-
ren ungultig. Damit ist auch Frau Krischok gewahlt
worden.
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Herr Stephan Gamm erhielt 92 Ja-Stimmen,
3 Nein-Stimmen und 10 Enthaltungen; eine Stim-
me war unglltig. Damit ist auch Herr Gamm ge-
wahlt worden.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde flir Wissenschaft, Forschung und Gleichstel-
lung sind 106 Stimmzettel abgegeben worden. Da-
von war ein Stimmzettel ungultig, somit sind
105 Stimmen gultig. Frau Carola Gunther erhielt
93 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen und 10 Enthaltun-
gen. Damit ist Frau Gunther gewahlt worden.

Abschlieftend: Bei der Wahl eines Deputierten der
Finanzbehorde sind 106 Stimmzettel abgegeben
worden. Davon waren drei unglltig, somit
103 Stimmen giltig. Herr Hans-Joachim Heeg er-
hielt 88 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen und 8 Ent-
haltungen. Damit ist auch Herr Heeg gewahlt wor-
den.

Als Nachstes rufe ich Punkt 38 der Tagesordnung
auf, Drucksache 21/7784, Antrag der AfD-Fraktion:
Ubergang der Migrantenkinder auf die Regel-
Schulklassen regeln — Prifungen einfihren mit
Drucksache 21/7954, Antrag der CDU-Fraktion:
Bildungsniveau an Hamburger Schulen nicht ge-
fahrden — Einfihrung von verbindlichen Sprach-
tests und Potenzialanalysen beim Ubergang von
Internationalen Vorbereitungsklassen in Regelklas-
sen.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Ubergang der Migrantenkinder auf die Regel-
Schulklassen regeln — Prifungen einfiihren

— Drs 21/7784 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bildungsniveau an Hamburger Schulen nicht
gefahrden - Einfiihrung von verbindlichen
Sprachtests und Potenzialanalysen beim Uber-
gang von Internationalen Vorbereitungsklassen
in Regelklassen

— Drs 21/7954 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Integration in Regelklassen fiir alle jungen Ge-
fliichteten erméglichen

— Drs 21/8137 -]

Zu beiden Drucksachen liegt lhnen als Drucksache
21/8137 ein Antrag der Fraktion DIE LINKE vor.

Alle drei Drucksachen mochten die Fraktionen der
CDU und der AfD an den Schulausschuss Uber-
weisen. Das Uberweisungsbegehren der LINKEN
sieht vor, nur die Drucksache 21/8137 an den
Schulausschuss zu Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Dr. Wolf von der
AfD-Fraktion erhalt es.

(Vizeprasidentin Antje Moller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrtes Prasidi-
um, sehr geehrte Damen und Herren! Ich starte mit
einem Zitat:

"Vor Ort zeigt sich [...], dass jetzt bei der
zweiten Stufe der Integration, der Uberfiih-
rung der Kinder aus Willkommens-, Sprach-
lern-und  Ubergangsklassen in Regel-
schulen, massive Probleme und Defizite zu
verzeichnen sind.

Aufgrund der vielen Riickmeldungen von be-
troffenen Lehrkraften und Schulleitungen
misse davon ausgegangen werden, dass
die Sprachkenntnisse und Lernergebnisse
der jetzt an die Regelschulen wechselnden
Kinder oftmals nicht ausreichen, um dort
problemlos Anschluss zu finden.

Es droht eine Gettoisierung im Schulsystem
— die leider haufig die Vorstufe zu einer Get-
toisierung in der Gesellschaft ist. "

Diese eindringliche Warnung und Zustandsbe-
schreibung hatte von uns kommen koénnen; tat-
sachlich ausgesprochen hat sie vor wenigen Ta-
gen der Bundesvorsitzende des Deutschen Philo-
logenverbandes, Heinz-Peter Meidinger. Meidinger
bringt damit die bestehenden Probleme bei der
schulischen Integration von Flichtlingskindern auf
den Punkt.

Zundchst einmal zur Klarstellung: Wir als AfD-
Fraktion bejahen grundsatzlich eine gute Be-
schulung der FlUchtlingskinder in der Zeit ihres
temporaren Aufenthalts in Deutschland.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das muss noch mal gesagt werden!)

Das schlie3t auch den Unterricht in den Regelklas-
sen ein. Was die Regelklassen angeht, sollten
aber zwei Dinge sichergestellt werden. Erstens
halten wir es fur sinnvoll, dort Kinder mit einem ge-
klarten Fluchthintergrund aufzunehmen, das heif3t
diejenigen, bei denen es eine Bleibeperspektive
gibt. Hierzu werden wir in den kommenden Tagen
einen gesonderten Antrag einbringen. Zweitens,
und das ist das heutige Thema, muss sicherge-
stellt werden, dass die Qualitdtsstandards in den
Regelklassen beibehalten werden und das Lern-
und Leistungsniveau durch die zusatzliche Aufnah-
me der Flichtlingskinder nicht sinkt; das liegt gera-
de auch im Interesse der Stadtteilschulen. Nach
der jetzigen Regelung ist es namlich so, dass die
Flichtlingskinder regelmaflig nach exakt einem
Jahr in den Internationalen Vorbereitungsklassen,
den sogenannten IVK, automatisch und ohne wei-
tere Leistungsnachweise in die deutschen Regel-
klassen Ubernommen werden. Gewisse Sprach-
kenntnisse werden vorausgesetzt, aber keine wei-
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teren Leistungsnachweise. Das halten wir flr
falsch. Das bedeutet Frust fir die Migrantenkinder,
die oft sowohl sprachlich als auch fachlich noch
nicht genigend vorbereitet sind, und das bedeutet
Frust fir die einheimischen Schdler, die unter ei-
nem reduzierten Lerntempo und einer zu geringen
Vertiefung des Lernstoffes leiden. Binnendifferen-
zierung, so das rot-griine Dogma, stof3t hier an ihre
Grenzen. Eine starkere &auflere Differenzierung,
gerade auch mit dem Mittel der Aufnahmetests, zur
Steuerung des Leistungsniveaus in den Klassen
ware hier angebracht. Dazu mahnt doch der ge-
sunde Menschenverstand.

Was sollte also konkret in der Hamburger Flicht-
lingsbeschulung getan werden? Wir fordern ers-
tens, dass die Sprachniveaus vor einem Ubertritt in
die Regelklassen erhéht werden. Diese sind der-
zeit zu niedrig angesetzt. Zweitens, das gibt es bis-
lang nicht, fordern wir, dass Fluchtlingskinder in
den IVK zusatzlich Mathematik-, Deutsch- und
Englischunterricht erhalten und so auf die Niveaus
ihrer Jahrgangsstufe besser vorbereitet werden.
Das kann und wird auch bedeuten, dass der eine
oder andere notfalls etwas langer in den IVK pau-
ken muss, bevor ihnm der Ubergang gelingen wird.
In anderen Landern wie Finnland oder Kanada, ub-
rigens Spitzenreiter in internationalen Bildungsver-
gleichstests, wird dieses Prinzip erfolgreich ange-
wandt. Migrantenkinder werden dort erst in Regel-
klassen integriert, wenn auch mit dem Mittel von
Leistungsuberprufungen sichergestellt ist, dass sie
dem Unterricht sprachlich und fachlich gewachsen
sind. Eine gute Integration in unsere Leitkultur
setzt schliellich eine sichere Beherrschung der
deutschen Sprache und das Potenzial flr das Er-
werben eines Abschlusses an einer deutschen
Schule voraus. Und schlielich geht es auch dar-
um, unsere Werte ebenso wie unsere Mentalitat
von Leistungsbereitschaft und Disziplin zu vermit-
teln und ein klares Zeichen zu setzen, dass man
sich, wenn man bei uns etwas erreichen mdchte,
besonders anstrengen muss. Wer dabei von Be-
ginn an Abstriche macht oder auf windelweiche
Kompromisse setzt, der schafft genau das, vor
dem uns Herr Meidinger vom Philologenverband
so klar warnt: gescheiterte Schullaufbahnen und
eine Gettoisierung der Schulen als Vorstufe einer
Gettoisierung der Gesellschaft.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Dr. Wolf, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Dr. Alexander Wolf AfD (fortfahrend): Lassen Sie
uns im Ausschuss dariber diskutieren. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Giffei von der SPD-Fraktion.

Uwe Giffei SPD: Frau Prasidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Hat die AfD dazuge-
lernt? Im Juli 2016 hat Dr. Wolf auf seiner Home-
page noch gegen die — Zitat —

"flachendeckende Beschulung von Zehntau-
senden Wirtschaftsmigranten"

gewettert. Kinder von Asylsuchenden mit schlech-
ter Bleibeperspektive wollte er noch im September
2016 in speziellen Schulungszentren auf die Riick-
kehr vorbereiten — und nun heute sein Sinneswan-
del. Eben gerade hat er noch einmal wiederholt, er
bejahe grundsatzlich die Beschulung von Fliicht-
lingskindern wahrend ihres temporaren Aufenthalts
in Deutschland und dies schlief3e auch den Unter-
richt in Regelklassen ein. Die AfD sorgt sich also
vermeintlich nur noch um das Gelingen des Uber-
gangs von den IVK in die Regelklassen und recy-
celt deshalb einen Antrag der CDU aus dem letz-
ten Jahr, schreibt AfD darGber und lasst sich als
Hiter des Niveaus an Hamburgs Schulen feiern.
Diese Zweitverwertung von Antragsideen ware
zwar nicht die feine Art, soll in diesem Hause aber
schon einmal vorgekommen sein. So ist es aber
nicht. Mit dieser Lesart wirde man den Kollegin-
nen und Kollegen der CDU Unrecht tun. Denn
schaut man sich den AfD-Antrag naher an, so wird
deutlich, dass es hier nach wie vor darum geht, die
Fluchtlingskinder nach Moglichkeit dauerhaft von
den Regelklassen fernzuhalten. Beispiel Sprachni-
veau: Wenn die CDU lediglich testen mdchte, ob
die Schilerinnen und Schiiler das in den IVK an-
gestrebte Sprachniveau A2 fir Grundschulen oder
B1 flr Stadtteilschulen und Gymnasien erreicht ha-
ben, setzt die AfD die Sprachanforderung ohne
weitere Begriindung auf B2 in den Klassen 3 und 6
und C1 in den Stufen 7, 8 beziehungsweise
IVK ESA oder IVK MSA herauf. Mit dem Sprachni-
veau C1 kann man in Deutschland ein Studium be-
ginnen. Wer das als Eingangsvoraussetzung fest-
setzen will, der sollte sich ehrlich machen und
gleich sagen, dass er diese Kinder in den Regel-
klassen nicht haben will.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, bei Sa-
bine Boeddinghaus DIE LINKE und Karin
Prien CDU)

Aber selbst dabei hat die AfD offenbar Angst, dass
noch zu viele Flichtlingskinder durch dieses Ra-
ster durchkommen koénnten. Deshalb zusatzlich
auch noch der Test unter anderem fiir Englisch.
Dort soll getestet werden, ob die jahrgangsentspre-
chenden Mindestanforderungen vor Zugang zur
Klasse erbracht werden. Mit dieser MaRnahme
macht man die Chance auf den Schulzugang vom
Herkunftsland der Kinder abhangig. Nur dann,
wenn bereits im Herkunftsland ein ordentlicher
Englischunterricht stattgefunden hat, besteht eine
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realistische Chance darauf, das Lernniveau der
Gleichaltrigen in Deutschland in kurzer Zeit zu er-
reichen. Im Falle Somalias, Eritreas und Afghanis-
tans kann man das getrost ausschliefen, im Fall
Syriens ware es stark abhangig von der gesell-
schaftlichen Schicht, aus der die Kinder stammen.
Der Kern des AfD-Antrags ist also nach wie vor
Ausgrenzung. Daran hat sich nichts geandert. Mit
diesem Antrag soll nicht das Gelingen von Integra-
tion ermdglicht, sondern Integration aktiv verhin-
dert werden und deshalb lehnen wir diesen Antrag
ab.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Den Deutschen Philologenverband kdnnen Sie fur
diese Art der Politik Gbrigens nicht als Kronzeugen
missbrauchen. Richtig ist, dass der Philologenver-
band darauf hinweist, dass die Integration der
zahlreichen Fllchtlingskinder in das Schulsystem
scheitern kann, wenn man nicht ausreichende per-
sonelle Ressourcen dafirr bereitstellt und darauf
achtet, eine Konzentration der Flichtlingskinder
auf wenige Schulen zu vermeiden. Der Philologen-
verband fordert aber gerade nicht, diese Kinder
von den Regelklassen fernzuhalten oder gesondert
zu beschulen, sondern im Gegenteil, er warnt vor
einer Gettoisierung und fordert grofiere Anstren-
gungen zur Integration und Férderung in den Re-
gelklassen, also genau das Gegenteil dessen, was
Sie hier heute vorschlagen.

Vor diesem Hintergrund wundert es mich Uber-
haupt nicht, dass die CDU einen Zusatzantrag ge-
stellt hat, um klarzumachen, wo die Unterschiede
zu dem AfD-Antrag liegen und dass diese Unter-
schiede keineswegs marginal sind. Einen gleich-
lautenden Antrag haben wir schon im April 2016
abgelehnt. Ich kann heute leider aus Zeitgrinden
nicht naher auf diesen Antrag eingehen. Nur so
viel: Wir teilen sehr viele lhrer Zielsetzungen, sind
allerdings beziiglich der Mittel, die Sie vorschla-
gen, anderer Meinung und halten die Mittel, die
momentan im Ubergang von IVK zu Regelklassen
in Hamburg zur Anwendung kommen, fir besser
geeignet.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Etwas erstaunt war ich allerdings, dass auch die
LINKEN meinten, den AfD-Antrag durch einen Zu-
satzantrag aufwerten zu miissen. Auch diesen An-
trag lehnen wir ab; dazu kann ich jetzt aber auch
leider nichts mehr sagen.

Die Beschulung von Fluchtlingskindern ist eine
zentrale und sicher keine einfache Aufgabe fur ge-
lingende Integration. Der Senat hat friihzeitig die
Weichen fir die Beschulung von Anfang an gestellt
und ein funktionierendes System von den Lern-
gruppen uber die IVK bis zur Integration in die Re-
gelklassen und den Ganztag erstellt. Wir als SPD-

Fraktion werden den Senat und Senator Rabe auf
diesem Weg weiterhin unterstiitzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren! Nun bekommt Frau Prien von der CDU-
Fraktion das Wort.

Karin Prien CDU:* Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Giffei, viel brauche ich jetzt nicht mehr zu sa-
gen, denn Sie haben die Intention unseres Antra-
ges zutreffend wiedergegeben. Mir ist wichtig, |h-
nen, Herr Dr. Wolf, zu sagen,

(Kazim Abaci SPD: Ja, so ist das!)

dass syrische Schulerinnen und Schiler nicht
dimmer sind als deutsche Schiilerinnen und Schi-
ler.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU, der SPD
und den GRUNEN)

Sie sind auch nicht weniger fleiRig oder weniger
leistungsbereit. Ich habe mir sogar sagen lassen,
dass viele von ihnen sogar sehr leistungsbereit
sind. Insofern muss man bei dem, was man tat-
sachlich will, sehr genau hinschauen. Wir sind uns,
hoffe ich, darin einig, dass wir gemeinsam dafur
sorgen wollen, dass bei dieser sehr groRen Her-
ausforderung, die die Flichtlingsbeschulung ohne
jeden Zweifel bedeutet, jetzt in einer zweiten Pha-
se, wo es wirklich um Integration geht, so gehan-
delt wird, dass man allen Schilerinnen und Schu-
lern, denjenigen, die normal beschult werden, den-
jenigen, die inklusiv beschult und auch den Schu-
lerinnen und Schiilern, die aufgrund ihres Flucht-
hintergrundes als schulpflichtige Flichtlinge be-
schult werden, gerecht wird. Allen muss man ge-
recht werden. Dazu halten wir es nach wie vor flr
erforderlich, das Sprachniveau vor dem Ubergang
in die Regelklassen zu testen, aber auch, und dar-
auf wirde ich gern meine restliche Redezeit ver-
wenden, intensiv fur die Potenzialanalyse zu wer-
ben, die in Baden-Wirttemberg von der dortigen
schwarz-grinen Regierung vorgenommen wird.
Das ist ein Projekt, das von der Bundesregierung
gefordert und in Baden-Wirttemberg angewandt
wird. Dabei geht es darum, nicht die schulpflichti-
gen Flichtlinge in irgendeiner Weise auszugren-
zen, egal, ob sie langer oder kirzer bleiben, denn
das ist fur die Frage der Schulausbildung aus un-
serer Sicht vollig unerheblich. Es geht vielmehr
darum, zu prifen, welche Schulform fiir die jeweili-
gen Schilerinnen und Schiiler aufgrund ihres
Kompetenzstandes die richtige ist. Das, denke ich,
ware etwas, das wir auch im Interesse der Schiile-
rinnen und Schiler mit Fluchthintergrund tun soll-
ten, denn auch ihnen wollen wir gerecht werden.
Diese Potenzialanalyse ist ein inzwischen gut
durchgetestetes Verfahren, mit dem man sehr ge-
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nau erkennen kann, wie es mit den Basiskompe-
tenzen in Mathematik, Deutsch und Englisch aus-
sieht, wie es aber auch mit anderen Fertigkeiten,
die zum Beispiel in Syrien anerkanntermallen gar
nicht unterrichtet und gelehrt werden, aussieht, da
es dort eben ein anderes Schulsystem gibt. Des-
halb appelliere ich ausdricklich, neben der Te-
stung des Sprachniveaus auch diese Potenzial-
analyse anzuwenden. Herr Dr. Wolf, Sie kommen
einfach spat mit lhrem Antrag.

(Kazim Abaci SPD: Sehr spéat!)

Die meisten Schulerinnen und Schiler sind doch
schon in den Regelklassen. Ich finde es gut, dass
Sie Uber bestimmte Dinge nachdenken, aber tun
Sie es doch bitte so, dass man das dann auch
rechtzeitig zumindest in Erwagung ziehen kann. Im
Ubrigen kann ich nur noch einmal dafiir werben,
unseren Antrag zumindest an den Ausschuss zu
Uberweisen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Dr. von Berg von der GRUNEN Fraktion das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Im Paragraf 3 des
Hamburgischen Schulgesetzes steht, dass die ge-
meinsame Erziehung und das gemeinsame Lernen
von Kindern und Jugendlichen im grofRtmdglichen
Ausmald zu erfolgen hat. Der AfD-Antrag verstoit
klar gegen das Hamburgische Schulgesetz, und
das, finde ich, kdnnen wir nicht einfach unkom-
mentiert stehen lassen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der AfD-Antrag atmet geradezu eine Forderung
nach Exklusion so weit und so lange wie mdglich,
und er ignoriert vollstandig die Tatsache, dass Kin-
der vor allem auch von anderen Kindern lernen.
Sie brauchen Sprachvorbilder, sie brauchen auch
Vorbilder im Verhalten, um in Deutschland anzu-
kommen. Das kann man nicht untereinander tun.
Deswegen ist unser Bestreben, in Hamburg so
schnell wie mdglich Kinder in die Regelklassen zu
Uberflhren. Ich finde, das ist der richtige Weg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Angesichts dieses Antrags und dessen, was darin
gefordert wird, frage ich mich, ob die AfD-Fraktion
sich jemals dariiber Gedanken gemacht hat, wel-
che Fluchtgeschichten diese Kinder haben, welche
Biografien sie haben, welche Schulbiografien sie
haben, welche Biografien sie im Bereich der forma-
len Bildung haben. Das ist derartig welt- und reali-
tatsfremd. Eigentlich darf es mich nicht mehr er-
staunen, das ist wirklich beschamend.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich mdchte betonen, dass diese Kinder, die bei
uns angekommen sind, Erstaunliches leisten. Sie
leisten Erstaunliches trotz allem, was sie erlebt ha-
ben, vielleicht auch gerade deswegen. Sie stren-
gen sich an, sie wollen hier eine Zukunft haben,
und genau das geben wir ihnen. Ich finde, dass
das Hamburger System zeigt, wie leistungsfahig,
menschlich und padagogisch es ist, und das ist gut
SO.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Zum CDU-Antrag: Ja, ich anerkenne lhr Ansinnen,
gerade auch im Bereich Potenzialanalyse. Auch
ich finde, dass man moglichst den richtigen An-
schluss finden sollte, vor allen Dingen den An-
schluss in die weiterflhrenden Schulen, ob Gym-
nasium, ob Stadtteilschule. Wir sind allerdings der
Auffassung, dass dies besser gelingt im Gesprach
mit Padagoginnen und Padagogen, mit den Kin-
dern und den Lehrkraften, um in Gesprachen und
der Beobachtung zu sehen, wohin dieses Kind am
besten gehért, wo es die bestmdgliche Zukunft,
schulische Zukunft, Bildungszukunft erfahrt. Den
Weg, den wir hier gehen, ohne Tests, ohne Scree-
nings, ohne formale Potenzialanalysen, ist der rich-
tige Weg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gefliichtete und zugewanderte Kinder sollten
schnellstmoglich ein geregeltes Leben haben soll-
ten, schnellstmdglich ihre Wurzeln ausbreiten kon-
nen, damit sie hier ankommen und auch die Zu-
kunft finden. Wir in der rot-griinen Koalition sind
der Meinung, dass unser derzeitiges Verfahren er-
folgreich ist. Wir haben im Schulausschuss eine re-
gelmalRige Selbstbefassung, kdénnen auch gern
Uber das eine oder andere sprechen und uns noch
einmal Uber den Ubergang berichten lassen, wie
es im Moment gerade erfolgreich geschieht. Wer
Integration will und fordert, muss alles daranset-
zen, dass Kinder so schnell wie moéglich von den
IVK in eine Regelklasse Ubergehen, damit sie hier
eine Zukunft und ein gutes Leben haben. Das ist
unser Bestreben und daran arbeiten wir. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizepréasidentin Antje Moller: Frau Boeddinghaus
von der Fraktion DIE LINKE bekommt das Wort.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir lehnen
den AfD-Antrag ab. Es ist schon viel Gutes und
Richtiges dazu gesagt worden. Fakt ist leider, dass
die AfD, wenn sie Integration sagt, Ausgrenzung
meint; das wird in diesem Antrag wieder deutlich.
Wir lehnen auch den CDU-Antrag ab, weil wir mei-
nen, dass er im Grunde auch nicht darauf abzielt,
was Integration wirklich bedeutet. Frau von Berg
hat es eben gut ausgefihrt. Integration bedeutet
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nicht, dass man Gruppen lange voneinander
trennt, sondern dass man sie sehr schnell zusam-
men lernen und arbeiten lasst. Das wird auch deut-
lich, Frau Prien, wenn Sie gerade in lhrem ersten
Petitum fordern, dass die jungen Menschen mit
Fluchtgeschichte sich auf das Grundgesetz besin-
nen und sich mit Werten und Normen unserer De-
mokratie auseinandersetzen sollen. Genau das
passiert nicht, wenn sie unter sich bleiben, sondern
es passiert, wenn sie mit den Kindern, die hier le-
ben, zusammen lernen und arbeiten dirfen. Die
Kinder bringen sich das namlich untereinander viel
besser bei, als wenn vorn einer mit einem Zeige-
stock steht und ihnen das Grundgesetz erklart.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Gerhard Lein SPD)

Herr Giffei, leider haben wir keinen Antrag zu dem
AfD-Antrag gestellt, sondern zum Tagesordnungs-
punkt 38 und haben eine Menge dazu zu sagen,
weil wir in engem Kontakt zu Lehrerinnen und Leh-
rern in den IVK und auch in den Basisklassen sind.
Wir haben erfahren, dass der SPD-Senat mit den
GRUNEN zusammen auf gar keinem schlechten
Weg ist. Es geht uns auch nicht darum, hierzu eine
fundamentale Kritik zu auBern. Aber wenn die Din-
ge sich allmahlich ein bisschen zurechtgeruttelt ha-
ben, merkt man einfach, dass das Bedurfnis von
beiden Seiten doch sehr groB ist, schneller in die
Regelklasse zu kommen. Hamburg hat eine gute
Tradition. Es gab lange die Willkommensklassen,
wo die geflichteten Kinder relativ schnell in die Re-
gelklassen gekommen sind. Dafur ist es notwen-
dig, dass, wenn eine IVK eingerichtet wird, fir je-
des Kind mit Fluchtgeschichte in der Regelklasse
sofort ein Platz frei wird. Das ist leider im derzeiti-
gen System gerade in den héheren IVK nicht mog-
lich. Dort ist der Ubergang in das Regelsystem lei-
der sehr schwer. Deswegen wollten wir mit diesem
Zusatzantrag im Grunde einen AnstoR3 daflr ge-
ben, im Schulausschuss noch einmal besser und
intensiver darlber zu diskutieren, wie Integration
und am Ende Inklusion, was wir alle wollen, besser
gelingen kann. Dazu gehort, dass die starren Sys-
teme nicht so lange nebeneinander laufen, son-
dern schneller zusammengeflhrt werden. Die
Schulen in Hamburg machen das sehr unter-
schiedlich. Ich habe gelernt, dass Schulen
durchaus die Moglichkeit haben, von diesem Sys-
tem der Basis- und IV-Klassen wegzugehen und
die Kinder, die zu uns kommen, in die Regelsys-
teme zu integrieren.

(Kazim Abaci SPD: Ist doch gut!)

In diesem Sinne mdchte ich einfach daflir werben,
dass wir das im Schulausschuss noch einmal in-
tensiv debattieren und dass der Senat sich jetzt
nicht bockig stellt und sagt, er mache das alles
schon ganz toll und trotzdem werde er kritisiert. Im
Sinne der Lehrerinnen und Lehrer, aber auch im
Sinne der Schilerinnen und Schiler sollten wir

dariiber noch einmal eine Diskussion fihren. Zum
Schluss méchte ich noch etwas sagen, was nicht
in unserem Zusatzantrag steht: Wir erwarten im
Grunde, dass ab sofort keine Abschiebungen mehr
aus dem Klassenzimmer stattfinden. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Jetzt bekommt
Frau von Treuenfels-Frowein von der FDP-Fraktion
das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Ich habe diesen AfD-Antrag férmlich dahin
gehend durchsucht, ob es wirklich das ist, was sie
schreiben. Obwohl ich selbst es nicht mag, wenn
einem so etwas unterstellt wird, muss ich leider sa-
gen, dass Sie in Wirklichkeit das Gegenteil dessen
erreichen wollen, was in Ihrem Antrag steht. Wie
kann man von Integration sprechen, aber gleich-
zeitig fordern, dass die Kinder, die gefllchtet sind,
langer unter sich in den IVK bleiben? Es ist vollig
sinnwidrig, so etwas Uberhaupt aufzuschreiben
und uns das dann auch noch als Integration zu
verkaufen. Also ehrlich, fir wie doof halten Sie uns
denn alle?

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Anna
Gallina GRUNE)

Wenn Sie sich dann noch trauen zu sagen, es
handele sich doch eigentlich nur um einen voriber-
gehenden Aufenthalt hier, dann wissen wir, woher
der Wind weht, dann kénnen wir das auch wieder
ad acta legen. Machen Sie es uns doch einfach
einmal ein bisschen schwerer. Wir suchen ja im-
mer Ostereier, und irgendwann wirden wir sie viel-
leicht auch finden; wir wirden uns sogar freuen.

Ich finde es allerdings auch nicht richtig zu sagen,
die geflichteten Kinder, die nach Deutschland
kommen, sollen keinen Test machen. Das hort sich
von der linken Seite dieses Hauses ein bisschen
danach an, als ob diese Kinder niemals einen Test
machen mussten. Warum sollen diese Kinder nicht
einmal einen Deutschtest machen? Das ist doch
nicht so schlimm. Wir haben doch auch ein Lei-
stungsniveau und genau daran wollen und sollen
wir sie auch gewohnen. Ich finde es gut, wenn sie
einen Deutschtest machen. Sie sollten so schnell
wie moglich aus den IVK heraus- und in die Regel-
klassen hineinkommen, damit sie zeigen, was sie
kénnen. Ich bin bei den Klassen, die ich besucht
habe, auch der Auffassung, dass sie sehr schnell
lernen, manchmal viel schneller und disziplinierter
als unsere Kinder. Deswegen sollte man versu-
chen, das Thema nicht ideologisch, sondern prag-
matisch anzugehen. Wir stehen fiir Integration und
wollen vor allen Dingen, dass man ihnen nicht
gleich mitteilt, sie seien hier nur fir kurze Zeit, son-
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dern sie sollen sich einfach erst einmal wohl und
zu Hause bei uns filhlen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Jetzt bekommt Herr
Giffei von der SPD-Fraktion das Wort.

Uwe Giffei SPD: Vielen Dank, Frau Prasidentin!
Ich wollte noch einmal die Gelegenheit nutzen, ein
paar Worte zum Inhalt des Zusatzantrags der LIN-
KEN zu &uflern. Auch ich wirde mich sehr dartber
freuen, das hatte Frau von Berg in ihrer Rede auch
angedeutet, wenn wir uns im Rahmen der Selbst-
befassung noch einmal intensiv mit den Fragen
des Ubergangs von IVK in Regelklassen beschéfti-
gen wirden. Ich moéchte auf ein paar Punkte hin-
weisen, die in diesem Antrag unterstellt werden. Es
wird suggeriert, es sei nicht moglich, vor Ablauf der
12 Jahre aus den IVK in eine Regelklasse tberzu-
gehen. Das ist nicht der Fall. Das ist schon jetzt
moglich, das ist jederzeit unterjahrig mdglich, und
naturlich wird auch nach dem Ubergang von den
IVK in die Regelklassen ein additiver Deutsch-, al-
so Sprachunterricht erteilt. Entsprechend ist all
das, was Sie in einigen Punkten fordern, bereits
Tatsache. Was ich auch zuriickweisen moéchte, ist,
dass Sie postulieren, die IVK fir den ESA 1 und
ESA 2 seien Sackgassen. Ein erfolgreicher Besuch
dieser Vorbereitungsklassen und der Erwerb des
ersten Schulabschlusses ist keine Sackgasse, son-
dern der Startpunkt fir eine Fortsetzung der Bil-
dungskarriere in Hamburg und in Deutschland, ob
schulisch oder auferschulisch. Das ist insofern,
finde ich, eine vdllig falsche Sichtweise auf diese
Einrichtung.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Insgesamt glaube ich, dass wir als SPD-Fraktion
eine Mittelposition einnehmen zwischen dem, was
die CDU sich vorstellt, und dem, was die LINKE
sich vorstellt. Von der CDU nehmen wir mit, dass
wir auch glauben, dass es eine fundierte Vorberei-
tung im Bereich Sprache und auch eine Einschat-
zung von Kompetenzen braucht. Und das findet
unserer Auffassung nach mit den Ubergangszeug-
nissen statt, die jetzt erteilt werden beim Ubergang
von der IVK in die Regelklasse.

Bei der LINKEN sind wir aber in dem Punkt — das
hat Frau von Berg schon ausgefiihrt —, dass wir sa-
gen, ideal ist, wenn mdglichst friihzeitig zusammen
gelernt wird. Wir sehen es auch so, wie Sie und
Frau von Berg es ausgefiuhrt haben, Kinder lernen
voneinander und auch vom Lehrer, aber nicht in ei-
ner Top-down-Methode frontal. Das ist etwas, von
dem wir ebenfalls Uberzeugt sind. Und ich freue
mich auf die Diskussionen im Schulausschuss im
Rahmen der Selbstbefassung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg und Christiane Blémeke, beide GRU-
NE)

Vizeprasidentin Antje Moller: Weitere Wortmel-
dungen sehe ich nicht. Damit kommen wir zu den
Abstimmungen.

Wer mochte also zuerst die Drucksachen 21/7784
und 21/7954 an den Schulausschuss Uberwei-
sen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist die Uberweisung abgelehnt.

Wer mochte dann die Drucksache 21/8137 an den
Schulausschuss Uberweisen? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Auch dieses Uber-
weisungsbegehren ist abgelehnt.

Wir kommen dann zu der Abstimmung in der Sa-
che und beginnen mit dem Antrag der Fraktion DIE
LINKE aus der Drucksache 21/8137. Hierzu mdch-
te die FDP-Fraktion die Ziffer 1 separat abstimmen
lassen.

Wer mdchte nun also zunachst die Ziffer 1 des An-
trags annehmen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Ziffer 1 abgelehnt.

Wer méchte den Ziffern 2 bis 7 seine Zustimmung
geben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
diese Ziffern wurden abgelehnt.

Nun kommen wir zum Antrag der CDU-Fraktion
aus Drucksache 21/7954.

Wer stimmt diesem Antrag zu? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist der Antrag abgelehnt.

Und wir kommen zum Antrag der AfD-Fraktion aus
der Drucksache 21/7784. Hierzu mochte die FDP-
Fraktion die Ziffer 1i separat abstimmen lassen.

Wer mdéchte also dem Antrag aus Drucksache
21/7784 und hier zunachst der Ziffer 1i folgen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist diese
Ziffer abgelehnt.

Wer mdchte die Ubrigen Ziffern annehmen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Auch diese Ziffern
wurden abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 18, Druck-
sache 21/7873, Senatsmitteilung: Eckpunkte der
Wohnraumférderprogramme des Senats 2017 und
2018 sowie Stellungnahme des Senats zum Ersu-
chen der Birgerschaft vom 12. November 2015:
"Weiterentwicklung und Fortsetzung der Foérder-
programme zum 'Wohnen fir Studierende und
Auszubildende™ (Drucksache 21/2056).

[Senatsmitteilung:

Eckpunkte der Wohnraumférderprogramme
des Senats 2017 und 2018 sowie Stellungnah-
me des Senats zum Ersuchen der Biirgerschaft
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vom 12. November 2015: "Weiterentwicklung
und Fortsetzung der Foérderprogramme zum
'Wohnen fiir Studierende und Auszubildende™
(Drucksache 21/2056)

— Drs 21/7873 -]

Diese Drucksache modchten die Fraktionen der
SPD, der GRUNEN und der LINKEN an den Stadt-
entwicklungsausschuss Uberweisen. Vonseiten der
CDU-Fraktion liegt ein Antrag auf Uberweisung an
den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und Integration
VOor.

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Herr Kien-
scherf von der SPD-Fraktion, Sie bekommen es.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Bekannterweise wird
seit 2011 in dieser Stadt wieder Wohnungspolitik
betrieben, und die Zahlen, Fakten und Ergebnisse,
die seitdem vorliegen, sind doch sehr erfreulich.
Uber 35 000 Wohnungen konnten bis 2016 fertig-
gestellt werden, darunter 15 000 Sozialwohnun-
gen, und allein im letzten Jahr konnten Uber
2 500 Sozialwohnungen fertiggestellt werden. Das
zeigt sehr deutlich, dass Hamburg beim Woh-
nungsbau, aber insbesondere auch beim sozialen
Wohnungsbau, spitze in Deutschland ist.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Trotzdem, und dariber haben wir in diesem Haus
schon mehrfach gesprochen, bleibt die Lage auf
dem Wohnungsmarkt natirlich angespannt. Wir
kennen die Situation in vielen anderen Metropolen
Deutschlands, aber auch in Europa. Wir kennen
das Problem beziehungsweise die Chance des Be-
volkerungszuwachses, aber wir missen Wohnun-
gen und wir mussen Arbeitsplatze fiur alle Men-
schen in Hamburg schaffen, denn wir als Sozialde-
mokraten und ich denke, als rot-griine Koalition,
wollen eine Stadt fur alle sein. Das ist unser Ziel.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Und deswegen kénnen wir uns nicht darauf ausru-
hen. Es ist gut, dass man im Zusammenhang mit
dem Bindnis fur Wohnen zum einen die Zielzahl
weit nach oben korrigiert hat und wir nun mittler-
weile dabei sind, mindestens 10 000 Wohnungen
im Jahr zu erstellen. Und es ist gut, dass mit dem
Wohnungsbauférderprogramm des Senats auch
der soziale Wohnungsbau deutlich aufgestockt
werden soll.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

— Ja, da kann man ruhig applaudieren.

Wir kommen von 2 000 Wohnungen im Jahre
2015, und wir wollen diese 2 000 Wohnungen, die
doch schon beispielhaft in Deutschland waren,

noch einmal um 50 Prozent steigern auf
3 000 Wohnungen. Diese Steigerung gibt es in kei-
nem anderen Bundesland, die gibt es in keiner an-
deren Grofistadt, hier ist Hamburg auch kunftig
spitze, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Gleichzeitig wird der Mitteleinsatz deutlich ver-
starkt. Die Mittel fir den sozialen Wohnungsbau
werden wir um rund zwei Drittel verstarken. Kinftig
werden wir noch einmal 84 Millionen Euro drauf-
packen und werden auf einen gesamten Subventi-
onsbarwert — heif’t es so schén — von 210 Millio-
nen Euro kommen. Das ist ein riesiger Wert und
das heil3t auch, dass wir nicht nur beim freien
Wohnungsbau, beim frei finanzierten Wohnungs-
bau mehr Wohnraum schaffen wollen, sondern
dass wir insbesondere das Thema bezahlbaren
Wohnraum, die Schaffung bezahlbaren Wohn-
raums zu unserem Schwerpunkt erklart haben.
210 Millionen Euro sind ein deutliches Signal.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Was wir damit aber erstmals seit Jahrzehnten
schaffen — insbesondere die SAGA als stadtisches
Wohnungsunternehmen soll die Hauptlast tragen,
und wir haben gerade die Diskussion um die Sozi-
alwohnungsbestande auf Bundesebene gefiihrt —,
ist, dass ab sofort das Abschmelzen des Sozial-
wohnungsbestands in Hamburg Vergangenheit ist.
Waren 2016 noch 81 000 Wohnungen in der Bin-
dung, werden 2030 82 000 Wohnungen in der Bin-
dung sein, das heil’t, wir geben klare Signale und
wir handeln. Der soziale Wohnungsbestand in
Hamburg wird nicht weiter abschmelzen. Eine gute
Nachricht fir die Mieterinnen und Mieter.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Darliber hinaus setzen wir mit der Wohnungsbau-
forderung inhaltlich neue Akzente. Wir starken den
Anteil WA-gebundener Wohnungen fir vordringlich
Wohnungssuchende und wir wollen insbesondere,
dass die Menschen, die besondere Schwierigkei-
ten beim Wohnungsmarktzugang haben, besser
versorgt werden. Das sind zum Beispiel Frauen
aus Frauenhausern. Wir wollen aber auch ermdgli-
chen, dass soziale Trager, die gerade fiir vordring-
lich Wohnungssuchende Wohnungen bauen wol-
len, dies kinftig zu 100 Prozent machen kdénnen,
und die Rahmenbedingungen entsprechend ver-
bessern, dass das endlich einmal passiert. Ich fin-
de, die Diakonie kann nicht Gber Obdachlosigkeit
nur reden, sondern sie sollte auch einmal selbst in
die Lage kommen, Wohnungen zu bauen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD — Heike
Sudmann DIE LINKE: Ha, was war das denn
jetzt?)
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Und wir wollen, das sieht das Programm hier vor,
erfolgreich — das hat auch die CDU gemacht, muss
man schon sagen — das Thema Wohnungen fir
Studierende und Auszubildende weiter vorantrei-
ben und noch ausbauen. Das Thema Stabilisie-
rung von Wohnquartieren durch Studierende auf
der Veddel, in Rothenburgsort, aber auch in Har-
burg hat sich bewahrt. Wir prifen das jetzt fir
Steilshoop und MUimmelmannsberg, auch dieses
ist ein wichtiges Signal fir die jungen Menschen in
dieser Stadt. Wir wollen, dass sie guten Wohnraum
zu bezahlbaren Preisen erhalten.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Insgesamt zeigt sich, der Wohnungsbau ist bei
Rot-Grin in guten Handen, das Wohnungsbaupro-
gramm ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend): Ih-
re Redezeit ist zu Ende.

Dirk Kienscherf SPD:* Ja, das war schon fast der
letzte Satz, Frau Prasidentin. Ich wollte noch ein-
mal einatmen.

Vizeprasidentin Antje Moller: Dann konnen Sie
den gern noch fortsetzen.

Dirk Kienscherf SPD (fortfahrend):* In diesem
Sinne, es ist in guten Handen, wir wollen weiter so
machen. — Vielen Dank, und wir werden es im Aus-
schuss weiter beraten.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Herr Ovens das Wort.

Carsten Ovens CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Lieber Kollege Kienscherf, es
freut mich, dass Sie zu Recht auch in lhrer Rede
darauf eingegangen sind, dass ein wichtiger
Aspekt dieses Programms der Senatsmitteilung,
die wir heute haben, zuriickgeht auf lhren Antrag.
Der Antrag von Rot-Griin wurde am 28. Oktober
2015 eingereicht, als es darum ging, die Forder-
richtlinien flr bezahlbaren Wohnraum flir Auszubil-
dende und Studierende in den gerade genannten
Stadtteilen zu verldngern. Und in der Tat, Sie ha-
ben es auch gesagt, das ist ein Programm der
Stadtentwicklung, das die CDU auf den Weg ge-
bracht hat im Jahr 2004, zuerst in einigen wenigen
Stadtteilen, und 2006 hat sie es dann vergroRert.
Mit deutlich mehr Investitionen, deutlich mehr
Wohnungen, die zur Verfugung gestellt wurden,
um einerseits mehr bezahlbaren Wohnraum fir
Studenten und Auszubildende zu schaffen, und

andererseits, um eben auch diesen Quartieren da-
mit neue Impulse fir die Stadtteilentwicklung zu
geben. Und ich denke, da kann man heute zu
Recht sagen, Sie haben es ein bisschen verklau-
suliert auch gemacht, das war wirklich gute CDU-
Politik fir Hamburg.

(Beifall bei der CDU)

Herr Dr. Dressel schittelt den Kopf, das war keine
gute CDU-Politik, aber er beantragt trotzdem, dass
es verlangert wird. Das ist vielleicht ein bisschen
inkonsequent, aber Sie mdgen es mir spater erkla-
ren, Herr Dr. Dressel, warum Sie das jetzt so sa-
gen.

Nun ist aber trotzdem seit Ihrem Antrag aus 2015
doch relativ lange nichts passiert. Wir waren ver-
wundert und dachten, wir helfen nach und haben
knapp ein Jahr spéater im Oktober 2016 dann ge-
nau zu diesem Thema, namlich der Verlangerung
der Foérderrichtlinien, in diesem Haus bereits disku-
tiert und es war ganz interessant. Wir haben es
verpackt in ein etwas gréReres, umfassendes Kon-
zept, um mehr bezahlbaren Wohnraum fiir Auszu-
bildende und Studenten zu schaffen. Es war sehr
interessant zu sehen bei der Diskussion in diesem
Hause, die wir im Oktober gefiihrt haben, da ha-
ben Sie das Ganze abgelehnt. Da waren die Argu-
mente von Herrn Dr. Tode, es gabe tberhaupt kei-
nen Bedarf fir mehr bezahlbaren Wohnraum fir
Studenten. Die GRUNEN haben gesagt, die Ver-
sorgungssituation in Hamburg ware doch sowieso
schon besser als in KoIn und Frankfurt und deswe-
gen misse man nicht noch mehr Geld ausgeben.
Ich bin froh, dass Sie zur Vernunft gekommen sind,
beziehungsweise nicht Sie, aber |hr Senat, und
uns jetzt diese Senatsmitteilung hineinbringen,
dass man die CDU-Anregung aufgegriffen hat und
dass man mehr und guten bezahlbaren Wohnraum
fir Auszubildende und Studenten schaffen will.

(Beifall bei der CDU)
Und es ist auch bitter ndtig.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch eine
Kenntnisnahme!)

Wir haben Ende Januar zu einem kleinen Wohn-
raumgipfel eingeladen. Die Technische Universitat
war vertreten, die Universitat Hamburg war vertre-
ten, Vertreter von zwei privaten Hochschulen wa-
ren ebenfalls anwesend, und es war unisono Kon-
sens, dass wir in Hamburg zu wenig bezahlbaren
Wohnraum haben. Ich denke auch an einige Zei-
tungsartikel zurtck, in denen unsere Wissen-
schaftssenatorin noch gesagt hat, super, jetzt bau-
en Private, und fur 550 bis 700 Euro kénne man
jetzt vergunstigt wohnen. Na ja, verglnstigt ist es
nicht und gunstig ist es ohnehin nicht. Deswegen
haben wir auch da schon wieder gesagt, wir mus-
sen einfach mehr bezahlbaren Wohnraum schaf-
fen. Die 390 Studentenwohnheimplatze, die Sie bis
2020 doch unserer Erkenntnis nach, nachdem wir
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nachgefragt haben, bauen wollen, sind zu wenige.
Die Zahl der Studenten in Hamburg steigt kontinu-
ierlich, das ist auch gut so, dafir kdmpfen auch
wir, aber der Wohnungsmarkt insgesamt in Ham-
burg ist, was kleinteilige Wohnungen, Mikroapart-
ments angeht, einfach zu dinn. Das liegt unter an-
derem daran, dass Grund und Boden einfach zu
teuer ist. Von daher ist es gut, dass der Senat jetzt
mitteilt, dass er die Forderungen, die Sie gestellt
haben, die wir dann noch einmal neu hineinge-
bracht haben, umsetzt, dass es sogar eine Vergro-
Rerung des Angebots geben soll.

Das konnen wir grundsatzlich begrifien, nur mis-
sen wir dann doch leider feststellen, dass der Se-
nat eben auch keinen einzigen Schritt, keine einzi-
ge Wohnung Uber das, was Sie gefordert haben,
hinausgeht, meine Damen und Herren von der
SPD und den GRUNEN. Das ist also alles fein,
was jetzt an dieser Stelle getan wird, aber es reicht
eben lange nicht. Es reicht lange nicht, wenn wir
uns anschauen, wie hoch der Bedarf schon heute
in Hamburg ist. Wenn jedes Semester kontinuier-
lich die Zahl der wartenden Personen fiir Platze in
den Wohnheimen des Studierendenwerks bei
Uber 1 000 liegt, wenn die Belegungsquote konti-
nuierlich bei rund 100 Prozent liegt, dann zeigt uns
das doch, dass wir mehr tun missen in diesem
kleinteiligen Segment von bezahlbarem, giinstigen
Wohnraum. Dass wir das nicht nur als Stadtteilent-
wicklungsinstrument nutzen, sondern fir die Men-
schen, fir die Azubis und fir die Studenten tun.

Von daher méchten wir diesen Antrag weiter disku-
tieren, lehnen ihn nicht einfach ab, so wie Sie das
gern mit unseren Papieren tun, sondern wir wollen
diese Senatsmitteilung weiter diskutieren im zu-
standigen Ausschuss und freuen uns darlber,
dass wir das heute so gemeinsam auf den Weg
bringen werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprisidentin Antje Méller: Von der GRUNEN
Fraktion bekommt nun Frau Sparr das Wort.

Ulrike Sparr GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich vertrete heute unseren Kolle-
gen Olaf Duge, der leider erkrankt ist, aber das
mache ich gern, denn es greift auch in mein haupt-
sachliches Gebiet mit ein.

Es sind jetzt schon alle relevanten Zahlen erwahnt
worden, das brauche ich gar nicht weiter zu vertie-
fen. Nur so viel: Insgesamt sprechen diese Zahlen
fur sich. 3 000 Sozialwohnungen zuzlglich der
Wohnungen flr die Geflichteten und 10 000 Neu-
bauwohnungen pro Jahr, das kann sich sehen las-
sen, um nicht zu sagen, das sind Spitzenwerte, die
Hamburg nur aus der Nachkriegszeit kennt.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Wer hier noch mehr fordert, so wie die LINKEN
und zuweilen auch die CDU, wie gerade eben wie-
der, der macht es sich aus unserer Sicht ein
bisschen zu leicht. Die Gesamtzahl von
10 000 Wohnungen pro Jahr muss doch auch erst
einmal gebaut werden kénnen. Hamburg beschéaf-
tigt schon Baufirmen aus dem gesamten Umland,
die Auftragsbuiicher sind rappelvoll. Der Einzugs-
kreis fur die Suche nach Baufirmen liegt in der ge-
samten Metropolregion Hamburg, wohl gemerkt
der erweiterten bis nach Schwerin. Womit wir zu
der Frage kommen, wo denn diese Wohnungen
gebaut werden sollen. Wir haben gerade die Er-
weiterung der Metropolregion gefeiert, und das
verbinde ich mit der vielfach aufgeworfenen Forde-
rung, unser Wohnungsbau soll auch vom Umland
in der Metropolregion mit geleistet werden. Frau
Stéver hat das auch vor Kurzem mit einer Schriftli-
chen Kleinen Anfrage aufgeworfen, und eine Reihe
von Verbanden bis hin zum NABU fordert das
ebenso.

Wir glauben allerdings, man vertut sich hier, wenn
man mit dem Finger auf die Umlandgemeinden
zeigt und fordert, uns doch die Wohnungsbaulast
abzunehmen. Denn alle Stadte im Umland ver-
zeichnen doch ihr eigenes Wachstum, haben alle
ihre eigenen Wohnungsbauplane. Das soll nicht
bedeuten, dass wir nicht mehr gemeinschattlich
planen sollen und wollen, ganz im Gegenteil. Wir
wollen die Zusammenarbeit intensivieren und zu
einer gemeinsamen Infrastrukturplanung kommen.
Aber unsere Wohnungen mussen wir schon selbst
bauen.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Wer sich einmal die Zahlen der Jungfamilien an-
schaut, die nicht mit dem ersten Nachwuchs in den
Speckglrtel ziehen, wird Uberrascht sein. Von
1 000 Familien verbleiben nicht mehr nur 500 oder
600 in Hamburg, sondern eher 800 bis 900, da die
Kosten fir die Kita-Versorgung im Umland weitaus
héher sind als in Hamburg, ganz zu schweigen von
den Zusatzkosten fur das Pendeln in die Stadt. Als
GRUNE sagen wir aber auch sehr deutlich, es gibt
Tabuzonen fir das Stadtwachstum, dazu zahlen
die griinen Landschaftsachsen, Naturschutzgebie-
te und andere 6kologisch und landschaftlich sensi-
ble Flachen.

(Thilo Kleibauer CDU: Die werden ja immer
kleiner bei Ihnen!)

— Ja, zu den Details kommen wir gleich.

Unser Stadtwachstum soll weiterhin in einer aus-
kémmlichen inneren Verdichtung umgesetzt wer-
den. Gute Beispiele dafir sind die Mitte Altona,
Wilhelmsburg, Gro Borstel oder auch das Pergo-
lenviertel in Winterhude. Hamburg hat noch viel
Potenzial fir den dringend bendtigten Wohnungs-
bau, entlang der neuen S4-Strecken oder entlang
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der Magistralen. Hier begibt sich Altona auch
schon gezielt auf den Weg mit einem Potenzial von
mindestens 20 000 Wohnungen. Auch Stadtteile
wie Farmsen, Bramfeld oder Lurup werden sich
weiterentwickeln. Dazu bedarf es einer klugen
Grundstuckspolitik, sei es durch Setzung von Vor-
kaufsrechten nach Paragraf 25 Baugesetzbuch
oder der von uns verstarkten Vergabe von Grund-
stlicken im Erbbaurecht, und das zu verbesserten
Konditionen.

Damit komme ich zur zweiten wichtigen Frage in
diesem Zusammenhang, der Bezahlbarkeit des
Wohnraums. Zunachst werden wir bis in die Dreili-
gerjahre hinein die Anzahl der geférderten Woh-
nungen stabil halten bei deutlich tber 80 000, das
wiederhole ich gern noch einmal. Und mit dem Effi-
zienzwohnungsbau werden wir dartber hinaus den
Beweis antreten, dass man auch ohne Férderung
Mieten von 8 bis 9 Euro erreichen kann, und das
bei guter Qualitat, guter Architektur und hohen
Energiestandards.

Wir GRUNEN sehen aber noch eine andere Még-
lichkeit, die wir Ende letzten Jahres auf Bundes-
ebene bereits mit einer Expertenanhdrung im Bun-
destag angestolien haben, die neue Wohnungsge-
meinnutzigkeit. Wir wollen wieder gemeinnutzige
Wohnungsbautrager, ohne die Fehler der Vergan-
genheit zu wiederholen. Wir freuen uns, dass DGB
und SPD sich mit den vielen Landesverbanden bis
hin zur Parteispitze mit Sigmar Gabriel anschlie-
Ren. Die LINKE ist ebenfalls dabei und die CDU
verkliindet verhalten, dass dies eine interessante
Debatte sei.

Lassen Sie uns gemeinsam neue Wege mit der
neuen Wohnungsgemeinnutzigkeit gehen, die
nach unserem Modell sogar fur den Kapitalmarkt
interessant sein wird. — Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Ich fange einmal mit dem an, wor-
Uber wir uns, glaube ich, alle einig sind. Die Rich-
tung bei Rot-Griin stimmt in Fragen des sozialen
Wohnungsbaus. Wir brauchen wesentlich mehr
Sozialwohnungen, dafir brauchen wir nur einmal
einen Blick darauf zu werfen: Als Rot-Griin an die
Regierung gekommen ist, hatten wir 99 000 Sozial-
wohnungen beim 1. Férderweg in Hamburg. 2016
waren es noch ganze 82 000. Gleichzeitig wissen
wir, dass 385 000 Haushalte in Hamburg so wenig
Einkommen haben, dass sie eine Wohnung im
1. Férderweg, eine klassische Sozialwohnung, be-
anspruchen koénnen. Rechne ich alle Wohnungen
zusammen — SAGA, Genossenschaften, die gun-
stige Wohnungen haben, und Sozialwohnungen —,

muss ich feststellen, wir haben heute schon
41 000 gunstige Sozialwohnungen zu wenig. Da
wirden Sie jetzt als schlaue Rechnerinnen und
Rechner sagen, hier missen wir doch jetzt wesent-
lich mehr tun. Was sagt die SPD? Sie ignoriert,
dass die Armut sich weiterentwickeln wird, sie
ignoriert, dass es Altersarmut in Hamburg verstarkt
geben wird. Sie sagen, wir sind klasse, wir lassen
die 82 000 Wohnungen stagnieren, wir haben noch
in 2030 82 000 Wohnungen. Das ist kein Erfolg,
das ist ein Armutszeugnis.

(Beifall bei der LINKEN)

Und genau deswegen verfehlen Sie eben auch lhr
Ziel, wenn Sie sagen, was auch stimmt, wir wollen
fur alle Einkommensgruppen bezahlbaren Wohn-
raum haben. Das ist ein wunderbares Ziel, aber
dieses Ziel verfehlen Sie komplett. Um es noch ein
bisschen deutlicher zu machen: Bis 2030 wollen
Sie 140 000 Wohnungen in Hamburg neu bauen.
Und dann sagen Sie, das sei ein Erfolg. Wenn
aber die Anzahl der Sozialwohnungen gleich
bleibt, kann das nie im Leben ein Erfolg sein, das
ist fur die Betroffenen bitter, bitter.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Ovens hat es doch geschafft, heute die nord-
deutsche Karnevalshumorvariante vorzutragen, in-
dem er gesagt hat, die CDU sei schon immer flr
Wohnungsbau gewesen und hatte viel gemacht.
Das missen Sie noch einmal erklaren, wo da der
Unterschied zu einer Bittenrede ist, das habe ich
nicht ganz verstanden.

(Beifall bei der LINKEN)
Die CDU ist da nun wirklich keine Vorreiterin.
(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn
Ovens?

Heike Sudmann DIE LINKE:* Gern.

Vizeprasidentin Antje Moéller: Frau Abgeordnete
Sudmann lasst es zu, bitte, Sie haben das Wort.

Zwischenfrage von Carsten Ovens CDU:* Vielen
Dank, Frau Kollegin. Wirden Sie mir zustimmen,
dass ich gerade eben gesagt habe, dass es die
CDU war, die 2004 erstmals und 2006 dann viel fur
den studentischen Wohnraum getan hat und fir
die Stadtteilentwicklung, indem sie diese Forder-
richtlinien Uberhaupt erst auf den Weg gebracht
hat, um die es heute in dieser Senatsdrucksache
geht? Und wirden Sie mir dann zustimmen, dass
die CDU da tatséachlich viel bewegt hat und etwas
Gutes gemacht hat, was Sozialdemokraten und
GRUNE jetzt verlangern wollen?
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Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Ich
stimme lhnen nicht zu, dass die CDU viel bewegt
hat, und ich kann lhnen nicht zustimmen, wenn wir
Uber die Sozialwohnungen reden, denn um die
geht es mir doch gerade. Da haben Sie etwas er-
zahlt, was nicht der Wahrheit entspricht.

(Carsten Ovens CDU: Warum entziehen Sie
mir jetzt das Wort?)

Aber ich komme jetzt noch einmal zu dem, was
Herr Kienscherf und auch der Birgermeister nie
mide werden zu sagen: Hamburg sei spitze im
bundesweiten Vergleich im sozialen Wohnungs-
bau. Das stimmt. Das ist aber auch ein Zeichen,
wie schlecht es um den sozialen Wohnungsbau in
Deutschland steht, wenn die anderen noch immer
viel zu wenig bauen.

Kaum ein Mensch, der wenig Einkommen hat, der
in Hamburg zurzeit keine Wohnung findet, die be-
zahlbar ist, kann sich wenig davon kaufen, diesen
schonen Titel zu haben. Der Titel ist gut fir den
Burgermeister, der Bundesambitionen hat, der Titel
ist aber nicht gut fir Leute, die eine Wohnung su-
chen. Deswegen kann ich nur noch einmal wieder-
holen, wir brauchen mehr Sozialwohnungen. Und
anders, als Frau Sparr es gerade beschrieben hat.
DIE LINKE hat es schon immer gefordert, das ist
richtig, wir brauchen mehr, und wir sehen, auf ein-
mal sagt Rot-Grin, wir kénnen statt 2 000 auch
3 000 Sozialwohnungen bauen. Wir sehen also,
unsere Forderungen werden nach und nach erfllt,
nur wir brauchen einen sehr langen Geduldsfaden.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist jetzt eine But-
tenrede!)

Aber was Sie bisher nicht gemacht haben, Sie ha-
ben immer noch nicht das Thema aufgegriffen,
dass wir langere Bindungen brauchen. 15 Jahre
Bindung ist doch ein Teil des Problems, weshalb
wir in 2030 so wenige Sozialwohnungen haben. Al-
so, wir LINKEN sagen, wir brauchen wesentlich
mehr Sozialwohnungen, wir brauchen langere Bin-
dungen und wir brauchen Wohnungen, die nicht
Uber den Markt entschieden werden, sondern sich
an dem Bedarf der Menschen orientieren. Und da-
von sind Sie noch weit entfernt.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der FDP-Frak-
tion bekommt nun Herr Meyer das Wort.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Eigentlich ha-
ben sich doch die Regierungsfraktionen schon an-
Iasslich der Landespressekonferenz am 7. Februar
2017, also bereits vor rund drei Wochen, fur die
Weiterentwicklung und Fortsetzung der Wohn-
raumférderungsprogramme abgefeiert. Weshalb
daher heute zusatzlich noch einmal diese Debatte
ohne jeglichen Neuigkeitswert gefuhrt werden

muss, lasst sich wohl nur damit erklaren, dass es
in Zeiten von entlaufenen Haftlingen, Radwegen
am Elbstrand und der stockenden Fahrrinnenan-
passung von Rot-Griin nicht viel Positives zu be-
richten gibt.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Reden wir deshalb Uber Wohnraumférderung. Im
Juni letzten Jahres hat der Senat dem Biindnis fiir
das Wohnen die Erstellung von 3 000 Sozialwoh-
nungen festgeschrieben und rund ein Dreiviertel-
jahr gebraucht, der IFB diese Zahl verbindlich vor-
zuschreiben. Sensationell, muss ich sagen. Bei
gleichzeitig aus der Preisbindung entfallenden So-
zialwohnungen sind die Anstrengungen des Se-
nats daher immens, den Status quo wenigstens zu
halten. Da verliert man den frei finanzierten Woh-
nungsbau schon einmal aus den Augen, der in die-
ser Stadt zum Glick von vielen privaten Woh-
nungsbauunternehmen trotz rot-griiner Schikanen
regelmaRig fur erheblichen Zubau sorgt und damit
mehr zur Mietpreisdampfung beitragt als jedes der
verkorksten Regelungsinstrumente dieser Regie-
rung.

Und wahrend Sie von Rot-Grin, siehe zum Bei-
spiel die Zahlen der energetischen Sanierungen
von Mietwohnungen, weiterhin am Bedarf vorbei-
férdern, vernachlassigen Sie aus ideologischen
Grinden den wichtigen Bereich der Eigentumsfoér-
derung, der Menschen in der Mitte der Gesell-
schaft gerade in einer gefragten Metropole mit
enormen Preissteigerungen vor Altersarmut be-
wahren kann.

(Milan Pein SPD: Aus ideologischen Grin-
den?)

Anders als wir Freie Demokraten mochten Sie die
in Deutschland dramatisch niedrige Eigentumsquo-
te aber doch gar nicht erhdhen, weil Sie die Men-
schen lieber in der Abhangigkeitszange der Miet-
preise behalten, als sie mit Wohneigentum davon
unabhangig zu machen.

(Dirk Kienscherf SPD: Lacherlich!)
—Ja, soistes.

(Milan Pein SPD: Da muss er selber lachen!)
—Ja, ja, horen Sie gut zu.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

So sind die Eigentumsforderungen auf verschwin-
dend wenige Hundert gesunken, anstatt diese end-
lich starker zu férdern. Und auch die Belegungs-
bindungen haben Sie vernachlassigt, obwohl hier-
mit schnell glnstiger Wohnraum fur bedurftige Per-
sonengruppen vorgehalten werden kdnnte.

(Beifall bei der FDP)

Die Stellungnahme des Senats zur Weiterentwick-
lung und Fortsetzung der Fdrderungsprogramme
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fir Auszubildende und Studierende fallt so dirftig
aus, dass ich sie hier nicht weiter erwahnen moéch-
te. Wir haben doch ein Riesendefizit, und Herr
Ovens hat das schon ausfiihrlich erlautert.

Ich halte daher fest: Die Wohnraumférderpolitik
von Rot-Griin ist viel zu einseitig auf den Neubau
von Sozialwohnungen ausgerichtet, sie vernach-
Iassigt wichtige Fordersegmente und vergisst da-
bei die Menschen, die mit ihren kleinen und mittle-
ren Einkommen einen Grofteil der Bevdlkerung
ausmachen und unsere Gesellschaft zusammen-
halten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Ehlebracht das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin! Sie sehen mich ein bisschen verwirrt, ich
lese noch einmal den Tagesordnungspunkt vor:
"Eckpunkte der Wohnraumférderprogramme des
Senats von 2017 und 2018 sowie Stellungnahme
des Senats zum Ersuchen der Burgerschaft vom
12. November 2015:

(Milan Pein SPD: Das ist lhre Redezeit, Herr
Ehlebracht!)

Weiterentwicklung und Fortsetzung der Fdrderpro-
gramme zum '"Wohnen flur Studierende und Auszu-
bildende™, mit Verweis auf Drucksache 21/2056.
Da geht es eigentlich ausschlieRlich nur um die
Foérderung von guinstigem Wohnraum fir Studen-
ten und Schiler und darauf will ich mich auch be-
ziehen.

(Milan Pein SPD: Wenn das eine Kurzdebat-
te ware, waren Sie schon durch!)

In dieser Drucksache 21/2056 wurde der Senat da-
mals im Dezember um Verlangerung von Richtlini-
en ersucht mit dem Ziel, Studenten in bestimmten
Gebieten bezahlbaren Wohnraum einzurdumen.
Dem Antrag wurde zugestimmt, und trotzdem stel-
len Sie hier so einen Antrag zur Debatte. Das ist
vollig Uberflissig.

(Milan Pein SPD: Sie fillen nur die Redezeit,
weil Sie nichts zu sagen haben!)

So, wie Herr Meyer es schon festgestellt hat, er ist
vollig Uberflissig, das ist ein reiner Selbstdarstel-
lungsantrag, aber darin sind Sie richtig spitze.

(Beifall bei der AfD)

Mit einer Ausnahme wurde dieser Richtlinie jetzt
auch entsprochen, und damit ist doch alles gut.

(Zuruf)

Es ist totaler Konsens, aber trotzdem stellen Sie
diesen Antrag hier zur Debatte, wo Sie eigentlich
Uber Probleme sprechen sollten, guter Zwischen-

redner, ich weil} jetzt gerade ihren Namen leider
nicht. Aber ein bisschen will ich dann doch auf lhre
Selbstdarstellung eingehen in dieser Debatte.

Wir stellen fest, dass so ein Programm zur Forde-
rung gunstigen Wohnraums selbstverstandlich n6-
tig ist und in Summe sehr gut auch angenommen
wird. Natirlich darf — es wundert mich, dass das
jetzt noch keine Erwadhnung gefunden hat, deswe-
gen erwdhne ich es jetzt einmal so — eine Grund-
steinlegung wie zum Beispiel des Neubaus in der
HafenCity nicht fehlen. Dort sind in einem voéllig an-
deren Format 128 moblierte Apartments entstan-
den — sicherlich nicht ganz so glnstig, wie sie viel-
leicht wirklich sein miissten —, aber es ist in der Tat
ein bemerkenswertes Projekt. Einziger Wermuts-
tropfen, in Summe, auch das wurde schon ange-
merkt: Es gibt zu wenige dieser Wohnraume.

Daher mdchte ich dieser Debatte einen Nutzen ab-
ringen und die Gelegenheit ergreifen, um an dieser
Stelle den Senat aufzufordern, hier Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um mehr Projekte dieser oder
ahnlicher Art zu ermdglichen, die es fir Studenten
und innerhalb dieser Gruppe der Studenten gibt,
insbesondere fir Austauschstudenten. Da passiert
zu wenig, ruhen Sie sich da nicht auf Erasmus aus.

Warum besonders diese Gruppe? Weil der Aus-
tausch von Studenten neben der Wissensvermitt-
lung das gegenseitige interkulturelle Verstédndnis
fordert, Uber Grenzen hinweg Bindungen schafft
und das hier erworbene Wissen ihrem Heimatland
Nutzen bringt. Eines Tages werden diese Studen-
ten vielleicht in ihrem Land Entscheidungen treffen
im Bereich der Wirtschaft, Forschung und Politik,
und zwar daruber, wo welche Produkte eingekauft
werden und mit wem welche Vertrage abgeschlos-
sen werden. Fir diese Gruppe von Studentinnen
und Studenten brauchen wir auch gunstigen
Wohnraum, und zwar deutlich mehr als heute. Eine
Investition in zwei, drei dieser Objekte ware daher
in jeder Hinsicht flir jedermann ein Gewinn und fir
alle Beteiligten bestes investiertes Kapital. Hier ist
der Senat gefordert, einfach mehr zu tun und aus-
reichend Kapazitaten fir diese erwahnte Gruppe
zu schaffen. Und das war mein Teil zu diesem
Thema. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Senatorin Dr. Stapelfeldt.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Frau Prasi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wir haben in unserer Stadt eine Trendwende im
Wohnungsbau geschafft in den letzten sechs Jah-
ren. Und ich bin sehr froh dariiber, denn das ist ei-
ne gute Grundlage flr eine soziale Stadt Hamburg.

(Beifall bei der SPD)
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Im letzten Jahr haben wir Gber 12 471 Wohnungen
genehmigt.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Wir haben Genehmigungen von fast 60 000 in die-
sen Jahren gehabt, und die Halfte davon, die Zah-
len sind schon referiert worden, ist tatséchlich fer-
tiggestellt, und ein groRer Teil davon im &ffentlich
geférderten Wohnungsbau. Das ist gut und das ist
wichtig flr uns.

(Beifall bei der SPD)

Wir legen lhnen jetzt das Wohnraumférderpro-
gramm fir die Jahre 2017 und 2018 vor. Und, lie-
ber Herr Kollege Meyer, warum machen wir das
jetzt und warum nicht mit dem Bindnis fir das
Wohnen direkt im Anschluss schon im Juni oder
Juli? Die Normalitat ist hier im Hause, dass erst
der Haushalt beschlossen wird und auf der Basis
des beschlossenen Haushaltes alsbald das Pro-
gramm, was selbstverstandlich schon mit der Inve-
stitions- und Foérderbank vorbereitet ist, dann auch
der Birgerschaft zur Kenntnisnahme vorgelegt
wird. Aber selbstverstandlich ist es so, dass Sie
zunachst Uber den Haushalt beschlieRen und wir
diesen dann ausgestalten mit den Wohnraumfér-
derprogrammen. Das ist, glaube ich, der richtige
Weg.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben im Haushalt 139 Millionen Euro fir die-
ses Jahr, 155 Millionen Euro im kommenden Jahr
fur den Zins- und Verlustausgleich fir die Investiti-
ons- und Forderbank, das sind Anteile von 47 Pro-
zent in diesem Jahr und 49 Prozent im kommen-
den Jahr. Das ist also fiur unseren Haushalt der
Behorde fur Stadtentwicklung und Wohnen, fast
die Halfte und nattirlich damit der absolute Schwer-
punkt in dem Haushalt und, wie ich finde, vollstan-
dig richtig angelegt.

(Beifall bei der SPD)

Dieser Mitteleinsatz ist notwendig, und er ist auch
gut. Und wir investieren doch nicht nur in den Woh-
nungsbau, sondern selbstverstandlich investieren
wir, wenn Sie so wollen, in eine wachsende Stadt,
in die Quartiersentwicklung, in den sozialen Zu-
sammenhalt in unserer Stadt, und deswegen sind
diese Investitionen richtige Investitionen. Und
wenn man nur den Ooffentlich geférderten Woh-
nungsbau angeht, dann muss man auch sagen,
das Ergebnis fir das Jahr 2016, das wir zum Glick
jetzt schon haben, anders als im Gesamtbestand
des Wohnungsbaus, kann sich sehen lassen. Wir
haben, auch das hat Herr Kienscherf erwahnt,
2 433 fertiggestellte Wohnungen im &ffentlich ge-
forderten Wohnungsbau. Das ist schon deutlich
mehr, als eigentlich unser Ziel war, namlich Gber
2 000 fertiggestellten Wohnungen zu liegen. Wir
haben insgesamt tUber 3 500 geférderte Wohnun-

gen fir Wohnungsmodernisierungen, und davon
auch tber 1 200 mit Bindung, das heil3t, wir haben
insgesamt 3 640 geférderte Wohnungen mit Miet-
preis- und Belegungsbindungen.

Wir wollen in Zukunft insgesamt nicht mehr wie fri-
her 2 000, sondern 3 000 Sozialwohnungen neu
schaffen. Das ist im Bundnis fur das Wohnen und
im Vertrag flir Hamburg so vereinbart und ist ein
Teilziel und ein Teil unserer insgesamt
10 000 Wohnungen, die wir unbedingt brauchen.
Und von diesen 3 000 Wohnungen sind es
300 Wohnungen, die WA-gebunden sind, das
heifl3t, fir vordringlich Wohnungssuchende. Und es
ist ebenfalls wichtig, dass wir in diesem Bereich,
wie ich finde, schon zu Beginn des Jahres relativ
weit sind. Wir haben uns im vergangenen Jahr hier
auf ein Gesamtkonzept verstandigt. Wir haben tat-
sachlich sowohl die Forderrichtlinien fir diesen Be-
reich mit 40-jdhrigen Bindungen als auch, das sei
noch einmal dazu gesagt, tatsachlich schon Bau-
vorhaben fiir bereits 19 Grundstiicke mit einem Po-
tenzial von rund 400 Wohnungen identifiziert, und
13 dieser Projekte werden auch bereits realisiert.
Das ist wichtig, um hier zu einer besseren Versor-
gung zu kommen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Und man muss sagen, alles in allem, Wohnen ist
eine existenzielle Frage, Wohnen ist eine soziale
Frage und ist damit naturlich auch ein zentrales
Thema fiir uns, denn wir haben das Ziel, dass
auch Menschen mit normalen, durchschnittlichen
Einkommen in der Mitte unserer Stadt, in unserer
sozial offenen Gesellschaft leben konnen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Diese Wohnraumférderprogramme, die wir lhnen
jetzt vorlegen und die wir im Ausschuss diskutie-
ren, werden dazu ein entscheidender Baustein
sein.

Zu der Frage des Bestandes an Sozialwohnungen.
Wir haben dieses schon haufiger diskutiert, Frau
Sudmann, und deswegen will ich nur Folgendes
sagen: Ich glaube, dass man in langeren Zusam-
menhangen denken muss und auch etwas breiter,
als Sie das tun mit den kleinen Rechenexempeln,
die Sie uns hier vorlegen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: 82 000 sind
82 000!)

Es ist namlich schon sehr positiv zu vermerken,
dass wir es mit den 3 000 neuen Sozialwohnungen
Jahr fUr Jahr tatsachlich hinbekommen, die Reduk-
tion im Sozialwohnungsbestand zu stoppen und
nach unserer Prognose eben bei 82 000 insge-
samt zu stabilisieren. Und selbstverstandlich, wenn
man daruber redet, wo es Wohnungsbestand gibt,
der zu verninftigen Mieten angeboten wird, dann
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muss man Uber diesen Sozialwohnungsbestand
von jetzt 81 000 Wohnungen hinaus sehen, dass
wir von den 930 000 Wohnungen in Hamburg rund
270 000 haben, die zum bezahlbaren Wohnen ge-
rechnet werden koénnen: bei der SAGA mit
132 000 Wohnungen und einer Durchschnittsmiete
von 6,15 Euro, bei den Baugenossenschaften von
rund 132 000 Wohnungen mit einer vergleichbaren
Miete. Dazu kommen noch einmal rund
9 000 Wohnungen von Stiftungen, Vereinen, Kir-
chen oder anderen Organisationen, die keinen Er-
werbszweck verfolgen. Und insoweit kann man sa-
gen, Uber diesen Sozialwohnungsbestand, der so
definiert ist mit Mietpreis- und Belegungsbindun-
gen, haben wir sehr viele, sehr ginstige Wohnun-
gen bei uns in der Stadt und damit ein gutes Ange-
bot an bezahlbarem Wohnraum.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN - Zuruf von Heike Sudmann DIE
LINKE)

Ich hoffe sehr, dass wir auch mit lhrer Unterstut-
zung dieses hohe Niveau im Wohnungsneubau,
auch im offentlich geférderten Sozialwohnungs-
neubau, halten kdnnen. Ich sehe gerade, dass lhre
Redezeit jetzt abgelaufen ware, deswegen werde
ich auch an dieser Stelle enden und hoffe auf eine
gute Beratung im Stadtentwicklungsausschuss. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Senatorin, diese Ricksichtnahme ho-
ren wir gern. Ich habe trotzdem den Hinweis, dass
Sie immerhin zweieinhalb Minuten mehr gebraucht
haben als die Abgeordneten, aber dennoch, dieses
Bemuhen des Senats, man spricht heutzutage von
einer Lernkurve, erkennen wir ausdricklich an.
Vielen Dank.

(Milan Pein SPD: Seit wann werden hier
Kopfnoten verteilt?)

Ich habe jetzt keine weiteren Wortmeldungen
mehr, wir kommen damit zur Abstimmung.

Wer die Drucksache 21/7873 an den Ausschuss
fur Soziales, Arbeit und Integration Uberweisen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich
abgelehnt worden.

Wer mdchte die Drucksache 21/7873 an den
Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das reichte knapp
zur Mehrheit. Die Drucksache ist Uberwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf, Drucksa-
che 21/7872, Senatsmitteilung: Stellungnahme des
Senats zu dem Ersuchen der Birgerschaft vom

11. November 2015 "Schulabschluss und Ausbil-
dungsvorbereitung fir jugendliche Flichtlinge".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 11. November 2015
"Schulabschluss und Ausbildungsvorbereitung
fiir jugendliche Fliichtlinge” (Drucksache 21/
1953)

— Drs 21/7872 -]

Hierzu liegt vonseiten der Fraktionen der SPD,
CDU und GRUNEN ein Uberweisungsbegehren an
den Schulausschuss vor.

Wer winscht das Wort? — Herr Abaci von der
SPD-Fraktion, bitte schon.

Kazim Abaci SPD: Sehr geehrter Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Von der beruflichen Bil-
dung in Hamburg wurde die ganztagige und duale
Ausbildungsvorbereitung seit 2011 schrittweise
eingefuhrt und anschlieRfend in die Regelstruktur
der berufsbildenden Schulen in Hamburg Uber-
fuhrt. Ziel dabei ist, dass Jugendliche mdglichst in-
nerhalb eines Jahres eine Berufswahlentscheidung
treffen und einen gesicherten Anschluss finden.
Durch das Konzept der Dualisierung wird das be-
triebliche mit dem schulischen Lernen verzahnt.
Um an dieser Stelle eine Zahl zu nennen ...

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Einen Moment. — Meine Damen und
Herren! Nur Herr Abaci hat das Wort. Wenn Sie
sich unterhalten wollen, verlassen Sie bitte den
Saal. — Herr Abaci, bitte schon.

Kazim Abaci SPD (fortfahrend): Zum Stichtag
31. Dezember 2016 befanden sich 1 092 Schiile-
rinnen und Schiler in der Praktikumsphase. Von
diesen waren 93 Prozent mit betrieblichen Praktika
versorgt. Das ist durchaus beachtlich und zeigt,
dass die Reform und auch deren Umsetzung rich-
tig und wichtig waren.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vor dem Hintergrund der Zuwanderungswelle der
vergangenen eineinhalb Jahre stand unsere Stadt
zudem vor der groflen Herausforderung zum
einen, die noch nicht schulpflichtigen Jungen und
Madchen zu versorgen und zum anderen die nicht
mehr schulpflichtigen Flichtlinge bis 25 Jahre in
die Berufsausbildung und Arbeit zu integrieren.
Zum 31. Januar dieses Jahres besuchten fast
2 800 neu zugewanderte Jugendliche die Bil-
dungsangebote der Berufsvorbereitungsschule fir
Migrantinnen und Migranten. Seit dem 1. Februar
2016 ist flachendeckend das AVDual-System auch
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fur junge schulpflichtige Fliichtlinge offen, und zwar
unabhangig von deren Aufenthaltsstatus. Das AV-
Dual fur Flichtlinge, abgekirzt AV und Dual, ist auf
eine Dauer von zwei Jahren ausgelegt und beginnt
mit einer mehrmonatigen Ankunftsphase, in der die
Jugendlichen intensiv auf den Lernort Betrieb und
die Betriebspraktika vorbereitet werden. In den drei
dualen Phasen lernen und arbeiten die Jugendli-
chen wochentlich drei Tage in der Schule und zwei
Tage im Betrieb. Zurzeit befinden sich U(ber
2 000 Schilerinnen und Schdler in der dualisierten
Ausbildungsvorbereitung.

Ganz wesentlich fir den Erfolg der Integration die-
ser Jugendlichen ist die Sprachférderung. Diese ist
im betrieblichen Praktikum eng mit dem Deutsch-
unterricht in der Schule verzahnt. Zudem werden
die Jugendlichen und jungen erwachsenen Flicht-
linge durch ihre betrieblichen Integrationsbegleiter
und Lehrkrafte unterstutzt. Sie bereiten mit den ju-
gendlichen Fluchtlingen die Praktika vor, bereiten
sie nach und unterstitzen sie dabei, geeigneten
Anschluss in Ausbildung, Beschaftigung oder wei-
terfihrende Bildungsangebote zu planen. Eine
Herausforderung liegt dabei oft darin, dass Flicht-
linge aus ihren Herkunftslandern keine geregelte
Berufsausbildung kennen und es enorm wichtig ist,
die Ziele und Potenziale sowie den Wert einer soli-
den beruflichen Ausbildung klar aufzuzeigen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Das Lernen im Betrieb erdffnet den Jugendlichen
und jungen Erwachsenen neue Perspektiven. Sie
lernen ihre Kompetenzen und Starken in der be-
trieblichen Umgebung neu kennen und setzen sich
mit betrieblichen Regeln auseinander. Gleichzeitig
erfahren gerade Jugendliche mit Flucht- oder Mi-
grationsgeschichte viel darlber, wie die deutsche
Gesellschaft im Inneren tickt, denn soziale Normen
lernt man durch Interaktion mit Einheimischen und
nicht dadurch, dass man in einer Flichtlingsauf-
nahme sitzt.

Hamburg ist eine Metropolregion und die Wirt-
schaft floriert. Und das ist gut so. Wir brauchen
aber dringend Fachkrafte fir den Arbeitsmarkt. In-
dem wir junge Flichtlinge ausbilden, haben wir ei-
ne Win-win-Situation fir beide Seiten. Die Integra-
tion in Ausbildung und Arbeit erscheint hier genau-
so dringlich wie Erfolg versprechend.

An dieser Stelle mochte ich gern betonen, dass die
Zusammenarbeit mit allen beteiligten Gruppen her-
vorragend funktioniert. lch mdéchte mich insbeson-
dere bei den engagierten Berufsschullehrerinnen
und -lehrern, Integrationsbegleiterinnen und -be-
gleitern, den Betrieben, den Fachbehdérden und
den Gewerkschaften fur die gute Zusammenarbeit
bedanken.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN - Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte
zum Schluss.

Kazim Abaci SPD (fortfahrend): Ja. Es ist eine gu-
te Investition in die Jugendlichen, aber es ist auch
eine Investition fur die Zukunft. Und wenn diese
Jugendlichen aus welchen Griinden auch immer in
ihre Herkunftslander zuriickgehen sollten, ist das

unser Beitrag zur Entwicklungsarbeit. — Vielen
Dank.
(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Grunwaldt von der
CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
mache es schnell. AvM Dual ist in der Tat einer der
Lichtblicke in Sachen Ausbildungsvorbereitung fur
Flichtlinge. Es ist klar in den Strukturen, die Zu-
sammenarbeit mit den Berufsfachschulen und der
Wirtschaft ist vorbildlich. Und wie wir gestern im
Ausschuss gehort haben, soll das Pilotprojekt ab
Marz, also AvM Dual fir die 18- bis 25-Jahrigen,
ausgebucht sein. 400 Personen waren geplant,
400 Personen sind jetzt dabei. Ich kann an dieser
Stelle nur dafir werben, die AvM Dual fur die bis
zu 21-Jahrigen zur Regel zu machen und bei den
bis zu 25-Jahrigen bei Bedarf. Es ist eine wahnsin-
nig gute Chance fur die jungen Menschen, noch
einen Schulabschluss zu erlangen, auferdem ih-
ren Spracherwerb zu férdern und sich selbstver-
standlich auch beruflich zu orientieren.

Trotz all dieser Lobeshymnen muss ich den Senat
an dieser Stelle jedoch an seine finanzielle Verant-
wortung erinnern. Derzeit werden die Kosten nam-
lich Gberwiegend durch interne Umschichtungen im
Wirtschaftsplan des HIBB und im Rahmen des
HIBB-Wirtschaftsplans aufgefangen. Allerdings
sieht der Wirtschaftsplan des HIBB bereits jetzt
einen zweistelligen Millionenbetrag als Defizit vor,
der das Eigenkapital mindert, also vorhandene Re-
serven verbraucht. Daher warne ich davor, dem
HIBB, das ebenfalls ein Erfolgsmodell ist, die Sub-
stanz zu entziehen und Kosten fur die Ausbil-
dungsvorbereitung fir Flichtlinge auszulagern.

(Beifall bei der CDU)

Dieses jedoch nur am Rande. Wir freuen uns auf
die Diskussion im Ausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Dr. von Berg von der
GRUNEN Fraktion.
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Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Bildung und Ausbildung
ist neben Arbeit und Wohnen einer der drei Schlis-
sel zur Integration. Und ich bin sehr froh, dass
auch die vorgelegte Drucksache deutlich macht,
dass Hamburg hier vielfaltige Moglichkeiten bietet,
das durchaus sieht, anerkennt und vor allen Din-
gen in die Tat umsetzt.

Beruflicher Bildung kommt da ein besonderer Stel-
lenwert zu. Denn junge Menschen brauchen nicht
nur einen Schulabschluss, sie brauchen auch
einen Anschluss nach dem Abschluss, und das ist
dann die berufliche Bildung. Das heil3t, wir haben
hier in der beruflichen Bildung eine Schliisselstelle,
und der Senat hat sich gemeinsam mit dem HIBB,
dem Hamburger Institut fur Berufliche Bildung, auf
den Weg gemacht, fur die 18- bis 25-Jahrigen, also
fur die jungen Erwachsenen, dort vielfaltige Mog-
lichkeiten zu bieten.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Bereits das Pilotprojekt von AvM Dual war sehr er-
folgreich. 97 Prozent der Jugendlichen oder jungen
Erwachsenen haben hier einen Abschluss erhal-
ten. 97 Prozent. Das ist eine richtige Erfolgsge-
schichte und ich finde, wir kbnnten alle einmal ge-
meinsam klatschen fir die Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen, die das geschafft haben.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

—Ja, ich finde, die haben Applaus verdient.

Der Senat hat bei diesem Vorgehen eine wirklich
sorgsame Umsetzung an den Tag gelegt, nichts
Ubereilt, aber auch nicht zu langsam gearbeitet,
nicht getrédelt, und es macht sich daran bemerk-
bar, dass wirklich alle mdglichen denkbaren
Schwierigkeiten, die bei einem derart anspruchs-
vollen Projekt auftreten kénnen, bedacht wurden.
Zum Beispiel die systematische Unterstiitzung
durch die Integrationsbegleiterinnen und -begleiter.
Das heildt, sie kdbnnen bei betrieblichen Problemen
beraten. Sie kdnnen bei Konflikten helfen. Sie kén-
nen auch eine Arbeitsplatzanalyse vornehmen. Sie
kénnen bei der Suche nach Praktikumsstellen hel-
fen und gemeinsam mit den Betrieben, Kammern
und der Wirtschaft zusammenarbeiten. Bei diesem
Konzept hat man gesehen, dass wirklich alle vor-
bildlich Hand in Hand gearbeitet haben und dafiir,
finde ich, auch fir diese Institutionen, nicht nur fur
die Schuilerinnen und Schiler, verdient es einen
grol3en Applaus.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Besonders freut es mich aber, und das war ein
groBes Anliegen in unserem Koalitionsvertrag,
dass wir uns nun den 18- bis 25-Jahrigen gezielt
widmen, denn diese Gruppe von jungen Men-

schen, die teilweise nur gebrochene Schulbiografi-
en haben, gebrochene Biografien bei der formalen
Bildung, sollen doch auch bei uns in die Arbeits-
welt integriert werden. Und das werden wir jetzt
gezielt angehen in einem sehr durchdachten, drei-
phasigen System, bei dem immer wieder mit Po-
tenzialanalysen — Frau Prien ist jetzt leider gerade
nicht da, aber Frau Prien sprach vorhin von Poten-
zialanalysen — in die richtige Richtung gegangen
wird. Das heil’t, dass jeder junge Mensch das An-
gebot bekommt, was fir ihn richtig ist. Und das ist
ein schoner Erfolg.

(Beifall bei Phyliss Demirel GRUNE)

Auch freut es mich, dass wir die Produktions-
schulen einbeziehen kénnen. Das heildt, das ist
noch einmal eine Form, die nicht so verschult ist
wie die anderen Schulformen. Wir bieten also wirk-
lich allen Jugendlichen, allen jungen Erwachsenen
eine gute Mdoglichkeit, sich zu entfalten, alle Poten-
ziale, die sie mitbringen, hier auch zur Geltung zu
bringen und kiinftig an der Gesellschaft, am Ar-
beitsleben teilzuhaben. Und das ist ein schoner Er-
folg. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Boeddinghaus von der
Fraktion DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Herr Vorsit-
zender, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie bei
der vorigen Debatte gilt auch bei dieser Debatte
festzustellen, der Senat tut etwas, aber man muss
schon die Frage stellen: Reicht es? Was tut er? Ist
es genug?

(Dirk Kienscherf SPD: Bei lhnen reicht es ja
immer nicht!)

Und wissen wir Uberhaupt, was er da tut? Und
weild er das uUberhaupt selbst, frage ich mich
manchmal.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben den Antrag schon einmal debattiert, und
da habe ich schon einmal deutlich gesagt, dass,
anders, als Sie es in lhrem Antrag schreiben, dass
dieses AVDual ein erfolgreiches Bildungsangebot
sei...

(Kazim Abaci SPD: Ja, ist es auch!)

— Ja? Dann schauen Sie doch einmal in den Aus-
bildungsreport 2016, der sagt flr das Jahr 2015,
dass 47,2 Prozent der jungen Menschen einen
Ausbildungsplatz oder eine Beschaftigung erhalten
haben. Wenn lhnen das reicht,

(Kazim Abaci SPD: Es geht um diesen An-
teil!l AvDual!)
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dann fiirchte ich um die Hamburger Kinder und Ju-
gendlichen, lieber Herr Abaci.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch bei dem Erfolgsmodell Produktionsschulen,
die durchaus ein gutes Angebot fiir die Kinder und
Jugendlichen sind, dirfen Sie sich doch nicht aus-
ruhen, denn da betragt die Ubertrittsquote in einen
Ausbildungsplatz gerade einmal 45,9 Prozent. Al-
so, da gibt es unglaublich viel Luft nach oben, und
deswegen argere ich mich eigentlich Uber diese
Debattenanmeldung, denn Sie lobhudeln sich, oh-
ne im Grunde klare Fakten auf den Tisch legen zu
koénnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben das in der Haushaltberatung gehabt, da
wurde es deutlich gemacht. Wir hatten es im
Schulausschuss, dort wurde klar gesagt, es gebe
noch keine validen Zahlen, es gebe noch keine
Evaluation. Das Einzige, was jetzt in der Drucksa-
che steht: erste Erfahrungen aus der Praxis. Wun-
derbar. Marchenstunde, Schulpolitik Rabe. Ich fin-
de es echt nervig, denn es bringt Sie doch auch
nicht weiter. Wir haben gerade heute wieder einen
Anruf bekommen, dass aus diesen Schulen mitge-
teilt wird, der Deutschunterricht sei viel zu knapp.
Es muss viel mehr getan werden fur die Allgemein-
heit.

(Kazim Abaci SPD: Man kann immer noch
mehr machen!)

— Nein, es geht nicht darum, dass man noch ein
bisschen mehr machen kann, sondern man muss
den jungen Menschen jetzt und hier gerecht wer-
den.

Dazu gehort, dass sie eine breite Perspektive be-
kommen, dass sie ein breites Bildungsangebot be-
kommen und dass Deutschunterricht das Wichtig-
ste ist. Und der ist viel zu knapp in diesem Projekt.
Von daher mochte ich Sie doch herzlich bitten,
auch einmal ein bisschen mehr in die Realitat zu
schauen, ein bisschen mehr in Kontakt zu treten
— das fallt Inhnen schwer, das weil ich — mit den
Lehrerinnen und Lehrern vor Ort. Ich wiinschte mir
auch einmal ein bisschen beherztere Debattenan-
meldungen und nicht immer einfach solch ein Her-
unterreden, Sie wiirden doch alles so toll machen.

Wir haben eine Dienstvereinbarung, die in der
Stadt gerade hohe Wellen schlagt. Wir haben eine
Anmelderunde gehabt, die deutlich macht, dass
die Senatspolitik nicht vermocht hat, die Stadtteil-
schulen in die Herzen der Eltern zu bringen.

(Kazim Abaci SPD: Kénnen Sie zum Antrag
reden?)

Jetzt melden Sie hier so etwas Langweiliges an
ohne valide Fakten. Ich warte einmal darauf, dass
dann im Bildungsreport 2016 die Fakten kom-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau von Treuenfels-Frowein
von der FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrter Prasident, meine Damen und Her-
ren! Wir haben uns schon viel Uber Schulpolitik ge-
stritten und wir sind auch oft verschiedener Mei-
nungen, aber hier muss ich einmal sagen, ich finde
dieses Modell sehr gut.

(Kazim Abaci SPD: Endlich!)

Ich finde, AvM Dual ist ein Erfolgsmodell. Wir fin-
den das gut. Wir haben schon im Schulausschuss
gesagt, wir sind sehr froh, dass das hier flachen-
deckend implementiert ist. Ich weil3 auch nicht,
warum ich da jetzt keinen grof3en Fehler finde. Es
kann und muss immer mehr drin sein nach Mei-
nung der LINKEN, das wissen wir, wir sehen das
hier im Moment nicht so. Wir finden, das ist gut.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP und der
SPD)

Wir finden vor allen Dingen gut, dass der Deutsch-
unterricht und der Spracherwerb da so hochgehal-
ten werden, denn das ist wirklich Integration vom
Feinsten. Besonders danken mdchte ich auch,
jetzt kénnen Ubrigens auch einmal alle klatschen,
das ist hier wie Entertainment ...

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRU-
NEN)

— Vorneweg, Sie wissen doch noch gar nicht, was
ich sagen will. Das hatte ich jetzt echt ausnutzen
kénnen, aber ich tue es nicht — dass Sie meinen
Antrag an den Schulausschuss Uberweisen, hatte
ich jetzt sagen kénnen —, das mache ich nicht.

Was ich sagen mdchte, ist, dass wir naturlich auch
dem Engagement der Hamburger Unternehmen
wirklich danken mussen, denn ohne sie und ihr En-
gagement, so viele Praktikumsplatze anzubieten,
hatte AvM Dual gar nicht funktionieren kénnen.
Und ich finde, dahin gehdrt wirklich einmal ein
groRer Dank. Wir sind hier zwar nicht in einer
Talkshow, aber ich finde, das sollten wir jetzt wirk-
lich auch einmal tun.

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRU-
NEN)

So kann man eigentlich nur sagen, alle in der Stadt
haben zusammen angepackt, an einem Strang ge-
zogen. Und wenn das in der Schulpolitik funktio-
niert, dann klappt es auch. So kann Integration ge-
lingen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP — Kazim Abaci SPD:
Gute Rede!)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Wolf von der AfD-
Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Bei dem
vom Senat vorgelegten Programm sollen jugendli-
che Migranten zu einem erfolgreichen Schulab-
schluss gefiihrt und ihnen die Teilnahme an Pro-
grammen zur Ausbildungsvorbereitung ermaoglicht
werden. Das ist zunachst sinnvoll und begriiRens-
wert. Auch wir unterstiitzen grundsatzlich die duale
Ausbildung. Lobenswert ist auch die Unterstitzung
des Programms durch die Kammern, Gewerk-
schaften, durch die Wirtschaft und die Betriebe.
Insbesondere sei hier der Hamburger Wirtschaft
fur die Zurverfiigungstellung von 2 000 Praktikums-
platzen gedankt.

Gleichwohl ist die politische Zielsetzung des Pro-
gramms zu hinterfragen, denn einmal mehr wird
hier in der Drucksache durchgangig der Begriff von
Gefliichteten genutzt und jugendlichen Flichtlin-
gen, und an der gleichen Stelle dann auch noch
explizit erklart, dass diese Angebote — Zitat —:

"[...] unabhangig vom Aufenthaltsstatus al-
len jugendlichen Flichtlingen zu ermdgli-
chen"

seien.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Wo liegt das Problem?)

— Zitatende.

Hier frage ich: Steht das im Einklang mit Recht und
Gesetz, mit Asyl und Auslanderrecht,

(Zurufe von der SPD: Ja!)

allen Migranten ohne nétige Differenzierung das
Gleiche zu ermdglichen?

(Kazim Abaci SPD: Bildung ist ein Men-
schenrecht!)

Aus unserer Sicht sollte eine Ausbildung jugendli-
cher Migranten, die wir sehr befiirworten, auch da-
zu dienen, ich sage, auch dazu dienen, den Ju-
gendlichen eine bessere Perspektive fir die Ruck-
kehr in ihre Heimatlander zu erméglichen und die
Basis fiir eine erfolgreiche Lebensflihrung dort zu
legen. So kann die Ausbildung einerseits ein wert-
volles Element der Entwicklungshilfe werden oder,
im Falle tatsachlich langerfristiger Bleibeperspekti-
ve, ein erster Schritt fUr eine erfolgreiche Integrati-
on in die deutsche Leitkultur darstellen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Herr Senator Rabe, bitte schon.

Senator Ties Rabe: Es freut mich, dass so viele
aus allen Fraktionen dieses Angebot der berufli-
chen Schulen gut finden. Deswegen will ich gar
nicht viele Worte machen. Ich verweise noch ein-
mal darauf, dass wir keine Halbtagsschule fir alte-
re, geflichtete, schulpflichtige Jugendliche anbie-
ten. Denn wir wissen, dass hier sehr viel zu lernen
ist, und eine Halbtagsschule, die um 13 Uhr endet,
verpasst viele Chancen. Das ist das eine, deswe-
gen gehen wir in den Ganztag mit diesem Ange-
bot.

Und das andere: Wir alle haben erlebt, das Lernen
findet nicht nur in der Schule statt, sondern vor al-
lem in sozialen Zusammenhangen, beispielsweise
in der Berufswelt; auch das sprachliche Lernen.
Deswegen ging es uns zweitens darum, die Be-
rufswelt in dieses Schulangebot einzubinden, um
damit dann drittens noch etwas zu erreichen, ndm-
lich dass diese jungen Menschen nicht nur die
Sprache und das deutsche Leben, wie auch immer
man das jetzt bezeichnen will, kennenlernen, son-
dern auch die Berufswelt gleich von Anfang an.
Daher also zwei bis drei Tage in der Woche ganz-
tags in der Schule, zwei bis drei Tage in der Wo-
che in echten Hamburger Betrieben im Praktikum.
Und der Dank, den die vielen hier aus dem Hause
der Hamburger Wirtschaft und den Berufsschulen
gezollt haben, ist berechtigt. Auch die Hamburger
Wirtschaft hat durch enorm viele Praktikumsplatze
dazu beigetragen, dass gefliichtete Menschen aus
aller Herren Lander jetzt in Hamburg Praktikums-
platze bekommen, ob es in Kitas ist oder in einer
Konditorei oder bei einem grolten Werkzeugma-
schinenhersteller, und so weiter. Auf diese Art und
Weise ist die Integration wirklich auf einem guten
Weg.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Ich stimme |hnen zu, Frau Boeddinghaus, das ist
ein langer Weg, und er ist dornig und nicht einfach.
Da missen wir noch vieles machen, denn dieser
Bildungsgang ist noch nicht die Ausbildung selbst,
dieser Ubergang muss erst noch kommen. Und da
wilnschen wir uns, dass nicht nur der Senat sich
anstrengt, wir werden es tun, sondern dass auch
die Wirtschaft Ausbildungsplatze bereitstellt.

Umgekehrt méchte ich aber in Richtung AfD sa-
gen, diese seltsame Unterscheidung zwischen je-
nen, die einen Aufenthaltsstatus haben, und jenen,
die dies nicht haben, kann man mdglicherweise bei
Erwachsenen zu Recht machen. Bei Jugendlichen,
die in einer Entwicklungsphase sind, ist das ein ge-
fahrliches Spiel, wenn wir 16-Jahrigen oder 15-
Jahrigen — Sie hatten es schon in der vorangegan-
genen Debatte als |hr groRes Ziel vor sich herge-
tragen — oder Grundschilern dann sagen, du
gehst nicht zur Schule, weil noch nicht klar ist, ob
du hierbleibst. Und wenn sie dann irgendwann mit
15 Jahren vielleicht, sechs Jahre spater, wissen,
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der Aufenthaltsstatus ist da, dann haben sie sechs
Lebensjahre Lernmdglichkeiten verschenkt. Ich fin-
de das unverantwortlich, und das machen wir ein-
deutig nicht.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Martin Dolzer DIE LINKE
und Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP)

Und auch noch einmal in Richtung AfD mdchte ich
mit zwei Hinweisen schlieen, die Sie mir als pas-
sioniertem Geschichtslehrer nachsehen.

Erstens: Ich habe gestern den Hamburger Auszu-
bildenden des Jahres in der Handelskammer ge-
ehrt. Die Hamburger Handelskammer ist die alte-
ste Handelskammer Deutschlands, und Hamburg
hat 1665 den ersten Prasidenten dafir gesucht.
Man hatte jetzt sagen koénnen, jede andere Stadt
wirde sich vermutlich die uralt eingesessene Kauf-
mannsfamilie nehmen mit dem meisten Geld, und
die wird den Préasidenten stellen. Die Hamburger
Handelskammer, Herr Wolf, hat damals jemanden
gewahlt, dessen Familie erst eine Generation vor-
her als Flichtlinge — Klammer auf: Aufenthaltssta-
tus ungeklart, Klammer zu — aus Holland vor den
Glaubenskriegen gefliichtet ist. Das war der erste
Prasident der Hamburger Handelskammer.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE und Deniz Celik DIE LINKE)

Und noch etwas sei mir aus der Geschichte gestat-
tet, dann hore ich jetzt auch auf.

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

— Ja, es ist schén, dass Sie gestern zugehort ha-
ben, aber es waren nicht alle da.

Zweitens, und das habe ich gestern nicht erwahnt,
deswegen dirfen Sie jetzt auch zuhdren: Wir ha-
ben eine groRe Reederei in Hamburg, Hapag-
Lloyd, gegrundet als Hapag. Und ich darf einmal
sagen, dass sie grol} geworden ist. 1886 trat dort
ein junger Mann ein, wurde Manager und machte
aus einem Gurkenbetrieb — das darf man hier offen
sagen — erst einmal die grof3te Hamburger, dann
die grofite norddeutsche, die grofite europaische
und dann die groRte Reederei der Welt, das war
Albert Ballin. Er war ein Kind von Flichtlingen judi-
schen Glaubens aus Danemark. Und deswegen
haben wir in Hamburg die Tradition erkannt, wel-
che enormen Chancen es bietet, wenn wir die
Hand reichen, und das hat Hamburg grof3 gemacht
und das machen wir auch in Zukunft, und das finde
ich auch richtig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, meine Damen und Herren. Mir liegen jetzt

keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen
zur Abstimmung.

Wer mdchte die Drucksache 21/7872 an den
Schulausschuss Uberweisen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist einstimmig beschlossen
worden.

Dann rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 33,
Drucksache 21/7937, Bericht des Haushaltsaus-
schusses: Erweiterung der Zweckbestimmung des
Sondervermdgens "Naturschutz und Landschafts-
pflege” um die Umsetzung von Mallnahmen zur
verstarkten Okologischen Pflege und Entwicklung
von Grin- und Erholungsanlagen sowie Natur-
schutzgebieten

Erstens: Vorlage eines Gesetzes zur Anderung
des Gesetzes Uber das Sondervermogen "Natur-
schutz und Landschaftspflege"

Zweitens: Nachbewilligung von Haushaltsmitteln
im Haushaltsplan 2017/2018, Haushaltsjahr 2017
nach Paragraf 35 Landeshaushaltsordnung im Ein-
zelplan 6.2

Drittens: Stellungnahme des Senats zu dem Ersu-
chen der Blrgerschaft vom 14. Juli 2016 "Gestark-
te Reservepositionen im Haushalt auch fur gezielte
Ressourcenverstarkung fir die Bezirke nutzen —
Gemeinsam mit den Bezirken das Bundnis fur das
Wohnen und den Vertrag fir Hamburg zum Erfolg
fihren".

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/7294:

Erweiterung der Zweckbestimmung des Son-
dervermoégens "Naturschutz und Landschafts-
pflege" um die Umsetzung von MaRnahmen zur
verstarkten okologischen Pflege und Entwick-
lung von Griin- und Erholungsanlagen sowie
Naturschutzgebieten,

1. Vorlage eines Gesetzes zur Anderung des
Gesetzes iiber das Sondervermégen "Natur-
schutz und Landschaftspflege”,

2. Nachbewilligung von Haushaltsmitteln im
Haushaltsplan 2017/2018, Haushaltsjahr 2017
nach § 35 Landeshaushaltsordnung, Einzelplan
6.2, Behorde fiir Umwelt und Energie,

3. Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 14. Juli 2016 "Gestéarkte
Reservepositionen im Haushalt auch fiir geziel-
te Ressourcenverstarkung fiir die Bezirke nut-
zen — Gemeinsam mit den Bezirken das Biind-
nis fiir das Wohnen und den Vertrag fiir Ham-
burg zum Erfolg fiihren" (Ziffer IV.1 der Druck-
sache 21/5263)

(Senatsantrag)

— Drs 21/7937 -]
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[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Natur-Cent: Fortschritte fiir die Natur messbar
verbessern

— Drs 21/8169 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/8169 ein An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD
VOor.

Wird hierzu das Wort gewlnscht? — Frau
Dr. Schaal von der SPD-Fraktion, bitte schon.

Dr. Monika Schaal SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die rot-griine Koalition hat
sich vorgenommen, pro Jahr 10 000 Wohnungen
zusatzlich zu bauen, um bezahlbaren Wohnraum
zu schaffen. Dabei kommen wir auch gut voran.
Die Kehrseite ist aber, dass der deutlich gesteiger-
te Wohnungsbau allein durch innere Verdichtung
nicht mehr zu schaffen ist, Bebauung wachst auch
in die Aulengebiete. Damit wir aber weiter eine
hohe Lebensqualitat in unserer Stadt haben und
unsere Freiraume bewahren konnen, wollen wir
Parks, Griinanlagen und Naturschutzgebiete ent-
sprechend pflegen und so herrichten, dass sie ei-
ner starkeren Inanspruchnahme auch standhalten.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Die dafir zusatzlich erforderlichen Pflegemittel
wollen wir Uber den sogenannten Natur-Cent mobi-
lisieren. Der Natur-Cent speist sich aus der Grund-
steuer, die fur Wohn- und Gewerbeflache hoher
ausfallt als fur Griinland. Da auch die Grundsteuer
jahrlich anfallt, wachsen die Einnahmen nachhaltig
auf und eignen sich zur Finanzierung von Dauer-
aufgaben. Diese zusatzlichen Grundsteuereinnah-
men flieRen dann zu 100 Prozent in das Sonder-
vermogen Naturschutz- und Landschaftspflege
und sollen dort gesondert ausgewiesen und fur die
Bestandspflege eingesetzt werden, und zwar zwei
Drittel fir die Bestandspflege in Grinanlagen und
ein Drittel in Naturschutzgebieten. Die Bezirke und
die Naturschutzverbande kénnen fir die MaRnah-
me, die Verwendungen, Vorschlage machen, ent-
scheiden wird die Behorde. Uns war wichtig, dass
im Einzelfall eine Aufwertungsmaflinahme auch
durchaus vor Ort umgesetzt werden kann, auch
wenn das nicht die Regel wird.

Mit dem Natur-Cent hat der Senat ein vollig neues
Finanzierungsinstrument fir Grinpflege geschaf-
fen, das sicher bundesweit einmalig ist.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Der Wohnungsbau wird damit nicht belastet. Mit
der vorliegenden Drucksache wird ferner ein Vor-
schuss von 3 Millionen Euro im Haushaltsjahr 2017
ermachtigt fir die Gebiete, die schon seit dem
1. Januar 2016 beansprucht wurden. Mit unserem

Zusatzantrag wollen wir Transparenz in das Ver-
fahren bringen und ein Monitoring veranlassen.
Der Senat soll uns 2018 erstmals zu den Haus-
haltsberatungen 2019 bis 2022 Verfahren und Kri-
terien der Mittelvergabe darstellen und alle zwei
Jahre Uber die aus dem Natur-Cent finanzierten
MaRnahmen berichten.

Und eines ist uns auch noch wichtig. Durch das
Natur-Cent-Verfahren oder durch die Inanspruch-
nahme von Grinflachen fir Wohn- und Gewerbe-
bau wird Hamburg nichts an seiner Lebensqualitat
einblflen. Fir die schon 2016 beanspruchten Fla-
chen wurden drei neue Naturschutzgebiete ausge-
wiesen beziehungsweise werden noch ausgewie-
sen, sodass Hamburg dann 33 Naturschutzgebiete
aufweisen kann, und sie haben einen Anteil von
9 Prozent an der Landesflache. Damit ist Hamburg
spitze.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Darlber hinaus stehen in Hamburg 20 Prozent der
Landesflachen unter Landschaftsschutz, knapp
25 Prozent werden landwirtschaftlich genutzt, da-
von knapp 5 Prozent als Ausgleichsflachen bewirt-
schaftet, und 14 Prozent der Stadtflache sind
Grin- und Erholungsanlagen. Grob geschatzt kann
man sagen, dass 60 Prozent der Stadtflache in
Hamburg grin, unbebaut und unversiegelt sind.
Und zusatzlich, das muss man auch sagen, entste-
hen immer noch neue Griin- und Erholungsfla-
chen, zum Beispiel kiinftig auf dem A7-Deckel, in
der HafenCity der Lohsepark, oder in Hamm. Da-
mit bleibt Hamburg auch bei intensivster Bautatig-
keit weiterhin eine griine Stadt am Wasser dank
der rot-grinen Koalition. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Gamm von der CDU-
Fraktion.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
habe es mir schon fast gedacht, dass die Vertreter
der Regierungsfraktionen uns die Einfihrung des
sogenannten Natur-Cents als kluge und weise Ent-
scheidung verkaufen wollen. Ein Umverteilungsin-
strument, das allein aus der innigen Liebe zwi-
schen den beiden Koalitionspartnern entsprungen
ist. Doch bevor ich kurz auf den eigentlichen Sach-
verhalt eingehe, mdchte ich mich fur einen kurzen
Moment der Entstehungsgeschichte des Natur-
Cents widmen, denn Sie haben das doch bisher
noch nicht wirklich bertcksichtigt.

So wurde damals fast mit ein wenig Pomp verkun-
det, Hamburg werde als erstes Bundesland einen
Natur-Cent einfiihren, um den Verlust von Grinfla-
chen durch den Wohnungsbau auszugleichen. Das
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klingt doch halbwegs sympathisch, kann jedoch
nicht darliber hinwegtauschen, was der eigentliche
Ausléser hierfur war. Der Ausldser war in Wahrheit
der erste grofde und offentlich ausgetragene Koali-
tionsstreit seit der Bildung dieses rot-grinen Se-
nats 2015.

(Beifall bei der CDU)

Senator Kerstan hatte namlich damit gedroht, den
von Burgermeister Scholz ausgehandelten Kom-
promiss mit der Wohnungswirtschaft tiber die Ertei-
lung von 10 000 Baugenehmigungen jahrlich plat-
zen zu lassen. Und damit ware die Neuauflage des
Bindnisses flur das Wohnen gescheitert. Und um
genau das zu verhindern, haben sich die Regie-
rungsfraktionen auf die Einfihrung des sogenann-
ten Natur-Cents geeinigt. Man kdnnte es aber
auch ebenso gut Okosoli oder — was ich persénlich
fur noch zutreffender finde — botanisches Schwei-
gegeld fiir die GRUNEN und allen voran Senator
Kerstan nennen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
AfD und Anna-Elisabeth von Treuenfels-Fro-
wein FDP)

Zwar wirdigen die Kollegen Dressel und Tjarks
nach Beilegung des Oo&ffentlich ausgetragenen
Streits am Ende den Natur-Cent mit den Worten,
dass Flachenbedarf und Naturschutz nunmehr in
Einklang gebracht wiirden. Und Senator Kerstan
lie® sogar noch erklaren, er freue sich darlber,
dass Hamburg als erstes Bundesland ein solches
Modell entwickelt habe. Doch niemand, der an der
Landespressekonferenz am 20. Dezember 2016
teilgenommen hat — das habe ich namlich getan —
und sich an die blutleere Veranstaltung erinnern
kann, als namlich der Natur-Cent vorgestellt wur-
de, konnte auch nur den Hauch von Freude splren
Uber das, was auf dieser Veranstaltung stattfand.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es bleibt dabei, der Senat ist in dieser Frage zu-
tiefst zerstritten, und so helfen auch keine Aus-
flichte in trickreichen Aussagen wie von Senator
Kerstan, wenn er davon spricht, es gehe darum,
Hamburgs Naturkapital zu erhalten. Das ist ein
spannender Begriff. Dahinter steckt namlich fol-
gende Argumentation: Man nimmt zwar Grinfla-
chen weg, aber erhoht gleichzeitig die Qualitat ver-
bleibender Grinflachen, und daher wirde sich der
absolute Wert des Naturkapitals in Hamburg in
Wahrheit gar nicht verschlechtern. Doch man
konnte meinen, dieses Gedankenspiel sei nicht die
eines Umweltsenators der Stadt Hamburg, son-
dern eher die eines dkologischen Wirtschaftspri-
fers. Es andert sich nichts, wenn eine Grinflache
in Hamburg verschwindet, ist sie fiir immer verlo-
ren. Das ist eine Tatsache, und an ihr kann man
auch nicht herumreden.

(Beifall bei der CDU)

Fakt ist, die Zerstérung von Landschaftsschutzge-
bieten und anderer Grinflachen durch eine hastige
Bebauung lasst sich durch starkere Investitionen
und Naturschutzmaflnahmen eben nicht ausglei-
chen, geschweige denn rickgangig machen. Die
vielerorts brachliegende Pflege von Grin- und Er-
holungsanlagen gehoért ohnehin zu den staatlichen
Aufgaben, und die geplante Intensivierung der
Pflegemalinahmen als Erfolg zu verkaufen ist
nichts weiter als eine rot-griine Nebelkerze. —
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Sparr von der GRU-
NEN Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Vorhin haben wir Uber das Woh-
nungsbauprogramm debattiert, und indirekt spie-
gelt sich das jetzt auch bei der Einfihrung des Na-
tur-Cents. Die wachsende Nutzung der Naturrau-
me in unserer Stadt fuhrt dazu, dass wir fUr deren
Pflege mehr Sorgfalt und auch mehr Mittel aufwen-
den mussen. Das ist so. Und hier bringt uns der
Natur-Cent tatsachlich einen groRen Schritt weiter.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auch wenn wir beim Wohnungsbau vorrangig auf
die Flachen der inneren Stadt setzen — und das
tun wir auch —, kann es doch dazu kommen, dass
wir dabei gelegentlich in geschutzte Landschaften
hineingehen missen. Manchmal geht es um relativ
kleine Flachen, manchmal auch um groRRe Areale
wie in Oberbillwerder. Jeder dieser Eingriffe tut
weh und es besteht die Gefahr, dass Hamburg da-
durch zwar Wohnungen gewinnt, aber an Lebens-
qualitat verliert. Mit der direkten Umsteuerung der
Mehreinnahmen aus der Grundsteuer fur die
Zwecke der Naturschutzgebiete und Grinanlagen
sorgen wir aber dafir, dass an anderer Stelle mehr
Natur, mehr Griin, mehr Erholungswert erhalten
oder hergestellt werden. Und das Schonste ist, wir
mussen dafir auch niemandem etwas wegneh-
men.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der Kollege Gamm fordert, je nachdem, einmal
mehr oder einmal weniger Wohnungsbau, bezie-
hungsweise Sie machen das mit verteilten Rollen.
Herr Ovens fordert dann mehr, Sie dann wieder
weniger, das ist in sich nicht besonders glaubwir-
dig. Und wenn Sie sich dann schon an dieser klei-
nen Meinungsverschiedenheit, die so eine Koaliti-
onsebene einmal ein bisschen lebendig macht,
jetzt so lange aufwarmen in dieser Debatte, zeigt
das eigentlich nur, dass Sie inhaltlich weiter keine
Einwande haben, daflr vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Bei der Gelegenheit und um das noch einmal klar
zu sagen: Dies ist keine ErsatzmalRRnahme fir den
Okologischen Ausgleich, der findet natirlich wie
gewohnt statt. Selbstverstandlich soll dieser weiter-
hin moglichst ortsnah stattfinden, und selbstver-
standlich bleibt das auch Sache des Verursachers,
namlich des Investors, den zu finanzieren.

Aber die gestiegenen Nutzungsanforderungen ver-
langen, dass wir jetzt darlber hinausgehen. Die
steigende Grundsteuer wird kinftig dauerhaft Gber
das Sondervermégen Naturschutz- und Land-
schaftspflege fiir die Pflege und Entwicklung von
Naturschutzgebieten und Griinanlagen eingesetzt
und auf Antrag ausgegeben. Das sichert uns den
Handlungsspielraum, den wir brauchen, um die
Stadt trotz aller Verdichtungen weiterhin griin zu
erhalten und die besonders schiutzenswerten Be-
reiche in Form von Naturschutzgebieten zu pflegen
und aufzuwerten. Was mich dabei besonders freut,
ist, dass auch die grofsen Vorhaben fiir Fischbeker
Ring und Oberbillwerder bereits in diese Regelung
einbezogen werden.

Auch und gerade weil dies alles so erfreulich ist,
mdchten wir es auch in der parlamentarischen Ar-
beit weiter begleiten. Darum haben wir als Rot-
Griin den Zusatzantrag gestellt mit dem Ziel, alle
zwei Jahre einen Bericht zu erhalten zur Entwick-
lung des Natur-Cents und den daraus finanzierten
MaRnahmen. Dieser Zweijahresraum scheint uns
durchaus angemessen angesichts dessen, dass
wir es hier in jeder Hinsicht mit Projekten zu tun
haben, die eben nicht vom Himmel fallen, sondern
sorgsam entwickelt werden missen. Wir freuen
uns auch hier Uber eine breite Zustimmung aus
dem Haus.

Meine Damen und Herren! In den letzten Jahren
war es oft schwierig, ausreichend Mittel fUr den
Schutz unserer empfindlichen Moorlandschaften
bereitzustellen oder auch fir die Parks und Griin-
anlagen. Da wurde oft nur das Notigste gemacht,
das muss man leider sagen. Dies wird nun anders,
auch durch die weiteren MaRnahmen, die wir im
Haushalt 2017/2018 ergriffen haben. Davon wer-
den auch unsere drei neuen Naturschutzgebiete in
Volksdorf, Allermdhe und Neuland profitieren, und
das ist gut angelegtes Geld. Damit starken wir
nicht nur den asthetischen Reiz unserer Land-
schaften, sondern wir sorgen auch fir Artenvielfalt,
einen gesunden Wasserhaushalt und frische Luft
in unserer Stadt. Und dies alles macht Hamburg
doch erst im wahrsten Sinne des Wortes lebens-
wert. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Jersch von der Fraktion
DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Das ist kein groRer Wurf,
dieser Naturzerstérungscent, der hier von der Re-
gierungskoalition vorgelegt wird. Es ist eine Haus-
haltsumverteilung, die eigentlich rein haushalts-
technisch hatte stattfinden koénnen, es sind keine
Mehreinnahmen, die an irgendeiner Stelle gene-
riert werden, nein, es ist Geld, das im Haushalt
umverteilt wird zugunsten eines seit Jahren chro-
nisch unterfinanzierten Okologischen Bereichs in
dieser Stadt. Und das muss ein Ende finden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn man die Drucksache des Senats sieht, dann
ist das, was Uber den Natur-Cent, den Naturzersto-
rungscent, letztendlich nicht finanziert werden soll,
nichts anderes als eine Beruhigungspille. Mit krea-
tiven Formulierungen werden hier alle Tore offen
gelassen, dann doch Parkbanke oder Wegweiser
zu finanzieren. Das ist einfach nicht ehrlich. Und
wir wissen, der Senat ist flir seine kreativen Mal3-
nahmen durchaus bekannt und hat nicht umsonst
deswegen auch ein gewisses Glaubwirdigkeitsde-
fizit.
(Beifall bei der LINKEN)

Was fehlt, ist die Ausweitung des Griins in dieser
Stadt, die Berlcksichtigung von Stadtteilen, Quar-
tieren, in denen Griin bisher noch vollig unterrepra-
sentiert ist. Stattdessen werden einzelne griine
Leuchttirme noch einmal aufgewertet, was wieder-
um groRe Teile unserer Bevdlkerung nicht errei-
chen wird.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine
Zwischenfrage der Abgeordneten Sparr?

Stephan Jersch DIE LINKE: Ich gestatte eine Zwi-
schenfrage.

Zwischenfrage von Ulrike Sparr GRUNE: Herr
Kollege Jersch, ich muss jetzt doch noch einmal
nachfragen, da ist so vieles, was ich nicht so ganz
verstehe an lhrer Rede. Zum einen, Sie sind der
Ansicht, es wiirde sich bei dem Natur-Cent nicht
um Mehreinnahmen, die da verteilt werden, han-
deln. Kénnen Sie mir das erlautern? Die zweite
Frage ...

Stephan Jersch DIE LINKE: Klar, die Grundsteuer
ware so oder so angefallen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das ist ja wieder
eine Logik! — Ulrike Sparr GRUNE: Das ist
jetzt aber ein bisschen billig!)

— Das ist genau das. Die ist bisher in diesem Haus-
halt in anderen Topfen gelandet, und die verteilen
Sie einfach nur um.
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(Ulrike Sparr GRUNE: Das sind die Mehrein-
nahmen, die durch die Grundsteuer anfallen.
Das wollen wir doch einmal festhalten!)

— Das sind Abschlagszahlungen.

Ulrike Sparr GRUNE: Die zweite Frage war: Ist Ih-
nen bewusst, dass wir zum Beispiel auf der Horner
Geest eine grofe Griinzone entwickeln, gerade in
einem Stadtteil, der bisher nicht so mit Griinzonen
und Parks bestlckt war?

Stephan Jersch DIE LINKE: Ist lhnen bewusst,
was in der Drucksache steht? Einfach einmal als
Gegenfrage, Frau Sparr.

(Beifall bei der LINKEN — Ulrike Sparr GRU-
NE: Was hat das damit zu tun? — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Meine
Damen und Herren! Wir haben jetzt schon zwei
Zwischenfragen gehabt. — Herr Jersch hat das
Wort und fahrt jetzt in seiner Rede fort. Bitte schon.

Stephan Jersch DIE LINKE (fortfahrend): Was na-
tirlich in der Drucksache des Senats fehlt, sind
Verfahrensvorschlage fiir die Verteilung der Mittel
an die Bezirke. Es gibt keine konkret definierten
Voraussetzungen fir die Bericksichtigung von
Grunanlagen. Das ist eine Drucksache, Uber die
wir hier abstimmen, von der ich erwarte, dass so
etwas eigentlich ausgefiihrt werden konnte. Die
Dokumentation wird nachgereicht, und im Zusatz-
antrag der Regierungskoalition wird vorgesehen,
dass diese Dokumentation alle zwei Jahre pinkt-
lich zu den Haushaltsberatungen stattfindet. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, wer weif}, wie Haus-
haltsberatungen hier abgegangen sind — es sei
denn, sie werden anders gestaltet, das steht doch
noch offen —, der weil3, dass wir in dieser Zeit nicht
wirklich Zeit haben werden, uns grundlegend um
diese Thematik kimmern zu koénnen. Und das
heil3t letztendlich auch, dieser Antrag von Rot-
Grun ist ein Kontrollverhinderungsantrag.

Wir haben mit diesem Antrag aber auch das Pro-
blem, dass er nur fir bestimmte Flachen in dieser
Stadt gilt, fir Landschaftsschutzgebiete plus zwei
zusatzlich benannte Gebiete, eines davon Oberbill-
werder. Auch das ist ein unehrliches Herangehen,
als wenn wir nicht andere 6kologisch wertvolle FIla-
chen in dieser Stadt hatten und nicht nur die, die
bereits definiert worden sind. Und die mdglichst
ortsnahe Verwendung, die in der Drucksache
steht, krankt auch an dem "maoglichst". Wir alle wis-
sen, dass auch AusgleichsmalRnahmen mittlerwei-
le weit entfernt stattfinden. Letztendlich ist es
nichts anderes als eine FlachenfralBpramie in der
Freien und Hansestadt Hamburg mit einer Ab-
schlagszahlung fur Umweltzerstérung.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Wo wollt ihr die ganzen Wohnungen
noch bauen, das ist doch lacherlich! Das ist
asoziale Politik!)

Sie fihrt eigentlich nur zu einem Ruhigstel-
lungscent, bei dem man sich Uberlegen kann, ob
es nicht fur die Behdrde durchaus sinnvoll ist zu
Uberlegen, weitere Flachen fir die Bebauung frei-
zugeben, weil damit fehlende Mittel fir die Grin-
pflege in dieser Stadt frei werden. Und um das Zi-
tat der Kollegin, Frau Dr. Schaal, auszufiihren:
Hamburg bleibt eine rot-griine Stadt, der das Was-
ser Okologisch bis zum Halse steht. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort Hat Herr Dr. Duwe von der FDP-
Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Das ist der rot-griine
Werbeblock Nummer 3 heute, der Natur-Cent. Der
Natur-Cent hort sich sehr schon an. Wenn man die
Verpackung aufmacht, dann bemerkt man: Ich gra-
tuliere den GRUNEN, dass sie beim Koalitionspart-
ner mehr Geld herausgeholt haben fur die Pflege
von Grunanlagen und fur die Pflege von Natur-
schutzgebieten. Das ist das Erste.

Das Zweite ist: Ich finde es naturlich toll, wie man
das verpackt. Das hat mit den Ursachen gar nichts
zu tun. Das ist einfach nur, etwas Geld aus dem
Budget des Staates herauszunehmen, und da hat
die Behorde fir Umwelt ein bisschen mehr Geld
herausschlagen kénnen, was naturlich von Vorteil
ist. Aber das, was hier begriindet wird, ist vollig
blédsinnig.

(Wolfgang Rose SPD: Was war das fir ein
Wort?)

Wenn Sie namlich schauen, wo die MalRnahmen
stattfinden, dann sehen Sie, dass die Mallnahmen
logischerweise aulerhalb des Innenstadtbereiches
stattfinden. Wo sind die Grinanlagen, die dann
besser gepflegt beziehungsweise aufgewertet wer-
den sollen? Im Innenstadtbereich.

(Dirk Kienscherf SPD: Stimmt doch gar
nicht, lesen Sie mal die Drucksache!)

Also hat dieses eigentlich gar nichts damit zu tun.

Zwei Drittel der Mittel sollen fur die Aufwertung und
Pflege von Griinanlagen verwendet werden. Wo
sind diese Grinanlagen? Wahrscheinlich nicht
dort, nur bei Billwerder oder gleich nebenan, son-
dern eben im Innenstadtbereich. Das heil’t also,
diejenigen Leute, die davon profitieren, was ich ih-
nen auch gonne, leben im Innenstadtbereich, und
die Eingriffe sind im AuRenbereich. Also es hat ab-
solut Uberhaupt nichts damit zu tun, auler dass
man von Regierungsseite natirlich den Natur-
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schutzverbanden sagen kann, sie bekdamen ein
bisschen Geld und dann kénne man dieses Geld
fur die Natur verwenden. Das ist also eine Mogel-
packung, die natirlich aus der Marketingabteilung
gekommen ist. Aber ich muss ganz klar sagen, es
hat nichts mit den Eingriffen zu tun, die jetzt in
Landschaftsschutzgebieten durchgefiihrt werden
sollen.

(Beifall bei der FDP und bei Karl-Heinz
Warnholz CDU)

Denn dann missten die MaRnahmen noch viel na-
her an den Gebieten sein, wo der Eingriff ge-
schieht. Das passiert dann also nicht.

Und zum anderen: Man kann doch auch leicht se-
hen, dass es eigentlich nur eine verbesserte Politik
der Umweltbehorde sein wird,

(Dirk Kienscherf SPD: Sie sind ja auch ge-
gen Wohnungsbau!)

denn die Befugnis, dariber zu entscheiden, was
gemacht wird, werden letztendlich nicht die Bezirke
haben, sondern die Behdrde. Also gut, die Behdr-
de fir Umwelt bekommt ein bisschen mehr Geld,
und das ist auch gut so, aber nicht aus dem
Grund, der hier angefihrt wird. Also seien Sie ein-
mal ein bisschen ehrlicher. Herr Kerstan hat sich
einmal gerade gemacht, das ist auch in Ordnung,
aber wegen des Wohnungsbaus ist das nicht. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Karl-Heinz
Warnholz CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Oelschlager von der
AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Die Idee ver-
fangt auf den ersten Blick, 6kologischen Wert von
Freirdumen in der Stadt, auch den Erholungswert
zu starken. Etwas fir den Naturschutz tun, das
klingt erst einmal gut. Schon der Blick auf die Ursa-
chen und Wirkzusammenhange zeigt aber, dass
hier einmal mehr ein hausgemachtes Problem be-
hoben werden soll. Immer starkere Versiegelung
von Flachen hangt auch mit der kopflosen Sied-
lungspolitik des Senats zusammen. Sie hangt auch
zusammen mit dem Dogma, nicht in die Hohe zu
bauen.

Auch wir wollen Wohnraum schaffen, wir wollen
auch Lebensqualitat erhalten. Insofern befiirworten
wir das grundséatzliche Anliegen, in Naturschutz zu
investieren. Den von der Regierungskoalition vor-
geschlagenen Weg koénnen wir aber nicht befur-
worten. Erstens erschlieft es sich uns nicht,
warum flr dieses Projekt ein Sondervermogen ge-
nutzt werden soll, das 2001 aus nachvollziehbaren
Griunden geschaffen wurde zur Abwicklung konkre-

ter AusgleichsmaRnahmen. Das ist beim Natur-
Cent grundlegend anders. Die zu férdernden Pro-
jekte kdnnen problemlos auch direkt von der Be-
hérde fur Umwelt und Energie verwaltet werden.
Wozu diese Trennung gut sein soll, wird schnell
klar. Es geht den Koalitionspartnern hier offensicht-
lich um die Vermarktbarkeit dieses Projekts, und
da hilft natiurlich eine 6ffentlich wirksame Zurverfi-
gungstellung von 3 Millionen Euro mehr als eine
Anpassung in gleicher Héhe der entsprechenden
Haushaltsposition der Behorde.

Vor allem ist der Natur-Cent aber ein Birokratie-
monster. Die Berechnung ist kompliziert und auf-
wendig. Und weil das bekannt ist, gleichzeitig aber
mit den Mallnahmen begonnen werden soll, wer-
den dem Sondervermdgen erst einmal pauschal
3 Millionen Euro bereitgestellt, die auch ausgege-
ben werden kénnen und sollen, und spater wird
erst das tatsdchliche Natur-Cent-Aufkommen be-
rechnet und mit dem Sondervermégen abgerech-
net.

Der Finanzsenator betreibt derzeit mit der HSH
Nordbank de facto bereits eine geerbte Bank und
scheint an Bankgeschaften Gefallen gefunden zu
haben, denn letzten Endes gibt hier die Stadt der
Konzerntochter Sondervermogen "Naturschutz und
Landschaftspflege" ein Darlehen. Erst pauschal
veranschlagt, spater, teilweise Jahre spater, nach-
sehen, was dabei herauskommt. Das kénnen dann
sehr wohl auch weniger als 3 Millionen Euro sein,
naturlich auch mehr. Da frage ich mich, ob es nicht
wesentlich einfacher und der guten Sache dienli-
cher gewesen ware, diesen Betrag fix und zweck-
gebunden im Haushalt zur Verfligung zu stellen.

Mit nicht viel mehr Erstaunen haben wir lhren Zu-
satzantrag zur Kenntnis genommen, in dem Sie
wortreich den Senat zur Berichterstattung auffor-
dern. Ja, selbstverstandlich tut das not, wenn man
diese Konstruktion Sondervermégen wahlt. Schon,
dass Ihnen das kurz vor Toresschluss auch noch
aufgefallen ist. In der vorgelegten Form kénnen wir
Ihren Antragen nicht zustimmen. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Senatorin Fegebank.

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:*
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Es
nimmt sicher niemand an, dass sich der Kollege
Kerstan heute nicht der Debatte stellen mochte, er
lasst sich vielmals entschuldigen, er ist auf einer
Dienstreise und hat mich gebeten, heute zum Na-
tur-Cent Stellung zu nehmen, und ich Ubernehme
das sehr gern. Ich vertrete ihn in der Tat auch sehr
gern.
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Und ich muss sagen, es ist sehr starker Tobak,
was einige von Ihnen an Unterstellungen mit Blick
auf diesen doch sehr langen, mitunter auch sehr
zdhen und mihseligen Abwagungsprozess, den
wir hier gemeinsam im Senat getroffen haben, tat-
sachlich darstellen. Der Natur-Cent ist ein Erfolg
fir den Erhalt, fir den Schutz, fir die Pflege von
Natur und Griinflache, und das ist ein gemeinsa-
mer Erfolg dieses Senats.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und warum sage ich das? Ich glaube, der Zielkon-
flikt ist deutlich benannt, und in der Debatte, die wir
vorhin gefuhrt haben, ist es auch noch einmal sehr
eindrucklich dargestellt worden von der Kollegin
Dorothee Stapelfeldt. Die Stadt erfreut sich unge-
brochener Attraktivitat, wir freuen uns dariber,
dass auch in Zukunft immer mehr Menschen nach
Hamburg kommen, wir immer mehr Menschen hier
in Hamburg willkommen hei3en. Wir miissen aber
auch all diesen Menschen in unserer Stadt ange-
messenen Wohnraum bieten. Deshalb haben wir
zum einen die Anstrengungen im Bereich des
Wohnungsbaus noch einmal verstarkt, die Zielzah-
len heraufgesetzt, wie uns gerade eben noch ein-
mal dargestellt wurde, und gleichzeitig braucht es
aber in einer lebenswerten und auch zukunftsfahi-
gen Stadt nicht nur Wohnungen.

In der grinen Stadt Hamburg wissen wir, Stadt
kommt ohne Natur nicht aus. Das gilt zum einen
fir sogenannte Okosystem-Dienstleistungen, also
den Beitrag der Natur flir den Wassererhalt, das
Stadtklima oder fir saubere Luft. Das gilt aber
auch fur Lebensqualitat in der Stadt. Wir brauchen
eben den Kiez und den Kiebitzbrack — ich weil}
nicht, ob jeder von Ihnen weil}, wo das ist —, Ep-
pendorf und das Eppendorfer Moor, und auch die
Schanze ware nicht die Schanze ohne den Schan-
zenpark. Und da liegt der Zielkonflikt natirlich auf
der Hand: Verlust wertvoller Naturflache durch Be-
bauung und der erhohte Nutzungsdruck auf die
verbliebenen Freirdume durch die wachsende Be-
volkerung.

Wir haben gesagt, wir I6sen diesen Zielkonflikt
nicht zugunsten der einen oder der anderen Seite
auf, sondern wir begegnen ihm mit einer sorgfalti-
gen Abwagung. Genaues Ergebnis dieser Abwa-
gung ist der Natur-Cent, wie er eben auch schon
deutlich dargestellt wurde. Der Natur-Cent bedeu-
tet mehr Geld fir die Natur, er bedeutet aber nicht,
dass jetzt einfach gebaut wird, solange die Kasse
stimmt. Das Gegenteil ist der Fall.

Fir die Flachennutzung haben wir klare Leitplan-
ken gesetzt, es gilt weiterhin: Innenentwicklung vor
AuBenentwicklung, Verdichtung hat Vorrang, und
naturlich gilt die Forderung nach mehr Flacheneffi-
zienz auch fir die Wohnbebauung und Gewerbe.
Das heiRt auch, dass wir nicht davor zuriick-
schrecken, zugunsten des Griins Straften zurlick-
zubauen, so, wie wir es am CCH bei der Marseiller

Stralle zeigen. Auch das ist schon ein Thema in
diesem Haus gewesen. Hamburg gewinnt nicht nur
neue Naturschutzgebiete hinzu,

(Dennis Thering CDU: Was ist denn mit den
Landschaftsschutzgebieten?)

auch die Zahl der Parks und Grinanlagen wachst.
Im letzten Sommer beispielsweise der Lohsepark
in der HafenCity, auch das ist eben erwahnt wor-
den, und auch die Mitte Altona wird ebenfalls ihren
Park bekommen, um nur zwei von den prominen-
ten Vorhaben zu nennen. Beides ist Ubrigens auch
ein echtes Flachenrecycling auf ehemaligem Ha-
fen- oder Bahngelande.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Trotzdem werden wir auf 6kologisch wertvollen
Grinflachen bauen, und hier greift in Zukunft die
Natur-Cent-Regelung. Und der Finanzierungsme-
chanismus Uber den Zuwachs der Grundsteuer be-
deutet zum einen Mehreinnahmen, die durch Na-
turverluste entstehen, die dann zurickflieBen in
Verbesserungen fiir die Natur und zum anderen
— und das ist auch wichtig und eben schon gesagt
worden — stehen Mittel dauerhaft zur Verfiigung
und wachsen kontinuierlich auf. Mit diesen zusatz-
lichen Mitteln kdnnen wir in Zukunft Verbesserun-
gen in den Naturschutzgebieten erreichen.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Gibt es dann
doch nicht mehr!)

Wir kénnen gezielt die Okologische Qualitat des
Stadtgriins verbessern. Und was heilt das genau,
Okologische Qualitat? Es kann heilen, dass statt
Rasen eine Wiese angelegt wird, dass eine Vogel-
art gezielt gefordert wird, das Nahrungsangebot fir
Bienen und Schmetterlinge verbessert wird, Obst-
bdume gepflanzt werden, von denen dann jeder
ernten kann.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Meine Herren,
so ein Schwachsinn!)

— Anstatt immer nur reinzuquatschen, ware es sehr
angemessen, gerade bei den schwierigen Flachen,
die auch Sie beschrieben haben, vielleicht einmal
einen Vorschlag zu machen, wie man mit der Fra-
ge umgeht, die wir vorhin diskutiert haben, namlich
glnstigen Wohnraum und ausreichenden Wohn-
raum zu schaffen, und gleichzeitig in einer Stadt,
Stadtmetropole einer grinen Stadt wie Hamburg,
auch Natur zu schitzen und zu erhalten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es ist namlich nicht einfach, bei solchen Fragen,
die auf der einen oder auf der anderen Seite be-
antwortet werden koénnen,

(Dennis Thering CDU: Die Grinen verkau-
fen sich sowieso alle Nase lang!)

tatsachlich einmal einen Mittelweg zu finden, der
fur alle in der Stadt ertraglich wird.
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(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es wird also sehr oft um Dinge gehen, die fir alle
Birgerinnen und Brger sichtbar, erlebbar, erfahr-
bar werden. Parks und Anlagen werden interes-
santer, abwechslungsreicher, sie werden erhalten,
sie werden geschitzt. Und dass die Mittel entspre-
chend verwendet werden, ist eben auch schon
dargestellt worden von Frau Schaal und Frau
Sparr, das stellen wir durch die klare Zweckbin-
dung und Durchflihrung der Malinahmen Uber das
Sondervermdgen sicher. Der Transparenz dient
auch das Anliegen, das der Antrag der Regie-
rungsfraktionen formuliert, und dem wird der Senat
natirlich Rechnung tragen und der Birgerschaft
regelmaRig berichten.

Ich will zum Abschluss noch Frau Dr. Schaal zitie-
ren, die gesagt hat, das Hamburger Beispiel werde
Schule machen, das ist sicher richtig. Es hat schon
Schule gemacht. Hamburg ist bereits Vorbild fir
die Hauptstadt, fiir Berlin, geworden. Mit ausdrtick-
lichem Verweis auf den Natur-Cent hat die Berliner
Regierungskoalition den Aufbau eines Sonderver-
mogens fur Naturschutz- und Landschaftspflege
vereinbart. Ich finde, da haben auch die Berliner
einmal recht. Hamburg zeigt sich mit dem Natur-
Cent als Vorreiter, macht den richtigen Schritt fir
die Natur und fir die Menschen in der Stadt. Das
Nachste ware vielleicht, mit einem eigenen Vor-
schlag, mit einer eigenen Losung zu kommen. Sie
sehen, das war ein langer Aushandlungsprozess,
aber ich finde, er hat sich gelohnt fur Mensch und
Natur in dieser Stadt. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Bitte, Frau Dr. Schaal von der SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Herr Jersch, ich kann es
mir nicht verkneifen — Herr Prasident, Entschuldi-
gung —: Wenn Sie weiterhin so Uberziehen, dann
bekommen Sie entweder die Faschingshymne
oder es wird Sie niemand mehr richtig ernst neh-
men.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dennis Thering CDU: Das sagt die Richtige!)

Zum Thema Mehreinnahmen. Das sind keine
Mehreinnahmen, Herr Jersch, dann haben Sie
Uberhaupt nicht verstanden, was Grundsteuern
sind. Die dricken den Wert eines Grundstlicks
aus, und der ist als Wiese sehr gering, es ist leider
so. Und wenn das Grundstlick durch eine Bebau-
ung mehr wert ist und mehr Wert abnimmt, wachst
auch die Grundsteuer. Es ist zusatzliches Geld,
das hier generiert wird.

(André Trepoll CDU: Das ist eine Ertrags-
steuer!)

— Eine Ertragssteuer, schonen Dank.

Die Flachenfralpramie kann man auch nicht so
stehen lassen, Herr Jersch. Und vor allen Dingen
sollten Sie sich dann einmal mit Frau Sudmann un-
terhalten, wenn demnachst wieder Uber Woh-
nungsbauzahlen geredet wird. Die Abgeordneten
und Kolleginnen und Kollegen der LINKEN sind
doch die Ersten, die immer schreien, viel zu wenig,
viel zu wenig.

(Dirk Kienscherf SPD: Genau!)

Und wenn hier die Mdoglichkeit geschaffen wird,
auch umweltvertraglich zu mehr Wohnungsbau zu
kommen, dann diskreditieren Sie das mit solchen
nicht angemessenen Formulierungen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wenn Sie unsere Glaubwirdigkeit anzweifeln auf
der linken Seite, kann ich nur sagen, mit solcher
Kritik jedenfalls geht Ihre Glaubwurdigkeit den
Bach runter.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Warum
regen Sie sich denn so auf?)

Natur-Cent ist kein Ersatz fir die naturschutzfachli-
chen Ausgleichsmalinahmen, das muss sehr deut-
lich gesagt werden, das ist etwas Zusatzliches.

Und Herr Duwe hat kritisiert, dass der Natur-Cent
nicht ortsnah eingesetzt werde. Ja, er wird in Aus-
nahmefallen auch ortsnah eingesetzt, aber Sie
sollten sich daran erinnern, dass es eben fiir Woh-
nungsbauprojekte zusatzliches Geld zur Wohnum-
feld-Verbesserung gibt, das bereits im Haushalt
enthalten ist. So ist der Natur-Cent auch hier etwas
Zusatzliches. Wir haben also schon mehr Mittel fir
die Umfeldverbesserung, die ortsnah eingesetzt
werden, der Natur-Cent in Ausnahmefallen auch
ortsnah, aber sonst eben da, wo am meisten damit
Gutes getan werden kann.

Der Natur-Cent ist kein Blirokratiemonster.

(Stephan Jersch DIE LINKE: So ein
Schwachsinn!)

Hier wird eine pauschale Bewertung vorgenom-
men, und wenn dann klar ist, wie hoch das Grund-
steueraufkommen tatsachlich ist — das kann man
namlich erst berechnen, wenn die Wohnbaumal}-
nahmen fertig sind —, dann wird spitz abgerechnet.
Ich weil nicht, Frau Oelschlager, Sie sind Steuer-
fachfrau, was daran ein Blrokratiemonster ist.

Zu den Zusatzantragen: lhnen fallt jetzt auf, dass
es in diesem Hause sehr viele Zusatzantrage gibt;
insofern weild ich nicht, warum das hier besonders
kritisiert wird. Es geht keine Drucksache so aus
dem Parlament heraus, wie sie hereingekommen
ist, und das ist auch hier so. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Dr. Schaal. — Liegen noch weitere Wortmel-
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dungen vor? Dem ist nicht so, dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wir beginnen mit dem Bericht des Haushaltsaus-
schusses aus Drucksache 21/7937.

Wer sich hier zunachst der Ausschussempfehlung
anschlieRen méchte und das Gesetz zur Anderung
des Gesetzes Uber das Sondervermégen "Natur-
schutz und Landschaftspflege" aus Drucksache
21/7294 beschliefien mochte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist der Antrag angenommen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Dem ist nicht so.

Wer das soeben in erster Lesung beschlossene
Gesetz auch in zweiter Lesung beschliel3en will,
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das Gesetz ist damit auch
in zweiter Lesung und somit endgultig beschlossen
worden.

Wer dariber hinaus den Empfehlungen des Haus-
haltsausschusses zur Drucksache 21/7294 folgen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Auch dies ist damit
angenommen.

Es bedarf auch hierzu einer zweiten Lesung.
Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es dazu Widerspruch aus
dem Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer nun den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen will, den
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist damit auch in zweiter Le-
sung und somit endgliltig beschlossen worden.

Jetzt kommen wir zum gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der GRUNEN und der SPD aus der
Drucksache 21/8169. Hierzu mochte die CDU-
Fraktion die Ziffer 3 separat abstimmen lassen.

Wer mdchte also zunéchst die Ziffern 1 und 2 des
Antrags annehmen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist damit angenommen.

Wer méchte nun auch Ziffer 3 folgen, den bitte ich
um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Und damit ist auch diese angenommen.

Dann kommen wir zum nachsten Tagesordnungs-
punkt, TOP 39, Drucksache 21/7798, ein Antrag

der CDU-Fraktion: Resolution: Der antisemitischen
BDS-Bewegung konsequent entgegentreten.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Resolution: Der antisemitischen BDS-Bewe-
gung konsequent entgegentreten

— Drs 21/7798 -]

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Jeglichem Antisemitismus entgegentreten

— Drs 21/8170 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Hamburg tritt Antisemitismus entschieden ent-
gegen — Die BDS-Bewegung gehért auf den
Priifstand

— Drs 21/8181 -]

Hierzu liegt lhnen als gemeinsamer Antrag der
Fraktionen der GRUNEN und der SPD die Druck-
sache 21/8170 sowie als FDP-Antrag die Drucksa-
che 21/8181 vor.

Wird dazu das Wort gewlinscht? — Ja, das wird es.
Herr Ovens von der CDU-Fraktion, Sie bekommen
es.

Carsten Ovens CDU:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Seit Uber zehn Jahren versucht
die BDS-Initiative — BDS steht fiir Boycott, Divest-
ment and Sanctions — den Staat Israel, seine Bur-
gerinnen und Blrger, seine Institutionen internatio-
nal vollstandig zu isolieren, und ruft auch bei uns in
Hamburg immer haufiger zu BoykottmalRnahmen
auf. In Sldafrika ist diese Bewegung besonders
aktiv und stellt es dort als einen groRen Erfolg dar,
die Zusammenarbeit zwischen der Universitat von
Johannisburg und der Ben-Gurion-Universitat in Is-
rael zerstdrt zu haben. Und mit verschiedenen
MaRnahmen wird durch BDS dort eine allgemein
israelfeindliche und antisemitische Stimmung er-
zeugt. Zu den Auswilchsen dieser Kampagne, das
kénnen wir den Medien reichlich entnehmen, geho-
ren Hakenkreuze und Hate Speech an den Wan-
den von Hochschulen, gewalttatige Zerstérungen
von Konzerten israelischer Musiker und viele wei-
tere beschdmende Aktionen.

MaRgeblicher Kopf dieser BDS-Initiative in Stdafri-
ka ist Professor Farid Esack, der im vergangenen
Wintersemester bei einer Gastprofessur der Aka-
demie der Weltreligionen an der Universitat Ham-
burg einige Lehrauftritte hatte. Diese Person
missbrauchte die Terroropfer von Paris fir seine
Zwecke und bezeichnete sie in einem Interview als
eine Folge von Kritik an BDS. Auf Facebook teilte
er am 19. Januar 2017, also zu seiner Zeit hier in
Hamburg, einen Artikel mit der Uberschrift: "Ten
Points to the Truck Attack in Jerusalem". In dem
Artikel wird ein Terrorangriff auf israelische Solda-
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ten mit vier Toten verharmlost und gerechtfertigt.
Ich finde diese AuRerungen von Farid Esack ab-
stoRend und beschamend. Solche Personen ha-
ben an Hamburger Hochschulen keinen Platz.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und auch die deutsche BDS-Initiative ruft immer
wieder zu antiisraelischen Veranstaltungen auf, will
Israel beispielsweise aus dem FIFA-Verband aus-
schlielen. In Berlin und Bonn standen BDS-An-
hanger im letzten Jahr vor Kaufthausern, um Kon-
sumenten am Kauf israelischer Produkte zu hin-
dern. In Hamburg ruft BDS dazu auf, jlidische Ge-
schafte nur dann zu unterstitzen, solange sie kei-
ne israelischen Waren verkaufen. In Bremen zo-
gen BDS-Inspektoren durch Geschéafte auf der Su-
che nach israelischen Produkten und wollten Kon-
sumenten bei deren Kauf filmen. Erinnert Sie das
an etwas? An eine dunkle Periode der deutschen
Geschichte? Da war an Geschaften zu lesen:

"Judisches Geschaft! Wer hier kauft, wird
photografiert!"

So etwas darf in Deutschland nie wieder passie-
ren, egal, kein Zweck heiligt dieses Mittel.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der FDP und der AfD)

In einem Aufsatz veroffentlichten kirzlich die Pro-
fessoren Schwarz-Friesel und Reinharz den Satz:

"Wenn lIsrael, der jlidische Staat, als eindeu-
tig bdse und unmoralisch denunziert wird, ist
Antisemitismus klar im Spiel. Moderne Anti-
semiten haben das sogenannte 'judische
Problem' in das 'Israel-Problem' verwandelt."

Mit BDS kommt der Antisemitismus als Antizionis-
mus daher, doch in den neuen Kleidern des
21. Jahrhunderts ist Judenfeindlichkeit jedweder
Art zu verurteilen und abzulehnen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Wir haben deshalb auf dem CDU-Bundesparteitag
im letzten November ein klares Zeichen gesetzt
und BDS als antisemitisch bezeichnet. Und wir
wollen auch heute mit unserer Initiative diesem
Parlament die Gelegenheit geben, ein klares Zei-
chen, ein wirklich deutliches Zeichen gegen Antise-
mitismus zu setzen. Wir wollen damit auch der ju-
dischen Gemeinde signalisieren, dass sie hier in
Hamburg und dariber hinaus ein wichtiger Be-
standteil unserer Gemeinschaft, unserer Gesell-
schaft ist, und wir wollen damit auch ein Zeichen
setzen flr die deutsch-israelische Freundschaft.
Wir wollen klarmachen, dass Hamburg als Hafen-
und Handelsmetropole seit Jahrzehnten von die-
sen Beziehungen profitiert, dass wir diese weiter
ausbauen und insbesondere in Wissenschaft und
Forschung davon gemeinsam profitieren wollen in
Hamburg und in Israel. Das ist unser Anliegen mit
diesem Antrag.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

Jetzt haben wir einen sogenannten Zusatzantrag
von SPD und GRUNEN, der mich doch etwas
Uiberrascht hat. Denn es liest sich die Uberschrift
so, als hatten wir ein identisches Ziel; und Frau
Dr. von Berg schrieb vorhin noch auf Twitter, man
wurde sich doch in der Lyrik des Antrags ausgiebig
auch gegen Antisemitismus aussprechen. Nun ist
Lyrik, wie ich finde, flr einen Antrag ohnehin ein
etwas schwieriger Begriff. Und dazu beschlief3en
wir doch auch nicht den Antragstext, Frau Dr. von
Berg, sondern wir beschlieRen das, was unten im
Petitum steht. Sie haben Ihren Tweed mittlerweile
wieder geldscht, ich bin IThnen dafiir dankbar.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wollen Sie uns
Antisemitismus unterstellen?)

Aber unabhangig von dieser Sache, in Ihrem An-
trag selbst, also im Petitum, sprechen Sie leider
nicht das aus, worum es hier geht. Und niemals
wirde ich den GRUNEN unterstellen, irgendwel-
che antisemitischen Stromungen zu unterstitzen,
Herr Dr. Tjarks, ich weil3 gar nicht, wie Sie darauf
kommen, aber ich finde es aulerst schade, dass
Sie einfach versuchen, die Debatte an dieser Stel-
le in etwas anderes zu verwandeln. Sie machen an
dieser Stelle nicht das, worum es geht, Sie nutzen
nicht die Chance, den Kern des Antrags, namlich
Antisemitismus zu bekdmpfen, Hamburg sehr klar
zu positionieren an der Seite von Israel als Staat.
Und deswegen kann ich Sie nur bitten, lhren An-
trag an dieser Stelle zurlickzuziehen und unserem
Antrag zuzustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Als Nachsten héren wir Herrn Wysocki von der
SPD-Fraktion.

Ekkehard Wysocki SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Wir haben heute von der BDS
Hamburg eine sogenannte ungehaltene Rede zu-
gesandt bekommen. Ich mdéchte daraus nur einen
Satz zitieren, der heif3t:

"[...] wir sind der CDU zu groem Dank ver-
pflichtet, dass sie fiir uns eine Offentlichkeit
hergestellt hat, die wir allein in Hamburg so
nicht erreicht hatten."

Und das ist auch genau das, was uns beim Lesen
dieses Antrags als Erstes befasst hat: Wo gibt es
im Moment tatsachlich hier in Hamburg Anhalts-
punkte dafir, dass diese Boykott-Bewegung ir-
gendeine Resonanz hat?

(André Trepoll CDU: Was ist denn das fir
ein Argument?)

Sie hat sie nicht, und insofern ist diese Initiative
der palastinensischen Zivilgesellschaft, die sich da-
mals gegriindet hat, im Moment flr uns hier Gber-
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haupt nicht so relevant, dass die MaRnahmen fol-
gen mussten, die im CDU-Antrag gefordert wer-
den.

(J6rg Hamann CDU: Dann wirden wir nicht
dartber reden!)

Es hat an der Akademie der Weltreligionen eine
Diskussion gegeben Uber die Gastprofessur des
von lhnen erwahnten Herrn, Herr Ovens. Der Bei-
rat hat sich auch damit beschaftigt, was Antisemi-
tismus ist und was Kritik am Staat Israel. Diese Er-
klarung hat, glaube ich, sehr genau dargestellt,
was damit gemeint ist, dass man beides nicht mit-
einander vermengen soll. Herr Wersich hat diese
Erklarung ebenfalls mit unterzeichnet. Ich méchte
einen Punkt gern zitieren. Der Beirat sagt sehr Kklar,
nachdem er sich gegen Antisemitismus ausgespro-
chen hat:

"Der Beirat halt es fir legitim, die Politik der
israelischen Regierung zu kritisieren. Die
BDS-Bewegung jedoch, die auch in
Deutschland Anhanger hat, vertritt Ansich-
ten, die deutlich Uber eine solche Kritik hin-
ausgehen und die vom Beirat ausdricklich
abgelehnt werden. Auch wenn ihre Protago-
nisten betonen, keine antisemitischen Posi-
tionen zu vertreten, so werben sie fir einen
umfassenden Boykott Israels, z. B. auch da-
fur, 'alle israelischen akademischen und kul-
turellen Institutionen umfassend und konse-
quent zu boykottieren' [...]. Mit solchen und
ahnlichen Forderungen wird das Existenz-
recht Israels implizit infrage gestellt."

Das ist von mir als Mitglied des Beirats ebenfalls
unterzeichnet worden, das sehen wir genauso.
Deswegen ist die BDS-Bewegung hier fir uns in
keiner Weise eine Bewegung, die man auch nur
ansatzweise unterstitzen sollte,

(Kazim Abaci SPD: Genau!)

beziehungsweise, es muss deutlich gesagt wer-
den, dass berechtigte Kritik an der Regierungspoli-
tik in Israel, die es auch, glaube ich, geben muss,
da sind wir uns in diesem Hause auch weitestge-
hend einig, nichts zu tun hat mit einer grundséatz-
lich antisemitischen Position.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Bei dem Antrag der CDU hatte ich mir gewtinscht,
dass genauer auf die Antragslyrik geschaut wor-
den ware, Herr Ovens, die Sie selbst noch einmal
beleuchtet haben, aber dann naturlich auch auf die
Forderung, Verurteilung der BDS-Initiative und ihre
Aktivitaten als antisemitisch. Dazu habe ich eben
etwas gesagt, warum das so nicht zutrifft, obwohl
es dort eine Trennlinie gibt, die vom BDS selbst
nicht klar eingehalten wird.

Aber vom zweiten Punkt, sich allen Aktivitaten, die
als allgemein israelfeindlich zu bewerten sind, ent-

schieden entgegenzustellen und sicherzustellen,
dass auch von den Behdérden der Freien und Han-
sestadt Hamburg in diesem Sinn gehandelt wird,
hatte ich mir erhofft, dass Sie das einmal genauer
definieren. Was sind denn allgemein israelfeindli-
che Aktivitaten, und was wollen Sie alles darunter
fassen? Es hat flr mich eher den Eindruck, dass
hier ein Argument benutzt wird, mit dem man viel-
leicht auch berechtigte Kritik am Staat Israel unter
dieses Signum packen wiirde. Dann, glaube ich,
dass wir uns selbst dort einer Médglichkeit be-
schneiden, eben den Staat Israel dadurch zu un-
terstitzen, dass man ihn auch kritisiert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Glocke)

— Nein, ich lasse keine Zwischenfragen zu.

Gleichwohl — das ist in unserer Antragslyrik dann
noch einmal beschrieben worden — halt es auch
die Burgerschaft fur legitim, die Politik der israeli-
schen Regierung zu kritisieren, ohne sofort in den
Verdacht von Antisemitismus zu geraten. Gerade
mit Blick auf die besondere historische Verantwor-
tung Deutschlands und Hamburgs ist in diesem
Bereich allerdings besondere Klarheit, besondere
Sensibilitat und Vorsicht geboten. Der CDU-Antrag
erfullt alle diese Voraussetzungen nicht. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Als Nachster erhalt das Wort Herr Dr. Tjarks von
der GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich méchte kurz mit ein paar
Petitessen beginnen. Ich zitiere den Fraktionsvor-
sitzenden der CDU-Biirgerschaftsfraktion. Zitat:

"Die AuBenpolitik ist nicht Sache der Blrger-
schaft, sondern Angelegenheit des Deut-
schen Bundestags."

Er sagte dies zwei Tage, nachdem seine Fraktion
einen Resolutionsantrag eingereicht hat

(André Trepoll CDU: Nix Resolutionsantrag!)

— er ist mit Resolution Uberschrieben —, in dem
steht, der Senat solle — ich zitiere —:

"[...] sich fir eine friedliche Lésung des Kon-
flikts zwischen Israelis und Palastinensern
ein[...]setzen."

Das werden wir tun, Herr Trepoll. Aber ich sage
einmal: Eine widerspruchsfreie Haltung zu dem
Thema Birgerschaft und Auf3enpolitik sieht dann
doch ein bisschen anders aus.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Und Herr Ovens ist jetzt doch schon seit Wochen
engagiert in diesem Thema.

(André Trepoll CDU: Aber das Existenzrecht
Israels!)

— Dazu kommen wir gleich.

Er ist doch sogar so engagiert, dass er dann einen
Resolutionsantrag eingebracht hat, der im Wortlaut
genau dem Antrag C 111 des letzten CDU-Bundes-
parteitags entspricht. Und genau deswegen, welil
er sich keine Mihe gegeben hat, tGber die Hambur-
ger Situation zu reden, Uber die er seit Wochen in
der Zeitung spricht, aber nicht in der Blrgerschaft,
ist es auch so, dass dieser Antrag der Sache ei-
gentlich, wie sie in Hamburg war, nicht gerecht
wird. Das, Herr Ovens, hatte ich jetzt, ehrlich ge-
sagt, nicht gedacht, nachdem Sie wochenlang in
der Zeitung Stimmung gemacht haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich glaube, in der Sache ist es eigentlich nicht zu
kompliziert. Erstens: Ein gemeinsames Vorgehen
gegen Antisemitismus und Rassismus ist in Ham-
burg unstrittig. Die BDS-Bewegung spielt in Ham-
burg keine Rolle und das soll auch weiterhin so
bleiben. Wir sind alle, glaube ich, sehr froh Uber
das jidische Leben in unserer Stadt und auch dar-
Uber, dass es sich entfaltet.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
FDP)

Zweitens: Es ist Teil der deutschen Staatsrason,
das Existenzrecht Israels zu verteidigen, und ich
glaube, hieran gibt es in keiner Fraktion im Hause
ernsthafte Zweifel.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
FDP)

Drittens: Parolen wie die des BDS erinnern uns an
ungute Zeiten. Sie haben das sehr zu Recht ange-
merkt, es kann einen sogar noch an Schlimmeres
erinnern, wie wahrend der Nazizeit, und deswegen
sind solche Parolen vor dem Hintergrund der deut-
schen und auch der Hamburger Geschichte
schlicht inakzeptabel und nicht vertretbar. Und ich
wiederhole das jetzt, damit das nicht noch einmal
in der Zeitung falsch geschrieben wird wie heute,
Herr Ovens: Diese Parolen sind aus der Sicht der
Regierungsfraktionen inakzeptabel und nicht ver-
tretbar.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann kommen wir zu dem Punkt, den Sie nicht an-
gesprochen haben, namlich der Tatsache, dass
man jenseits dieser Einlassung sich trotzdem das
Recht herausnehmen muss, die Politik israelischer
Regierungen kritisieren zu dirfen. Und das gilt
doch umso mehr, weil man ehrlicherweise nicht
das Gefiihl hat, dass Herr Netanjahu oder Herr Lie-
berman fir eine Lésung des von Ihnen hier einge-
forderten Nahostkonflikts stehen oder gar fir eine

Zweistaatenlosung, die Sie gar nicht erwahnt ha-
ben. Ich muss lhnen einmal sagen, an dieser Stel-
le finde ich lhren Antrag auch in der Sache wirklich
nicht besonders intelligent. Sie wollen namlich,
dass wir hier alle Aktivitaten zuriickweisen,

"[...] die als allgemein israelfeindlich zu be-
werten sind [...]."

— Zitatende.

Herr Ovens, was ist denn jetzt allgemein israel-
feindlich und vor allen Dingen, wer bewertet, was
allgemein israelfeindlich ist? Bewerten Sie das?
Bewertet das Herr Netanjahu oder bewertet das
der liebe Gott? Ich muss lhnen einmal ehrlicher-
weise sagen, da ist der Antrag wirklich nicht be-
sonders klug, und ich méchte Ihnen einmal ein Bei-
spiel dafiir geben. Der UN-Sicherheitsrat hat Ende
letzten Jahres eine Resolution gegen den Sied-
lungsbau als eines der grofiten Hindernisse auf
dem Weg zur Zweistaatenlésung verabschiedet.
Herr Netanjahu hat dazu gesagt, diese Resolution
sei — ich zitiere —:

"schandlich und anti-israelisch".

Die Bundesregierung, also auch Teile Ihrer Partei,
haben diese Resolution ausdriicklich begrifdt, weil
sie namlich bestehende Position der Bundesrepu-
blik seit sehr, sehr langer Zeit ist. Und deswegen
ist Inre Einforderung, einfach alles zu verdammen,
was irgendwie israelfeindlich ist, und sich auch
nicht mit der Frage der Kritik auseinanderzusetzen,
wirklich ein bisschen zu kurz gesprungen, auch in-
tellektuell gesehen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
FDP)

Sie haben in der Sache lhren Resolutionsantrag
nur von einem CDU-Parteitagsantrag abgeschrie-
ben, Sie sind auf die Situation in Hamburg mit kei-
nem Wort eingegangen, um es einmal klar zu sa-
gen. In Ihrer Rede war das ein bisschen anders,
aber in der Resolution sind Sie mit keinem Wort
darauf eingegangen.

Man kann festhalten: Wir verurteilen Antisemitis-
mus und treten dem entgegen. Ich glaube, da ha-
ben wir eine grofRe Einigkeit. Wir duRern uns klar
gegenlber dem BDS. Wir verhalten uns in unse-
rem Antrag zur Akademie der Weltreligionen und
zu der sinnvollen Erklarung, die doch auch Teile
Ihrer Partei unterzeichnet haben, und wir stlitzen
die Akademie der Weltreligionen fir den unver-
zichtbaren Zusammenhalt unserer Stadt. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Als Nachster erhalt das Wort Herr Hackbusch von
der Fraktion DIE LINKE.
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Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Meine Fraktion hat sich
immer und eindeutig gegen Antisemitismus in jeder
Form ausgesprochen. Antisemitismus ist gerade in
Deutschland ein besonders wichtiges Thema, er ist
eine bedeutende Wurzel des deutschen Faschis-
mus. Die Ublen Kampagnen der NSDAP, aber
auch breiterer Kreise von Antisemiten "Kauft nicht
bei Juden!" leiteten die Kristallnacht 1938 und die
Vernichtung der Juden in Deutschland, die
Schoah, ein. Dabei war und ist uns immer beson-
ders wichtig gewesen, deutlich zu sagen, dass die-
ser Antisemitismus leider nicht nur in wenigen,
sondern in weiten Kreisen der Bevdlkerung ver-
breitet war und dementsprechend eine sehr leben-
dige Erinnerungskultur in Deutschland notwendig
ist — wie wir sie, wie ich finde, in Hamburg auch
aufgebaut haben —, die hoffentlich einen wesentli-
chen Beitrag dazu leisten kann, dass Ahnliches
sich nie wiederholt.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN, der FDP und bei Thomas Kreuzmann
CDU)

Angesichts dieser Erfahrungen mdchte ich aber
auch deutlich herausstellen, dass ich die Boykott-
bewegung BDS nicht als antisemitisch bezeichnen
kann. Sie ist vielmehr eine Kampagne gegen eine
Politik der israelischen Regierung, die die Rechte
der palastinensischen Bevodlkerung vor allem in
den besetzten Gebieten unterdrickt. Herr Tjarks
hat ein Beispiel herausgehoben, in dem auch die
Haltung der deutschen Regierung deutlich war. Es
gibt diverse Resolutionen der UNO in den letzten
Jahrzehnten, die das klar ausdrucken und die von
der israelischen Regierung Gberhaupt nicht bertick-
sichtigt werden.

Ein wichtiger Punkt, warum diese Kampagne nicht
antisemitisch ist: Es werden eben nicht Juden oder
andere Menschen wegen ihres Blutes, ihrer Ab-
stammung oder ihrer Religion von dieser Kam-
pagne angegriffen. Das ist anders, als Sie behaup-
tet haben, Herr Tjarks; die greifen nicht das jldi-
sche Leben an. Das ist auch der markante Unter-
schied zum Rassismus, wie wir ihn in der Blrger-
schaft manchmal im Zusammenhang mit der Isla-
mophobie mittlerweile wieder spuren kénnen, oder
zum Antisemitismus. Dementsprechend ist es so,
dass viele Menschen mit jldischen Wurzeln ein
Teil dieser BDS-Kampagne sind.

Damit will ich aber Uberhaupt nicht ausdriicken
— und wir werden dementsprechend einen Teil des
Antrags von Rot-Griin unterstlitzen —, dass die
Boykottbewegung eine richtige Antwort ware auf
die Unterdruckung in Israel. Vielmehr halte ich ge-
rade in Deutschland und in Hamburg einen intensi-
ven und kraftigen Austausch mit Israel fiir wichtig,
gerade angesichts der antisemitischen Geschichte
in unserem Land.

Ich finde aber, die Situation von Farid Esack als
sudafrikanischem Wissenschaftler ist eine andere.
Er hat diese Wurzeln nicht. Er ist — das ist, wenn
man sich mit ihm beschéftigt, sehr deutlich festzu-
stellen — einer der wichtigen kritischen Muslime. Er
hat gegen AIDS gekampft. Er ist von Nelson Man-
dela als Gleichberechtigungsminister eingesetzt
worden. Und er hat in Siidafrika die Erfahrung ge-
macht, dass man in der Lage war, mit einer Boy-
kottbewegung eines der rassistischsten Regime in
dieser Welt zu Fall zu bringen, und meint aufgrund
dessen, dass die Boykottbewegung etwas Positi-
ves war. Daher will ich feststellen, dass er eben
auch ein streitbarer wissenschaftlicher Kampfer
gegen Kolonialismus, Rassismus und religiése Be-
schranktheit ist, und es ware ein Dilemma und ein
Fehler, wenn so jemand nicht wieder in dieser
Stadt lehren konnte. Ich kann eine Positionierung
akzeptieren, die sagen wiirde, so etwas sei schwer
auszuhalten. Politisch wirde ich das nicht unter-
stltzen, was er sagt, aber ich finde, wissenschaft-
lich muss man es aushalten kénnen.

Ich will Thnen deutlich sagen, welche Menschen
Sie ausschléssen, wenn Sie auf die Idee kdmen zu
sagen, Menschen, die BDS unterstitzen, dirften in
unserer Stadt nicht mehr lehren: Judith Butler,
Naomi Klein oder Stephen Hawking zum Beispiel,
den Physiker, den Sie wahrscheinlich alle kennen
und schatzen. Sie alle unterstiitzen die BDS-Bewe-
gung. Dementsprechend sollten Sie sich kritisch
Uberlegen, ob dieses Vorgehen das Richtige ist,
auch wenn ich verstehe, dass Sie ein bisschen in
die Ecke getrieben worden sind durch die Kam-
pagne von der CDU. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Hackbusch. — Als Nachstes erhalt das Wort
Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich habe in doppelter
Hinsicht ein kleines Problem. Das eine Problem ist,
dass ich ein sehr enges emotionales Verhaltnis zu
Israel habe. Ich habe in einem Kibbuz gearbeitet
und in einer nationalen Kilinik in Jerusalem, und al-
le Angriffe auf Israel, auch wenn sie vielleicht im
Einzelfall einmal richtig sein sollten, berihren mich
personlich ganz besonders. Das ist das eine Pro-
blem.

Das zweite Problem: Ich weild erst seit wenigen
Stunden, dass ich zu diesem Punkt reden soll,
werde lhnen also eine fremdformulierte Rede vor-
tragen. Das Ubliche, namlich die Punkte, die Sie
sonst von mir kennen, werden Sie also nicht horen.

(Zurufe von Dr. Anjes Tjarks GRUNE und
André Trepoll CDU)
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Es mag sich auch ein bisschen anders anhdren.
Ich bitte, das zu entschuldigen.

Zunachst einmal mochten wir feststellen, dass wir
die Idee des CDU-Antrags naturlich teilen. BDS ist,
nicht nur fir mich aufgrund der Situation, die ich
gerade schilderte, sondern auch generell, eine
schwer zu ertragende Bewegung. Dagegen muss
man in der Tat vorgehen. Wir kdnnen Ihrem Antrag
allerdings trotzdem nicht zustimmen, da er sowohl
in den Petita als auch zum Teil in der Lyrik oder
der EinfUhrung nicht unseren Anspriichen genigt.
Sie fordern im ersten Petitum des Antrags eine
Verurteilung durch dieses Haus unter der Erhe-
bung des massiven, aber diffizilen Vorwurfs des
Antisemitismus gegen die BDS-Bewegung. Das
wurde hier schon ausgefihrt: Ich bin, vorsichtig for-
muliert, nicht davon Uberzeugt, dass BDS antise-
mitisch ist — antiisraelisch ist sie sicher. Aber mit
dieser scharfen Keule des Antisemitismus zu kom-
men, und dann noch in Deutschland, und dann im
Einfihrungstext auch noch die Nationalsozialisten
zu zitieren, das muss man sich erstens gut Uberle-
gen und zweitens gut begrinden. Beides haben
Sie hier nicht geleistet, und darum werden wir die-
sem Antrag nicht zustimmen.

(Beifall bei der FDP und bei Martin Dolzer
DIE LINKE)

Im Vortrag kam ein bisschen mehr, aber auch das,
finde ich, hat nicht ausgereicht. Insbesondere — es
wurde schon darauf hingewiesen — wurde zu wenig
dargestellt, was in Hamburg passiert ist, abgese-
hen davon, dass Herr Esack hier gesprochen hat.

Punkt Il ist auf den ersten Blick durchaus eingan-
gig, sodass man sagen konnte: Ja, Behérden soll-
ten das nicht unterstlitzen und so weiter, das ist in
Ordnung. Es werden aber zum Teil Selbstver-
standlichkeiten aufgefiihrt, und zudem fordern Sie
den Senat zu Aktivitaten auf, die dieser nach unse-
rem Eindruck seit vielen Jahrzehnten ohnehin ste-
tig verfolgt — Ubrigens verschiedene Senate, auch
die CDU-gefuhrten Senate haben sich in dieser
Hinsicht eigentlich korrekt verhalten, ebenso wie
der jetzige Senat. Insofern sehen wir eigentlich kei-
nen Grund, solche Selbstverstandlichkeiten noch
einmal zu beschlieRen, insbesondere weil das so
ausgelegt werden konnte, dass es vielleicht bisher
nicht der Fall war.

(Beifall bei der FDP)

Dann gibt es noch den Antrag von Rot-Grun. Es
klingt ein bisschen danach — erst werden die GRU-
NEN angeflhrt, dann die SPD —, dass die Initiative
oder die Federfiihrung vielleicht bei den GRUNEN
gelegen hat. Es passiert mir nicht oft, aber diesem
Antrag kdénnen wir inhaltlich als solchem zustim-
men und werden das auch tun. Es handelt sich
aus meiner Sicht um eine sehr gute Analyse, gar
keine Frage, die wir teilen, ebenso die Petita. Was
uns fehlt: Es bleibt bei einer Beschreibung oder ei-

nem Anschluss an fremder Leute AuRerungen. Wir
glauben aufgrund meiner einfihrenden Worte
schon, dass bezliglich BDS noch weiterer Recher-
chebedarf besteht. Wir wollen es gern noch etwas
genauer wissen und uns nicht darauf beschranken,
uns einfach dem anzuschliellen, was die Akade-
mie der Weltreligionen herausgefunden hat. Wir
glauben, dass eine weitere Analyse nétig ist. Dar-
um haben wir einige Petita aufgeschrieben, inwie-
weit hier eine weitere, auch staatlich gestutzte Re-
cherche stattfinden soll. Und sollte diese zu Ergeb-
nissen flhren, die tatsachlich Handeln erfordern,
dann hat ein solches auch zu erfolgen.

Das ist der Schwachpunkt des rot-griinen Antrags
— dem wir, wie gesagt, zustimmen —: Uns fehlen
die tiefere Analyse und mdglicherweise auch die
Ankundigung, von mir aus sogar Androhung, von
Konsequenzen, wenn bei der Recherche schlim-
mere Dinge hervorkommen. Das ist der Grund,
warum wir den CDU-Antrag ablehnen werden, dem
rot-griinen Antrag zustimmen werden und Sie um
Unterstiitzung fiir unseren Antrag bitten. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Mathias Pe-
tersen SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Schinnenburg. — Es erhalt das Wort Pro-
fessor Kruse von der AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Antiisraelische und
antisemitische Haltungen gehdéren zur gemeinsa-
men |deologie aller muslimischen Lander, insbe-
sondere in der arabischen Welt,

(Zurufe von der LINKEN: Oh! — Kazim Abaci
SPD: Wir sind doch in Hamburg!)

so unterschiedlich und untereinander verfeindet
diese sonst auch sein mogen. Fast immer ist dies
mit Aggression und Rassismus und oft auch mit
Gewalt verbunden. Eine besonders negative Rolle
spielt in diesem Kontext die Terrororganisation Ha-
mas, die, wenn sie denn konnte, die Juden lsraels
ins Meer treiben wirde, wie sie haufig selbst ver-
kindet hat. In diesem ideologischen Kontext wirkt
auch die BDS-Bewegung. Uns in Deutschland erin-
nert das an die damalige Nazi-Parole "Kauft nicht
bei Juden!". Heute ist Israel ein Land mit Demokra-
tie, Rechtsstaat, Birgerrechten und, in dieser Welt-
region besonders bemerkenswert, religioser Tole-
ranz — und das in der Nachbarschaft von Diktatu-
ren unterschiedlichster Pragung, Landern ohne
Gewaltenteilung und ohne Rechtsstaat, mit starken
islamistischen Bewegungen und der dazugehdri-
gen Intoleranz und Irrationalitat. Sehr viele trach-
ten dem Staat Israel und den Juden buchstablich
nach dem Leben. Schon deshalb verdient Israel
unsere Solidaritat in Worten und Taten.
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(Beifall bei der AfD)

Und dazu gehdrt die Zurlckweisung antisemiti-
scher Bestrebungen und Organisationen wie der
BDS. Dazu hat Herr Ovens vorhin eine tolle Rede
gehalten; Glickwunsch dazu. Wir werden also
dem Antrag zustimmen. Dieser Antrag hat ein so
zurlickhaltendes, abgewogenes Petitum, dass ei-
gentlich jeder hier im Parlament zustimmen kon-
nen musste. Aber fur die Machtigen im Hause hat
der Antrag einen wesentlichen Haken: Er ist von
einer Oppositionspartei eingebracht worden, und
Oppositionsantrage gehoren niedergestimmit.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Horen
Sie doch auf mit der Jammerei!)

Ein solches Standardverhalten schadet dem Parla-
ment und seinem Ansehen bei den Blirgern. Dar-
Uber sollten wir einmal im Unterausschuss Parla-
mentsreform sprechen, wo wir alle miteinander um
das Ansehen dieses Parlaments besorgt sind.

(Wolfgang Rose SPD: Sie haben Herrn
Tjarks nicht zugehort!)

Hier hatten Sie einmal Grolie zeigen kénnen, Herr
Dr. Dressel und Herr Dr. Tjarks, das hatte dem A-
Team Ehre gemacht. Dann hatte ich Chapeau ge-
sagt.

(Zurufe von der SPD)

Auch dem FDP-Antrag, dessen Petitum etwas spe-
zifischer und deshalb moglicherweise etwas kon-
troverser sein konnte, kann man gut zustimmen.
Wir werden das tun und auch die Mehrheitsfraktio-
nen mussten das tun kénnen. Aber was machen
Sie stattdessen? Sie machen, was Sie immer oder
haufig machen, wenn Sie einen Oppositionsantrag
zwar eigentlich richtig finden, aber dennoch nicht
durchkommen lassen wollen: Sie schreiben einen
eigenen Antrag, der im wohlklingenden Text Ver-
standnis andeutet und dann im Petitum in Blabla
versinkt. Damit tun Sie sich und der Sache keinen
Gefallen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Professor Kruse. — Das Wort erhalt Herr
Ovens von der CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Dr. Tjarks, ich bin erfreut,
dass Sie grundséatzlich unserer Initiative zustim-
men, dass man fir Antisemitismus in Hamburg kei-
nen Zentimeter Raum geben darf. Das ist schén
und ich bin auch davon ausgegangen, dass die
GRUNEN diese Aussage teilen kénnen. Trotzdem
bin ich etwas irritiert dartiber, dass Sie mit Spitzfin-
digkeiten und Wortdeutungen punkten wollen, an-
statt sich mit den inhaltlichen Dingen zu beschafti-
gen. Das erinnert ein bisschen an das, was Sie

sonst bei der AfD kritisieren — aber machen Sie
gern, wie Sie es fur richtig halten.

Naturlich, Herr Dr. Tjarks, ist es selbstverstandlich
mdglich und auch angebracht, die israelische Poli-
tik, die Regierung zu kritisieren. Das tut die Bun-
desregierung, das tut die CDU, das tun viele ande-
re Parteien, Fraktionen und Institutionen. Das ist
vollig in Ordnung. Aber es ist ein Unterschied, Herr
Dr. Tjarks — und genau das steckt in dem Begriff
allgemein israelfeindliche Aktivitdten —, ob Sie die
Politik eines Landes kritisieren oder aber ob Sie
die Existenz eines Landes infrage stellen und die-
ses als solches kritisieren. Und genau das tut BDS,
und genau dagegen verwehren wir uns.

(Beifall bei der CDU und der AfD)

Wenn Sie, Herr Dr. Tjarks, unseren Antrag in Gan-
ze gelesen hatten, dann hatten Sie festgestellt,
dass in ihm nicht nur gute CDU-Politik von einem
Bundesparteitag steckt — es ist zu begrif3en, dass
hier auch einmal gute Politik von Parteitagen Ein-
zug halt —,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das kommt bei
Ihnen selten genug vorl)

sondern dass durchaus auch ein sehr gro3er Ham-
burg-Bezug gegeben ist, namlich in zwei von drei
Petita. Das erste Petitum bezieht sich auf den BDS
allgemein, aber auch das hat klaren Hamburg-Be-
zug, denn wir sitzen nun einmal in einem Hambur-
ger Landesparlament. Im zweiten Petitum geht es
darum, was die Behdrden der Freien und Hanse-
stadt Hamburg machen sollen, und im dritten geht
es darum, die in Hamburg verwurzelte Deutsch-Is-
raelische Gesellschaft beziehungsweise die Ge-
meinschaft und den Austausch zu stérken. Ich
weifd nicht, wie man da keinen Hamburg-Bezug in
diesem Antrag lesen kann, aber vielleicht kénnen
Sie mir das spater noch einmal erklaren, Herr
Dr. Tjarks.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Es ist ein Stick weit bezeichnend. Wir haben im
vergangenen Jahr einen sehr guten und wichtigen
Antrag eingebracht, in dem es darum ging, ein Re-
cherche- und Informationszentrum fir Antisemitis-
mus in Hamburg einzurichten, wie das Land Berlin
es hat. Das hatte man schon langst auf den Weg
bringen kénnen; Hamburg fehlt so etwas, obwohl
es offensichtlich notwendig ist. SPD und GRUNE
wollten dartiber aber nicht abstimmen, sondern ha-
ben den Antrag erst einmal an einen Ausschuss
Uberwiesen. Das kann man machen — wir werden
sehen, ob Sie dort tatsachlich Flagge zeigen und
unsere Initiative unterstiitzen. Grundsatzlich ist es
diesem Parlament aber immer gut gegangen und
ist es gut angesehen gewesen, wenn man einen
klaren Bezug zwischen Hamburg und Israel herge-
stellt hat. Ja, es gibt viele Aktivitdten in dieser
Stadt. Ich habe das gerade — lesen Sie es gern in
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meiner Schriftlichen Kleinen Anfrage noch einmal
nach — im Detail abgefragt, Herr Dr. Tjarks.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ich habe Israel
besucht!)

— Das ist schon, dass Sie Israel besucht haben.
Lassen Sie uns gern einmal zusammen hinfahren,
es ist wunderschon dort.

Aber im Grunde geht es nicht darum, was es in
dieser Stadt schon gibt. Denn ich glaube, von vie-
len dieser Initiativen hat der Senat erst erfahren,
als wir ihn darum gebeten haben, das einmal auf-
zulisten, weil es private Initiativen sind. Das ist gut
und richtig, aber wichtig ist es doch auch, was wir
hier im Parlament fir Zeichen setzen. Das letzte
grolRe Zeichen, das es in diesem Hause gab, war
eine Initiative der CDU-Blirgerschaftsfraktion 1999,
als wir hier, da allerdings gemeinsam, im gemein-
samen Interesse an der deutsch-israelischen Be-
ziehung, eine Stadtepartnerschaft mit einer Stadt
in Israel und einer Stadt in Palastina beschlossen
haben. Das war 1999, und es ware gut, wenn wir
uns daran wieder erinnern und gemeinsam fir die
hamburgisch-israelischen Beziehungen kampfen
wirden, Herr Dr. Tjarks. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Ovens. — Das Wort erhalt Herr Wysocki von
der SPD-Fraktion.

Ekkehard Wysocki SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Nur kurz: Ich denke, dass wir
uns in der Blrgerschaft vielleicht insgesamt darum
bemlhen sollten — was man beim Antrag von
Herrn Ovens leider nicht sehen konnte —, keine
Graben aufzureilen, die es gar nicht gibt, bezie-
hungsweise neue Graben zu schaffen. Das, was
Sie abgefordert haben, ist Konsens des Hauses
und dartiber mussen wir nicht diskutieren; wir kon-
nen es gern bestatigen. Aber es sollte Sie eigent-
lich nachdenklich machen, dass die einzige Frakti-
on, die Ihrem Antrag zustimmen wird, ganz rechts
sitzt,

(Dr. Alexander Wolf AfD: Ach Gott, Herr Wy-
socki!)

und dass diese Fraktion nach meinem Daflirhalten
Uberhaupt kein geklartes Verhaltnis zum Thema
Antisemitismus hat.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Martin Dolzer DIE LINKE
— Dr. J6rn Kruse AfD: Das ist einfach verlo-
gen!)

Insofern hatte diese Zustimmung bei Ihnen einige
Denkprozesse auslésen missen.

Wir bleiben dabei, dass wir einen Antrag vorlegen,
der die Kontakte mit den jldischen Gemeinden
aufgreift. Es steht das 200-jahrige Jubildum der Li-
beralen Jidischen Gemeinde Hamburg an, es
steht eine Vertiefung diverser Aktivitdten mit den
judischen Gemeinden vor Ort an. Und wir starken
die Akademie der Weltreligionen, gerade weil dort
ein Austausch gefordert wird, den wir unterstiitzen.
Sie haben es zudem leider unterlassen darzustel-
len, was "allgemein israelfeindlich" ist. Das ist ein-
fach zu platt. Ihr Antrag ist schlicht insgesamt zu
platt, um ihn hier ernsthaft diskutieren zu kénnen
und als gemeinsame Grundlage zu nehmen, und
deswegen glaube ich, dass er keine Mehrheit fin-
den wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Gibt es weitere Wortmeldungen? — Herr Dr. Wolf
von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Mit aller Entschiedenheit
weise ich hier namens meiner Fraktion diese un-
verschamte und unter die Giirtellinie gehende Un-
terstellung zurlick, uns ein ungeklartes Verhaltnis
zum Antisemitismus vorzuwerfen. Das ist unerhort.

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN —
Milan Pein SPD: Hocke! — Dr. Anjes Tjarks
GRUNE: Haben denn alle die Erklarung un-
terzeichnet?)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Gibt es noch weitere Wortmeldungen? Dem st
nicht so. Dann kommen wir zu den Abstimmungen
und beginnen mit dem Antrag der FDP-Fraktion
aus Drucksache 21/8181.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag abge-
lehnt.

Wir kommen dann zum Antrag der CDU-Fraktion
aus Drucksache 21/7789.

Wer méchte diesem Antrag folgen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist auch dieser Antrag
abgelehnt.

SchlieBlich kommen wir zum gemeinsamen Antrag
der Fraktionen der GRUNEN und der SPD aus
Drucksache 21/8170. Hier méchte die Fraktion DIE
LINKE die Ziffer 2 separat abstimmen lassen.

Wer mdchte also den Antrag mit Ausnahme der
Ziffer 2 annehmen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit sind die Ziffern 1 und 3 angenom-
men.

Wer moéchte nun noch der Ziffer 2 zustimmen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch die
Ziffer 2 angenommen.
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Wir kommen dann als Nachstes zum Tagesord-
nungspunkt 48, Drucksache 21/7987, ein Antrag
der Fraktionen der GRUNEN und der SPD: Kehr-
wieder-Becher: Ein Mehrwegsystem fir Hamburg.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Kehrwieder-Becher: Ein Mehrwegsystem fiir
Hamburg

— Drs 21/7987 —]

Die FDP-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Ausschuss fur Umwelt und Energie uberwei-
sen.

Wer winscht dazu das Wort? — Frau Sparr von der
GRUNEN Fraktion, Sie haben das Wort.

Ulrike Sparr GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Sie kennen das vielleicht, beim
Anblick der vielen Einwegbecher, die aus Papier-
korben quellen oder in Gebilischen und Rinnstei-
nen liegen, gibt es einen spontanen Impuls: Das
muss doch nicht sein. Kann man das nicht verbie-
ten? Entweder die Becher oder den Ausschank
oder gleich, dass die Leute stundenlang mit ihnen
am StraRenrand stehen? Aber wir GRUNEN haben
ja ein positives Menschenbild

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Heiterkeit bei der CDU)

und sowieso viel mehr Ubrig fur gute Ideen und An-
gebote als fur Verbote.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Karl-Heinz Warnholz CDU: Lachnummer!)

Hier ist es wie auch sonst immer: Nachdenken hilft.
Der kliigere Weg ist, an der Quelle anzusetzen und
die Kaffeebetriebe dazu zu bringen, eine andere
Lésung zu finden. Und so haben meine Mitarbeite-
rinnen und ich angefangen zu telefonieren und
Mails zu schreiben, und — Uberraschung — es war,
als ob wir offene Tlren einrannten. Ich war wirklich
positiv Uberrascht vom hohen Problembewusstsein
vieler Kaffeeanbieter, und zwar gleich, ob es sich
um groRe Konzerne, kleine Cafés oder mittelstan-
dische Backereiketten handelte. In der Vorberei-
tung zu unserem Fraktionsfachgesprach Ende No-
vember letzten Jahres erfuhren wir dann, dass sich
auch andere schon auf den Weg gemacht hatten.

(Dirk Nockemann AfD: Es freuen sich jetzt
alle, dass sie Becher einsammeln dirfen.
Unglaubliche Freude bei den Leuten!)

— Ach, warten Sie es doch einmal ab, Herr Nocke-
mann. Meine Giite.

Die Umweltbehdrde hat sich auf den Weg gemacht
und die Einwegbecher aus ihrer Kantine verbannt
und durch sehr ansehnliche Porzellanbecher er-

setzt, und auch ein kleiner Kaffeeanbieter aus dem
alternativen Bereich hat sich mit den von ihm belie-
ferten Cafés zusammengeschlossen, und auch die
bekommen das hin mit einem Mehrwegsystem.
Das funktioniert, weil sich alle gut untereinander
kennen und ungefahr gleich grof} sind.

Wir aber wollen mehr. Wir wollen den Hamburger
Kehrwieder-Becher, ein Mehrwegsystem, das
moglichst alle mitnimmt: Konsumentinnen und
Konsumenten, Backereifilialen, Kaffeefirmen,
Cafés mit StralRenausschank. Das ist nicht so ein-
fach, wie es klingt. Es geniigt jedenfalls nicht, ein-
fach ein paar Tausend Becher zu produzieren und
zu verteilen. Wir haben im Fachgesprach ein rela-
tiv komplexes Anforderungsprofil ermittelt. Da geht
es um Hygienefragen, um die Bedingungen, unter
denen mitgebrachte Becher wieder befillt werden
kénnen, und nicht zuletzt um Form und Material ei-
nes moglichst vielseitig einsetzbaren Pfandbe-
chers.

(J6rg Hamann CDU: Deine Probleme moéch-
te ich haben!)

Hinzu kommen Fragen der Logistik. Wie gelangen
Becher, die in Café A in viel zu hoher Anzahl ange-
liefert werden, sauber, gereinigt und zum richtigen
Zeitpunkt zu Café B, wo sie dringend erwartet wer-
den?

Die gute Nachricht ist: Es gibt Losungen fir alle
diese Probleme und viel guten Willen aller Beteilig-
ten, diese zu entwickeln. Es ist aber auch Klar,
dass dieses Vorhaben, wenn wir es denn ernst
nehmen, Kompetenz, Kraft und Budget eines gri-
nen Abgeordnetenburos Ubersteigt.

(André Trepoll CDU: Wie fast alle Dinge!)

Darum freue ich mich sehr, dass sich die Umwelt-
behorde sofort bereit erklart hat, uns zu unterstit-
zen, und jetzt auch die Koordination des Projekts
ubernehmen wird.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Mein Dank geht auch an die Gesundheitsbehdrde,
die mit einer kleinen Broschlire zu den Hygienefra-
gen eine erste Annaherung an das Thema gewagt
hat. Die nachsten Schritte sind jetzt, zu einer Ab-
sichtserklarung zwischen Umweltbehérde und Kaf-
feefirmen zu kommen, damit die Machbarkeitsstu-
die erstellt werden kann. Dem soll eine Pilotphase
folgen, und dann, wenn alles gut geht, die schritt-
weise Ausdehnung aufs Stadtgebiet.

(Dirk Nockemann AfD: Sie kdénnen einem
sogar die Freude auf einen Kaffee verder-
ben!)

Wir haben in den letzten Monaten schon 6fter Gber
das Thema Mull in der Stadt gesprochen. Ich weil3,
es interessiert nicht jeden, und manch einer lasst
sich auch gerade noch einmal vorm Wasserspen-
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der mit dem letzten Plastikbecher fir die Freunde
zu Hause fotografieren, aber wir nehmen das The-
ma ernst und haben auch die Stadtreinigung schon
besser ausgestattet. Wo nun schon starke Manner
in Orange mit schweren Maschinen im Hauptbahn-
hof unterwegs sind: Der beste Mull ist immer der,
der gar nicht erst anfallt. In diesem Sinne danke
ich fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank. —
Als Nachstes erhalt das Wort Frau Dr. Schaal von
der SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Der schnelle Kaffee zwischen-
durch schwappte Mitte der Neunzigerjahre Uber
den grofRen Teich und Uberflutete seitdem im wahr-
sten Sinne des Wortes unser Land.

(J6rg Hamann CDU: Ach, die Amerikaner
sind schuld?)

Ein Kaffee unterwegs ist verlockend, ist bequem,
sozusagen Genuss im Vorubergehen. Aber das
hat auch seine Kehrseite. Wie kaum ein anderes
Produkt steht der einmalig genutzte Kaffeebecher
fur die Wegwerfgesellschaft. Pro Jahr werden al-
lein in Hamburg 60 Millionen Kaffeebecher benutzt,
in Deutschland sind es tber 3 Milliarden To-go-Be-
cher, und alle werden nach 15 Minuten Gebrauch
weggeschmissen. So sind unsere schénen Papier-
kérbe in der Stadt zu einem grofen Teil, wohl zu
einem Drittel, mit To-go-Bechern voll. Aber leider
landet eben nicht jeder Becher im Papierkorb, son-
dern auf StraBen, Platzen und in unseren Parks.

Die rot-griine Koalition hat sich vorgenommen, jed-
weder Vermillung den Kampf anzusagen, und will
alle Hebel in Bewegung setzen, dass Hamburg
nachhaltig sauber wird. Dabei muss man dann
auch an das Pappbecher-Problem heran. Mehrweg
hilft auch bei Pappbechern, Mill zu vermeiden und
die Umwelt zu schonen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Darum finden wir es sehr anerkennenswert, dass
sich die groRen Kaffeeanbieter und eine grofle
Fastfood-Kette sowie viele kleine Anbieter wie
Backereien, Cafés und die Kantine in Hamburg zu-
sammengetan haben, um mitzuhelfen, die Flut der
Wegwerfbecher einzudammen. So wurde dann,
Frau Sparr hat es beschrieben, der Hamburger
Kehrwieder-Becher kreiert. Den kauft man, trinkt
ihn aus und gibt ihn im Idealfall bei einem anderen
Anbieter auf dem Weg wieder ab. Allerdings steckt,
auch das haben wir gehért, der Teufel im Detail.
Die Einfihrung des Mehrwegsystems in einem so
uneinheitlichen Markt ist eine Herausforderung,
das muss man schon sagen. Alle missen sich auf
einen einheitlichen Becher, auf ein einheitliches
Rucknahme- und Reinigungssystem einlassen,

(Dirk Nockemann AfD: Gleichheit fir alle
Kaffeebecher!)

damit das System seinen Zweck erfillt. Und es
muss vor allen Dingen auch hygienisch einwand-
frei sein, damit es akzeptiert wird.

Die Branche will nun diese und weitere Detailfra-
gen selbst in einer Machbarkeitsstudie klaren. Da-
fur sind wir aul3erordentlich dankbar. Hygienefra-
gen stellt die Gesundheitsbehoérde bereits in ihrem
Ratgeber "Hygienische Standards fir Heilgetran-
ke" klar. Wir bitten nun die Behorde, den Ratgeber
aufgrund der Ergebnisse der Machbarkeitsstudie
gegebenenfalls noch einmal zu Uberarbeiten. So
ein Mehrwegsystem aufzubauen ist in der Tat eine
logistische Herausforderung. Darum bitten wir die
Behdrde fir Umwelt und Energie, die Einfuhrung
des Hamburger Kehrwieder-Bechers zu koordinie-
ren. Wenn das klappt, kann der Hamburger Kehr-
wieder-Becher ein Erfolg und ein Vorbild fir ande-
re Stadte werden. Meine Damen und Herren,
Mehrweg ist Mehrwert fur Umwelt und fur unsere
saubere Stadt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Dr. Schaal. — Als Nachstes erhalt das Wort
Herr Gamm von der CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Zunachst ist festzuhalten, dass die Problembe-
schreibung, die in diesem Antrag von Rot-Griin zu
finden ist, zutreffend ist. In der Tat haben die To-
go-Becher einen erheblichen Anteil an dem tagtag-
lichen Miullautfkommen, gerade auch in unserer
Stadt. Daher ist es zu begriiRen, dass sich dieser
Senat und allen voran Senator Kerstan mit der
Entwicklung eines Losungsansatzes beschaftigt,
der moglicherweise in die Realisierung eines
pfandbasierten Mehrwegsystems miinden kénnte.
Nun ist er heute leider nicht da, aber ich denke ein-
mal, Sie werden das weitertransportieren.

Und was den hier skizzierten Weg zur Lésungsfin-
dung im Rahmen dieses Antrags betrifft, mdchte
ich positiv herausstellen, dass insbesondere die
GRUNEN einmal nicht wie sonst Ublich reflexartig
ihre Verbots- und Drangsalierungsfantasien ausle-
ben, denn der Kern des vorliegenden Antrags ba-
siert im Wesentlichen, so habe ich ihn jedenfalls
verstanden, auf der Erarbeitung einer ergebnisof-
fenen Lésung mit allen relevanten Stakeholdern.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Das ist angesichts der vielfaltigen logistischen,
technischen und betriebswirtschaftlichen Fragen,
die es im Vorwege zu klaren gilt, sinnvoll und zu
begriiRen. Gerade vor dem Hintergrund, dass es
bereits Mehrwegsysteme auf freiwilliger Basis in



3872 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 54. Sitzung am 1. Marz 2017

(Stephan Gamm)

Hamburg gibt, muss dabei das Prinzip der Freiwil-
ligkeit maf3geblich sein. Und ob sich nun ausge-
rechnet die GRUNEN am Ende wirklich an diesen
Grundsatz halten, wage ich dann doch zu bezwei-
feln. Denn in dem Antrag selbst gibt es keinen Hin-
weis darauf, dass ein solches Mehrwegsystem
auch gegen den Willen der Akteure durchgesetzt
werden soll. Doch aufgepasst, denn selbst wenn
Senator Kerstan noch heute dem "Hamburger
Abendblatt" gegenuber erklart hat, es solle keine
Gebihr auf Einwegbecher geben, einen gibt es
dann doch, der die Ublichen grinen Umerzie-
hungsgellste aus dem Sack lasst. Im Oktober
2016 hat namlich Kollegin Sparr verlauten lassen,
dass sie sich sehr wohl eine Strafgebihr auf Papp-
becher vorstellen konne,

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

dann namlich, wenn es nicht gelingt, ein Mehrwe-
gepfandsystem aufzubauen. Und da sind Sie dann
auch wieder die GRUNEN, so wie wir Sie doch (ib-
licherweise kennen.

(Beifall bei der CDU)

Ungeachtet meiner positiven Vorrede wird die
CDU-Fraktion diesem Antrag nicht zustimmen. Wir
werden uns enthalten und das mdchte ich auch
kurz begriinden. Handwerklich ist dieser Antrag
namlich wie so oft mangelhaft. Er enthalt drei we-
sentliche Schwachstellen. Erstens gibt es keine
detaillierte Aussage, wie teuer oder wie detailliert
die Machbarkeitsstudie werden soll.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das bezahlen ja
auch andere, deshalb braucht man das
nicht!)

Zweitens gibt es keine Aussagen bezlglich der
Aufteilung der Kosten fiir die Studie zwischen der
Umweltbehdrde, der Stadtreinigung und den weite-
ren Akteuren. Und es gibt in diesem Antrag keine
Aussage zur Zeitplanung. Dem "Hamburger
Abendblatt" konnten wir heute zwar erste ebenso
grobe wie unverbindliche zeitliche Vorstellungen
entnehmen, nicht aber diesem Antrag. Unterm
Strich bleibt nadmlich die Erkenntnis, dass Senator
Kerstan offenbar nicht den Mumm hat, sich gegen-
Uber der Birgerschaft klar festzulegen.

(Dirk Kienscherf SPD: Man kennt ihn an-
ders!)

Ich fir meinen Teil erkenne hier keine Lernkurve
auf Seiten des Senats. Zusagen dariber, wann
aufwendigere politische Vorhaben abgeschlossen
werden sollen, werden vom Senat konsequent ge-
brochen. Die Beispiele drangen sich doch férmlich
auf. Ein Luftreinhalteplan, der nicht plnktlich da ist,
die Nichtentscheidung zu Wedel, Elbvertiefung,
das méchte ich gar nicht erwahnen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Thema, Thema,
Thema!)

Wie reagiert der Senat nun darauf, dass er seine
Terminzusagen nicht einhalten kann? Es gibt zwei
typische Verhaltensmuster. Erstens, ich lege End-
termine so weit in die Zukunft in der Hoffnung,
dass das Thema dann abgekihlt ist oder sich gar
keiner mehr erinnert — so wie das Thema Sauber-
keitsgebihr, auch bei diesem Thema ist diffus von
im Laufe von 2018 die Rede —, oder ich lasse den
Zeitplan so wie in diesem Antrag gleich ganz weg.
Beide Verhaltensmuster haben mit dem angebli-
chen ordentlichen Regieren, das Birgermeister
Scholz versprochen hat, nun rein gar nichts zu tun.
Denn politisch verantwortliches Handeln erschopft
sich doch nicht darin, dass ich nur die Wahl habe
zwischen kleinteiligen PR-Gags auf der einen Seite
und der Beschlussfassung von Machbarkeitsstudi-
en flr sehr langwierige Vorhaben auf der anderen
Seite. Das hoffe ich doch nicht, denn es gibt auch
sehr wohl etwas dazwischen.

Selbstverstandlich gilt das auch fiir den Einwegbe-
cher. Da miissen wir gar nicht erst nach Ottensen
oder Eimsbuttel schauen, sondern es reicht ein
kurzer Blick auf die linke Seite des Hauses; ich ha-
be ein Anschauungsobjekt dabei, dort steht nam-
lich ein Wasserspender mit Einwegbechern.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe Folgendes ausgerechnet: Seit Senator
Kerstan im Amt ist, gab es ungeféhr 44 Birger-
schaftssitzungen, und ich schatze, das sind unge-
fahr 300 Becher. Wenn man das addiert, sind dort
also seit Senator Kerstans Zeit 11 000 bis
13 000 Becher verbraucht worden. Wenn man die
stapeln wirde, kdme man auf einen Turm von
4 Metern Hohe.

(Zurufe von der CDU: Hort, hort!)

Und jetzt frage ich Sie, wo ist denn hier der politi-
sche Gestaltungswille, auch im Kleinen oder vor
der eigenen Haustur anzufangen?

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wo ist lhr An-
trag?)

Es gibt keinen, weder im Grof3en noch im Kleinen.
(Beifall bei der CDU)

Und das ist das Problem, das Kernproblem dieses
Senats. Meine Zeit ist vorbei. — Ich danke fiir die
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Gamm. — Jetzt hat von der Fraktion
DIE LINKE Herr Jersch das Wort.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Um die Spannung weg-
zunehmen, damit Sie dann meine folgende Bemer-
kung auch richtig interpretieren: Wir werden dem
Antrag zustimmen. Die Diskussion gibt es doch
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jetzt nicht das erste Mal zu diesem sogenannten
Kehrwieder-Becher, und irgendwie ist es ein Wie-
derganger in der Politik der Freien und Hansestadt
Hamburg, der immer wieder gern als Anlass fur
Pressebilder und schéne Offentlichkeitskam-
pagnen genutzt wird. Insofern wéare es schon,
wenn dieses wichtige Thema — die Zahlen sind
schon genannt worden — fiir die Freie und Hanse-
stadt Hamburg ein bisschen weniger zur Profilge-
staltung taugen wiirde als wirklich flr eine 6kologi-
sche Gestaltung dieser Stadt. Denn letztendlich
geht es um den Ressourcenschutz. Es geht um die
Abfallvermeidung und die —entsorgung, und hier
haben wir die Situation, dass es eine Vergesell-
schaftung der Kosten, der ©kologischen und der
wirtschaftlichen Kosten, zurzeit in der Stadt gibt.
Ich denke, dieser Zustand ist dauerhaft nicht halt-
bar.

(Beifall bei der LINKEN)

Angesichts des Antrags habe ich mich natirlich
auch um die Situation in Berlin gekiimmert, und da
hat mich der Antrag schon an die Formulierung
Uberholen ohne einzuholen erinnert. Berlin ist da
durchaus schon einen Schritt weiter und in den
Ausschussberatungen zu einer entsprechenden
Beschlussfassung. Da wird es breit parlamenta-
risch in drei Ausschiissen aufgestellt. Ich denke,
das wurde diesem Hause vielleicht auch gar nicht
so schlecht zu Gesicht stehen.

Aber nichtsdestotrotz ist es vielleicht gut, wenn
man wieder Hauptstadt fir etwas werden will, und
sei es der Pfandbecher.

(Ralf Niedmers CDU: Wenn es schon nicht
mit Olympia klappt!)

Da ist die Freie und Hansestadt Hamburg doch
Motivationsmotor.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich denke, dieses
Thema sollte nicht im Regierungsplanschbecken
versenkt werden. Insofern ist es wichtig, dass wir
Uber die bisher erreichten Ergebnisse, namlich un-
verbindliche Erklarungen und Einzelinitiativen eini-
ger Unternehmen in dieser Stadt, hinauskommen.
Deswegen ist es naturlich wichtig, dass die Behor-
de fur Umwelt und Energie hier auch einen konkre-
ten Auftrag bekommt. Nichtsdestotrotz finde ich es
schon merkwilrdig, dass die Machbarkeitsstudie
nicht ein eigener Punkt des Petitums ist, sondern
in einem Halbsatz des zweiten Punktes unterge-
bracht ist, den wir so klammheimlich direkt noch
einmal mit beschlieBen, denn auch Uber Machbar-
keitsstudien kann man sich gern unterhalten. Es
ware durchaus angebracht, dass man vielleicht ein
bisschen mehr Elan in diese Sache investiert, denn
bei den Strallenreinigungsgebiihren war dieser Se-
nat doch auch extrem elanvoll und hat die Kosten
auf die Birgerinnen und Burger der Freien und
Hansestadt Hamburg abgeladen. Das mdchte man
fur die Kaffeeanbieter hier in der Stadt augen-

scheinlich nicht machen, auch wenn es ein Leich-
tes ware.

Letztendlich ist es durchaus die Frage, woher
kommt eigentlich dieser Auftrag. Er klingt sehr
nach einer Auftragsarbeit fir die Behorde fir Um-
welt und Energie. Nichtsdestotrotz, die Sache ist
es wert, dass wir hier weiter voranschreiten, und
deswegen werden wir diesem Antrag zustimmen
und werden natirlich auch darauf schauen, dass
wir Uber mehr als Unverbindlichkeiten hinauskom-
men und im Zweifelsfall dann auch Uber neue
MaRnahmen reden miissen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Jersch. — Jetzt erteile ich das Wort
Herrn Dr. Duwe von der FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Das ist heute der vierte Werbe-
block von Rot-Grin.

(Anna Gallina GRUNE: Tja, wenn man et-
was zu bewerben hat!)

Ich gebe zu, die Bezeichnung Kehrwieder-Becher
finde ich gut. Das ist wirklich ein Marketinginstru-
ment. Ich frage mich allerdings auch, warum es
solche Systeme eigentlich noch nicht gibt, und da
bin ich auf die ldee gekommen, das haben sich ei-
ne Menge Leute Uberlegt und sind dann zu dem
Schluss gekommen, es wird teuer. Sprich ein Sys-
tem, das sich von sich aus rechnet, wird es wahr-
scheinlich nicht geben. Und das wird auch wahr-
scheinlich bei dieser Studie herauskommen. Dann
stellt sich naturlich die Frage, wer es zahlen soll.
Das ist das Erste.

Das Zweite ist, wir miissen daflir sorgen, dass die-
se Situation naturlich freiwillig geschieht. Es wird
zwar jetzt so gesagt, dass das freiwillig geschehen
soll, ich frage mich nur, was dann passiert, denn
die Kaffeeketten missen das doch finanzieren.
Das wird nicht so billig werden wie der Plastikbe-
cher. Dann wird es der Kunde bezahlen bezie-
hungsweise der Kunde einmal Uber den Kaffee-
preis, zum Zweiten Uber den Becherpreis, weil da
noch eine Gebuhr draufkommt. Das kann ich mir
richtig vorstellen, denn die Leute sollen doch gefal-
ligst mit diesem Kehrwieder-Becher auftauchen
und den nicht zu Hause vergessen und dann Pla-
stikbecher nehmen.

Was mich sehr stort ist, dass dieser Antrag jetzt
einfach durchgewunken wird und dass wir nicht im
Umweltausschuss dariber reden kdnnen, was zum
Beispiel in dieser Studie Uberhaupt bearbeitet wer-
den soll. Hier wird einfach eine Studie in Auftrag
gegeben, und ich gehe einmal davon aus, dass ein
groRerer Teil der Kosten beim Steuerzahler han-
genbleiben wird. Das ist flir mich einfach zu wenig.
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In den beiden Petita 1 und 2 sieht man doch, wo
die grofRen Probleme sind, das ist das Hygienepro-
blem und das ist das logistische Problem. Da sehe
ich groflen Bedarf an Diskussion, ob das uber-
haupt machbar und notwendig ist.

Es wurde schon gesagt, dass das Datum irgend-
wie fehlt. Petitum 3 bedeutet, der Senat wird gebe-
ten zu berichten, Punkt. Bis wann? Das ist die Fra-
ge. Vielleicht gibt es den Senat dann nicht mehr,
dann kann er auch nicht mehr berichten irgend-
wann einmal.

(Jan Quast SPD: Da machen Sie sich mal
keine Sorgen! — Zuruf: Der ist ewig, der ewi-
ge Senat!)

— Der ist ewig, aber wer sagt denn, was Ewigkeit
ist.

Uberdies méchte ich gern vorwegnehmen: Wenn
der Senat so grof3spurig mit diesem Kehrwieder-
Becher an die Offentlichkeit geht, kann es sein,
dass dieser Kehrwieder-Becher am Ende zu einem
Bumerang wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. — Frau Oelschlager von der
AfD-Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Der Antrag
passt zu Ihnen. Verbote und Gangeleien sind nun
einmal lhre Spezialitdt. Und da, wo Sie nicht unmit-
telbar ein Verbot aussprechen mdgen, kommen
Sie mit Zwangsabgaben.

(Dr. Monika Schaal SPD: Auch davon steht
nichts drin! — Christiane Blémeke GRUNE:
Manchmal hilft es, den Antrag zu lesen!)

Und wo Sie fiirchten, dass Zwangsabgaben beim
Wabhler nicht gut ankommen, da fiihren Sie erst
einmal ein Mehrwegsystem ein. Aber was nutzt ein
Mehrwegsystem, wenn es nicht genutzt wird? Was
nutzt ein Mehrwegsystem, wenn es nicht mit
Zwang durchgesetzt wird? Denn ohne Zwang wird
es nicht gehen, wenn es Erfolg haben soll. Interes-
sant ist namlich, was hier in dem Antrag nicht
steht. Sie schreiben davon, dass schon die beste-
henden Angebote zu wenig angenommen werden.
Dabei handelt es sich um Angebote, bei denen
selbst mitgebrachte Becher befiillt werden. Sie be-
schreiben den Istzustand, benennen die techni-
schen, sicherlich I16sbaren Probleme, Hygienepro-
bleme, Logistikprobleme und dergleichen. Sie be-
nennen aber nicht das eigentliche Problem. Denn
nur ein weit verbreitetes, einfaches, attraktives
System kann Erfolg haben. Der Kaffeekonsument
und der Verkaufer mussen ein Interesse daran ha-
ben, dieses System zu nutzen. Fir den Kaffeetrin-
ker bringt das System erst einmal kaum einen nen-

nenswerten Vorteil. Das Okogewissen wird ein we-
nig entlastet, wobei noch nicht geklart ist, ab wann
sich die Energie fir die Herstellung der Mehrweg-
becher und die permanente Reinigung im Ver-
gleich zu einem Einwegbecher Okologisch lohnt.
Ansonsten muss der Becher unterwegs bei einem
weiteren Zwischenstopp abgegeben werden oder
aber den Tag Uber mitgeflihrt werden. In diesem
Fall kann ich mir meinen Becher genauso gut von
zu Hause mitbringen.

Fir den Handler bringt der Mehrwegbecher haupt-
sachlich Verwaltungsaufwand. Der Becher muss
ausgegeben werden, eingesammelt werden, gerei-
nigt werden, es mussen viele Buchungen vorge-
nommen werden, und letztendlich sind Pfandgel-
der an Personen auszuzahlen, die nicht Kunden
des eigenen Betriebs sind. Naturgemal® wird es
Verkaufsstellen geben, die aufgrund ihres Stand-
orts oder ihrer Grélke mehr Becher zuricknehmen
als sie verkaufen, es miissen also auch die Becher
wieder unter den Betrieben umverteilt werden. Das
ist alles aufwendig, ohne dass es einen Nutzen
bringt. Das System wird auflerdem nur funktionie-
ren, wenn genugend Betriebe teilnehmen. Ohne
kritische Masse wird das eine rot-griine Totgeburt,
die auBBer Burokratie nichts bringt.

Erinnern Sie sich zurlick an die Tage, an denen
der damalige grine Umweltminister Trittin das Ein-
wegpfand fir diverse Getrankebehalter einfuhrte.
Anfangs musste jedes Geschéaft nur die selbst ver-
kauften Behalter zuricknehmen. Das fihrte zu ei-
nem umstandlichen Prozedere bei den Verbrau-
chern und zu einer faktischen Verteuerung der
Produkte. Nicht zuriickgebrachte Behalter und ex-
tra Anfahrtswege konnten sich durchaus aufsum-
mieren. In der Folge wurde ein Problem gel6st, das
es vorher gar nicht gab. Alle Betriebe, die Einweg
verkauften, mussten nun samtliches Einweg zu-
ricknehmen.

Wenn eines schénen Tages keine Einwegkaffee-
becher mehr in den Mulltonnen der Innenstadt lan-
den, werden Sie bei der nachsten Papierkorbana-
lyse vielleicht feststellen, dass es dringend Zeit fir
einen Mehrwegstrohhalm, eine Mehrweg-Burger-
verpackung oder im Winter Mehrwegtaschentlcher
wird.

(Dr. Monika Schaal SPD: Gibt es alles
schon!)

Alles schon mit Zwangspfand versehen, und wer
diese Spalie nicht mitmachen modchte, der darf
dann Einwegzwangsabgaben zahlen.

Wenn Sie das jetzt fur Klamauk halten, dann kann
ich Ihnen mitteilen, dass ich lhren Antrag urspriing-
lich auch fir Klamauk hielt

(Heiterkeit bei J6rg Hamann CDU)

und darf Ihnen noch anraten, tatsachlich einen
Blick nach Berlin zu werfen, wo avantgardistisch
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von Einwegzwangsabgaben bis hin zur Gender-
Toilette jede Menge Klamauk politische Realitat
geworden ist.

Ihren Antrag lehnen wir ab.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschldger. — Frau Senatorin Fege-
bank, Sie haben jetzt das Wort.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:*
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ich
bin nicht die neue Kaffeebecherbeauftragte des
Senats, ich darf noch einmal ran und in Vertretung
des Kollegen Kerstan hier zu dieser Idee und Ini-
tiative sprechen und mache auch das sehr gern.
Vielleicht auch, um zu Beginn mit einem Vorurteil,
dass Sie doch eben noch einmal sehr eindricklich
geschildert haben, Frau Oelschlager, aufraumen
zu konnen. Gerade diese Idee ist doch ein wirklich
beeindruckendes Beispiel daflir, wie aus einer Be-
wegung heraus, bestehend aus Kaffeeketten und
kleinen Cafés, Behoérden und Unternehmen ein-
fach ein Interesse gewachsen ist, etwas zu tun,
und zwar gegen die Becherflut, die unsere Parks,
die unsere Grunflachen vermiillen, die neben den
Milleimern landen und einfach auch besonders fir
Ressourcenverschwendung stehen. Das ist doch
das Spannende daran, dass es das Interesse gibt,
dass man nicht sagt, wir wollen hier zwangsver-
pflichtet werden, etwas zu tun, sondern das basie-
rend auf dem Prinzip der Freiwilligkeit zu tun, ohne
Zwang und ohne Verordnung. Es mag Sie sehr
Uberraschen, dass ein solcher Vorsto3 auch aus
den Reihen der GRUNEN oder aus den Reihen
des rot-grinen Fraktionsbindnisses kommt, dass
wir hier eine Hamburger Erfolgsgeschichte starten
wollen, namlich zu schauen, zu prifen, wie ein ge-
samtstadtisches Pfandsystem entstehen kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich denke, dass die Zeit wirklich reif ist flr eine gu-
te und nachhaltige Lésung. Die Zahlen sind ange-
sprochen worden, sie sind erschreckend. Die De-
batte um die Plastiktite startete doch auch einmal
als Verbotsdebatte und wird jetzt nach und nach
zu einer Erfolgsgeschichte. Immer mehr Super-
markte, Supermarktketten schlieRen sich an und
sagen, wir machen das einfach nicht mehr, weil
das Dreck ist, weil das Mdll ist, weil unsere Meere,
die Gewasser damit verschmutzt werden, weil die
Grunflachen damit zugemdllt werden. Diese Bewe-
gung, dass es nicht von oben verordnet ist, dass
es kein Zwang ist, sondern dass man sich zusam-
menschlielt und freiwillig sagt, wir tun etwas fir
den Umweltschutz, wir tun etwas fir den Erhalt
und fur den Schutz und fiir die Sauberkeit unserer
Stadt, unserer Grunflachen und unserer Straflden
und unserer Wege, ist doch ausdricklich gut und
begrifienswert.

Deshalb sagt die Umweltbehdérde gern, wir neh-
men uns dieser Idee, dieses Vorschlags an, wir
wollen den Prozess dafiir starten, ein gesamtstad-
tisches Pfandsystem aufzubauen. Wir wollen die-
sen Prozess auch koordinieren, noch viel mehr
Partnerinnen und Partner dazu einladen und dann
hoffentlich diese Idee verfolgen, die in Berlin schon
erste Gehversuche unternommen hat. Aber auch
in vielen anderen Stadten hat es natirlich dazu ge-
fuhrt, darliber zu reden, wie man praktisch eine L6-
sung finden kann, kinftig mit seinem Becher ir-
gendwohin zu gehen, sich den Becher auffiillen zu
lassen, den dann bei anderer Gelegenheit wieder
zu nutzen. Wir wollen darlber reden, wie praktisch
ein System entstehen kann, das nicht mit Mihe
und Anstrengung viele Nutzerinnen und Nutzer
und Konsumentinnen und Konsumenten findet,
sondern das Freude macht und Spald macht, nicht
verordnet, ohne Zwang, sondern rein auf dem Prin-
zip der Freiwilligkeit.

Ich glaube, dass mit etwas Lust und Elan, wenn al-
le mitmachen, und so habe ich das Haus hier ver-
standen, ein groRes Interesse daran besteht, hier
eine echte Hamburger Erfolgsgeschichte entste-
hen zu lassen. Die Umweltbehoérde ist dazu gern
bereit, sich dieses Prozesses anzunehmen und
hier zu koordinieren, um ein gesamtstadtisches
Pfandsystem auf den Weg zu bringen mit hoffent-
lich noch mehr Interessierten und noch mehr Part-
nern, um damit auch in die Flache gehen zu kén-
nen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Senatorin. — Frau Dr. Schaal, Sie hat-
ten das Wort gehabt, wenn Sie es gewlinscht hat-
ten. Frau Sparr von der GRUNEN Fraktion hat nun
das Wort.

Ulrike Sparr GRUNE: Ich méchte kurz wenige
Worte sagen, gerade auch zu Herrn Trepoll.

(Dennis Thering CDU: Wo denn? Warum?)

Herr Trepoll, Ihr Facebook-Eintrag hier ist eigent-
lich nur mit unparlamentarischen Ausdricken zu
belegen. Das ist ein Ausbund an Heuchelei. Alle
Mitglieder des Hauses gehen an diesem Wasser-
spender Wasser trinken und benutzen die Plastik-
becher, die dort stehen.

(Zurufe von der CDU)

Auler unserer Fraktion, wir nehmen namlich unse-
re Glaser mit.

(Beifall bei den GRUNEN — Zurufe von der
CDU)

— Hoéren Sie auf zu brillen, das stimmt. Das ist ei-
ne ... Ich will jetzt nicht unparlamentarisch werden.
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(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD - Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Augenblick, Frau Sparr. Frau Sparr hat
das Wort, und zwar nur Frau Sparr. Danke.

Ulrike Sparr GRUNE (fortfahrend): Es wurde nach
den Kosten gefragt, die Frage ist auch nicht véllig
unberechtigt, nur ist sie momentan einfach noch
nicht zu beantworten. Und offenbar hat die CDU
auch da das Vorgehen nicht verstanden, denn wir
sind jetzt dabei, das mit den Stakeholdern, den Fir-
men und der BUE auszuhandeln. Uber die Kosten
kann man im Moment schlicht noch nichts sagen
und ich méchte lhnen hier keine Mondzahlen ser-
vieren. Und ja, die Umweltbehérde wird sich wahr-
scheinlich mit einer kleineren Summe daran beteili-
gen, die sie aber im Rahmen ihrer normalen Auf-
gabenerledigung beibringen kann. Das ist der jetzi-
ge Stand.

Das Gleiche gilt auch fir die Zeitschiene. Wir hof-
fen, wenn alles gutgeht, auf das nachste Jahr,
aber sicher sagen kann man das jetzt noch nicht. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sparr. Ich bitte Sie, kiinftig den parla-
mentarischen Sprachgebrauch zu beachten.

(Beifall bei J6rg Hamann CDU)

Es liegen jetzt aber wirklich keine weiteren Wort-
meldungen vor, so kommen wir zur Abstimmung.

(Zurufe)

Darf ich darauf hinweisen, dass wir zur Abstim-
mung kommen?

(Zuruf: Jal)

Wer also moéchte die Drucksache 21/7987 an den
Ausschuss fur Umwelt und Energie Uberweisen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte jetzt dem gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der GRUNEN und der SPD aus Druck-
sache 21/7987 seine Zustimmung geben? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der An-
trag angenommen.

Und wir kommen zum Tagesordnungspunkt 42,
Drucksache 21/7977, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: Den Tierschutz in Hamburg nach vorne brin-
gen — Hamburg braucht eine Tierschutzbeauftragte
oder einen Tierschutzbeauftragten.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Den Tierschutz in Hamburg nach vorne brin-
gen — Hamburg braucht eine/n Tierschutzbeauf-
tragte/n!

— Drs 21/7977 -]

Ich weise darauf hin, dass dieser Tagesordnungs-
punkt vonseiten der Fraktion DIE LINKE als Kurz-
debatte angemeldet wurde, sodass jeder Rednerin
oder jedem Redner pro Debattenbeitrag jeweils
zwei Minuten Redezeit zur Verfligung stehen.

(Zuruf: Ja, Herr Jersch, das wird eine kurze
Rede! — Zuruf: Die Zeit lauft nicht?)

— Die Zeit lauft nicht, nein.

Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE, Sie ha-
ben das Wort, und zwar fur zwei Minuten.

Stephan Jersch DIE LINKE: Danke schon. Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Wirkungs-
voll, offensiv, nachhaltig, Problembewusstsein
weckend, unabhangig und im Interesse der Tiere
wirkend, das sollte Tierschutz in Hamburg sein.
Wir sind der Meinung, dass wir das beférdern kon-
nen, indem Hamburg eine Tierschutzbeauftragte
oder einen Tierschutzbeauftragten bekommt.

(Beifall bei der LINKEN)

Beim Blick in die Behdrdenstruktur war es sowieso
schon etwas merkwurdig, dass es ein solches Amt
hier in Hamburg noch gar nicht gibt. Wenn man in
das Wirken des sicherlich wichtigen Tierschutzbei-
rats bei der Gesundheitsbehdrde sieht, dann muss
man sagen, die Tierschutzbeirate tagen generell
nicht éffentlich, sind also nicht in der Offentlichkeit
fur problembewusstseinsweckende Mallnahmen
zustandig. Man kann den Unterschied schon daran
feststellen, dass der Tatigkeitsbericht des Tier-
schutzbeirats eine Seite umfasste, wahrend der
der Tierschutzbeauftragten in Hessen 50 Seiten
und in Baden-Wirttemberg 37 Seiten beinhaltete.

Wir denken, das Thema Tierschutz aus den Be-
sprechungszimmern herauszuholen und dass es
auch vom Senat angenommen wird, soll eine wich-
tige Aufgabe einer Tierschutzbeauftragten oder ei-
nes Tierschutzbeauftragten sein, die eine starke
weisungsunabhangige Stelle beinhaltet, zentraler
Anlaufpunkt ist, mit eigenen konzeptionellen Tatig-
keiten den Tierschutz in Hamburg voranbringt und
ein Initiativrecht hat. Ich denke, Hessen und Ba-
den-Wurttemberg haben uns das vorgemacht, dar-
aus konnen wir in Hamburg durchaus lernen, um
Hauptstadt des Tierschutzes zu werden, denn
Hauptstadt sind wir doch schrecklich gern.

Deswegen bitten wir um Zustimmung fur unseren
Antrag. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Jersch. — Ich erteile jetzt Herrn Kek-
stadt von der SPD-Fraktion das Wort.

Gert Kekstadt SPD: Verehrte Prasidentin, sehr
geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Jersch,
als Bergedorfer muss ich lhnen leider mitteilen,
dass wir den Antrag ablehnen werden.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das ist aber
kein Zeichen von Solidaritat!)

Es gibt zwei Griinde, zwei Punkte. Einmal sehe ich
inhaltlich keinen Zusatznutzen hinsichtlich lhres
Antrags. Hamburg hat, wie Sie schon erwahnt ha-
ben, einen breit gefacherten Tierschutzbeirat, der
auf vielen Saulen aufgebaut ist. Wir haben eine
Senatorin, die sich auf Bundesebene massiv fir
Tierschutz einsetzt. Daher erkenne ich in diesem
Fall inhaltlich nicht den Zusatznutzen. Was mir
aber auch in lhrer Rede aufgefallen ist, und das
muss ich einfach einmal spezifizieren: Warum
jetzt? Ist der Tierschutz jetzt bei lhnen angekom-
men?

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wann
haben Sie denn den Fahrradkoordinator ein-
gesetzt? Fahrrader gab es auch schon vor-
her!)

— Warten Sie einmal.

Aber in der Rede von Herrn Jersch wurde sehr
deutlich gesagt, das sei ein klassischer Haushalts-
antrag. Und im Petitum Punkt 1 ist eine Schaffung
einer Stelle erwahnt worden, es ist aber nicht er-
wahnt worden, wie die Finanzierung dieser Stelle
erfolgen soll. Es wurde auch nicht erwahnt, ob eine
andere Stelle wegfallen sollte. Also ist es einfach
ein Haushaltsantrag, der jetzt kommt. Das halte ich
fir zumindest nicht glicklich.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Kénnen Sie ja
an den Ausschuss Uberweisen!)

Sie haben in dem Petitum Punkt 5 dargestellt, 6f-
fentliche Sitzungen wirden durch den Tierschutz-
beirat nicht durchgeflhrt. Nein, ganz bewusst
nicht, weil das Gremium, das sich doch aus unter-
schiedlichen Bereichen ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Kekstadt, kommen Sie bitte zum
Schlusssatz.

Gert Kekstadt SPD (fortfahrend): Ich méchte gern
offen diskutieren und politisch unabhangig sein,
und sobald es ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Nein, jetzt sind Sie durch.

Gert Kekstadt SPD (fortfahrend): Schade.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Schénen
Dank trotzdem. — Herr Thering von der CDU-Frak-
tion, Sie haben jetzt das Wort.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man den
Antrag der LINKEN liest, kdnnte man fast glauben,
der Tierschutz spielt in Hamburg und in Deutsch-
land Uberhaupt keine Rolle, lage nur der Links-Par-
tei am Herzen, und der Rest der Parteilandschaft
ware mit notorischen Tierhassern durchsetzt. Das
Gegenteil ist der Fall, nicht DIE LINKE ist fur den
Tierschutz, sondern die anderen Fraktionen, hier
im Parlament fast alle und wir ganz besonders.

(Beifall bei Ralf Niedmers CDU — Zurufe von
der SPD: Oh, oh!)

Nun ist es um das Vertrauen der Links-Partei in
den Staat nicht sonderlich gut bestellt, das hat die
Causa Dolzer vor Kurzem dann auch noch einmal
gezeigt. Wahrscheinlich ist es genau dieses Miss-
trauen dem Staat gegenlber, der die Feder beim
Schreiben des vorliegenden Antrags dann auch
gefihrt hat. Harte Fakten, die diesen Antrag ir-
gendwie untermauern wirden, fehlen hier namlich
komplett. Sie, Herr Jersch, kritisieren als Einziges,
dass der Bericht des Tierschutzbeirats auf eine
DIN-A4-Seite passen wiurde, das ist relativ mau.
Ansonsten gibt es keinerlei Zahlen zu Tier-
missbrauchen et cetera, komplett null.

Davon abgesehen, dass der Tierschutzbeirat nicht
erst seit 2011 agiert, wie Sie falschlicherweise in
Ihrem Antrag geschrieben haben, sondern schon
seit Uber 25 Jahren, haben Sie sich offensichtlich
Uberhaupt keine Gedanken dariber gemacht, wie
dieser Tierschutzbeirat zusammengesetzt ist. Da
mochte ich Ihnen noch einmal kurz helfen; es sind
namlich genau sechs Mitglieder, drei davon kom-
men vom Tierschutzverein, die Ubrigen Mitglieder
werden von einer Naturschutzorganisation, der
Tierarztekammer und der Landwirtschaftskammer
benannt. Das sind keine finsteren Machte, wie Sie
hier so schon versucht haben auszufiihren, son-
dern honorige Einrichtungen, die wissen, was sie
tun. Dann liel3en Sie gegeniber der "tageszeitung”
auch die Hosen runter und haben sehr deutlich ge-
zeigt, worum es in diesem Antrag geht. Ich méchte
Sie einmal zitieren. Sie sagen:

"Auch wenn das ein heikles Thema in Ham-
burg ist — bei der heiligen Institution Hagen-
becks Tierpark".

Da haben Sie dann die Katze endlich aus dem
Sack gelassen, es geht lhnen wieder einmal um
ein Wildtierverbot in Hamburg in Zoos und Zirkus-
sen, damit ist die SPD im Bundesrat schon kra-
chend gescheitert. Von daher lehnen wir lhren An-
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trag ab und halten Uberhaupt nichts davon. Und
deshalb ist es auch gut so, dass der Antrag in
Ganze abgelehnt wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Thering. — Frau Bldmeke von der GRU-
NEN Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ganz so hart méchte
ich mit der LINKEN gar nicht ins Gericht gehen. Ich
finde es gut und richtig, dass Sie den Tierschutz
hier thematisieren, meinetwegen auch so einen
Antrag stellen, denn es ist richtig, was Herr Jersch
sagte, es gibt auch Bundeslander, die haben einen
Tierschutzbeauftragten. Aber fir Hamburg ist das
nicht zielfihrend, denn wir haben in der Tat einen
Tierschutzbeirat, der eigentlich genau die Aufga-
ben erflllt, die Sie dort skizzieren. Die Zusammen-
setzung dieses politisch unabhangigen Gremiums
wurde eben vom Kollegen Thering geschildert und
ich glaube, es ist wichtig zu sehen, dass es offent-
lich einen Bericht gibt, und zwar einmal in der Le-
gislaturperiode. Man kann immer noch einmal dar-
Uber streiten, warum dieser Beirat nicht 6ffentlich
tagt, das hat Kollege Kekstadt zwar gerade erklart,
aber in der Tat zeigt ein Blick in die anderen Lan-
der, dass das auch anders gehandhabt wird.

Ich denke aber, dass der Tierschutz hier in Ham-
burg gut aufgestellt ist, auch durch die Regierungs-
koalition. Auch dort wird gearbeitet. Ich méchte nur
an den Preis zur Vermeidung von Tierversuchen,
auch im Sinne des Tierschutzes, erinnern. Und,
Herr Jersch, ich mdchte Ihnen noch sagen, dass
wir auch Tierschutzbeauftragte haben, namlich im-
mer dann, wenn es um Versuchstiere geht. Das
UKE hat zum Beispiel finf Tierschutzbeauftragte,
und das finden wir auch bei anderen Gelegenhei-
ten, wo mit Versuchstieren gearbeitet wird.

Und wenn Sie jetzt sagen, in Baden-Wirttemberg
gabe es 50 Seiten Bericht, dann ist das doch klar,
das Bundesland ist sehr viel grofRer als Hamburg
und bearbeitet natlrlich noch andere Themen,
auch in Bezug auf landwirtschaftliche Tierhaltung.
Das haben wir hier in Hamburg eher weniger, und
deshalb hinkt der Vergleich einfach.

Also, von mir aus kdnnen wir Uber Tierschutz re-
den. Ihr Antrag schieldt jedoch Uber das Ziel hin-
aus. Der Tierschutz ist hier in Hamburg durch den
Beirat in der Behorde und durch die Tierschutzbe-
auftragten im UKE gut aufgestellt. Das finde ich in
Ordnung, und von daher lehnen wir lhren Antrag
ab.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Blémeke. — Von der FDP-Fraktion hat
nun Herr Dr. Schinnenburg das Wort.

(Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin! Die FDP ist fir mehr Tierschutz, aber nicht fir
mehr Gremien und auch nicht fir mehr Kosten.
Und deshalb lehnen wir diesen Antrag der LINKEN
ab.

Es wurde doch in den Antrag hineingeschrieben,
Petitum 2, der Tierschutzbeauftragte solle mitwir-
ken. Entschuldigung, das tut der Beirat auch
schon. Noch mehr Leute, die rumsitzen und ein
bisschen mitwirken, brauchen wir nicht. Was wir
brauchen, ist eine regelmaRige Uberpriifung, ob
wir ausreichend flr Tierschutz stehen, aber dazu
brauchen wir nicht weitere Gremien.

Und die Frage mit der 6ffentlichen Sitzung wurde
schon thematisiert, da schliee ich mich vdllig
Herrn Kekstadt an, das ware mit Sicherheit kontra-
produktiv. Wir wissen, wie die Diskussionen zum
Teil von Tierschutzgegnern aufgeheizt werden,
was emotional vielleicht verstandlich ist. Ich be-
firchte, wenn ein Beirat oder ein Beauftragter, wie
auch immer, offentlich tagt, ware das der sachli-
chen Debatte nicht férderlich. Selbst wenn man
einen Beauftragten einfihren sollte, oder man den
Beirat hat, muss man den nicht offentlich tagen
lassen. Ich glaube, das ware nicht produktiv, son-
dern kontraproduktiv. Und gerade die Aufgabe ei-
nes solchen Beauftragten oder eines Beirats, zu
einer sachlichen Debatte und Entscheidungsfin-
dung beizutragen, ware bei offentlicher Sitzung
nicht moglich.

Die FDP unterstitzt konstruktive Vorschlage sehr
gern, zum Beispiel die Sache mit dem schon er-
wahnten Preis fir tierversuchsfreie Forschung,
dem haben wir zugestimmt. Wenn man da kreative
Ideen hat, sind wir selbstverstandlich dafur. Aber
wir lehnen zusatzliche Gremien ab. Und, Herr
Jersch, damit Sie auch eine klare Ansage bekom-
men: Wir wollen eine kurze Debatte mit klaren An-
sagen haben, wir halten einen fanatischen Tier-
schutz fir falsch. Wir sind nach wie vor fir Pony-
reiten auf dem Heiligengeistfeld, und wir wollen ei-
ne prazise Einzelfallprifung bei jedem einzelnen
Problem und keine pauschale Verunglimpfung. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Frau Oelschlager von
der AfD-Fraktion bekommt das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Noch
ein Beauftragter also. Hamburg hat richtigerweise



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 54. Sitzung am 1. Marz 2017 3879

(Andrea Oelschlager)

einen Datenschutzbeauftragten. Eine eigene Stelle
sammelt seit einiger Zeit Fluglarmbeschwerden.
Auch das ist gerechtfertigt. Ein Koordinator kiim-
mert sich um den Fahrradverkehr. Da stellt sich
schon eher die Frage, ob die Beriicksichtigung des
Fahrradverkehrs nicht auch ohne eine eigene Stel-
le in der bisherigen Struktur hatte sichergestellt
werden koénnen. Gleichstellungsbeauftragte in
Hamburgs Diensten konnten groRere Raumlichkei-
ten flllen. Spatestens hier kommen wir in den Be-
reich der Beschaftigungstherapie.

Wir wollen nun noch einen Tierschutzbeauftragten
einfihren. Wir messen dem Wohl des Tieres einen
hohen Stellenwert bei. Mehr als ein weiterer Beauf-
tragter wirden aber konkrete Initiativen helfen. Es
stiinde Hamburg zum Beispiel gut zu Gesicht, sich
deutlich gegen das betdubungslose Schlachten
von Tieren zu positionieren und so tatsachliches
Leid Tausender Tiere in Deutschland zumindest
abzumildern. Und bevor Sie jetzt die Islamophobie-
oder Antisemitismuskeule schwingen: Es gibt
durchaus Schlachtmethoden, die zumindest im
Rahmen nicht-radikaler Glaubensauslegung so-
wohl Tierleid vermeiden als auch den religidsen
Vorgaben zum Beispiel eines aufgeklarten Juden-
tums gerecht werden. Wenn Sie in diese Richtung
arbeiten wollen, dann lassen Sie es uns wissen.
Da sind wir gern mit von der Partie, da reicht aber
vermutlich ein Tierschutzbeauftragter nicht. Da
mussen Lebensmittelkontrollen, Gewerbeaufsicht
und andere zusammenwirken, um dem um sich
greifenden Treiben ein Ende zu bereiten. Tier-
schutz voranbringen, ja, aber so véllig ohne Fokus
wird das nichts. In der vorgeschlagenen Form leh-
nen wir den Antrag ab. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht, dann kénnen wir Gber den Antrag
der Fraktion DIE LINKE abstimmen.

Wer mochte sich ihm anschlieRen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist das mit grof3er
Mehrheit abgelehnt worden.

Wir kommen zu Punkt 41 unserer Tagesordnung,
der letzten Debatte, ebenfalls einer Kurzdebatte.
Es ist auch ein Antrag der Fraktion DIE LINKE,
Drucksache 21/7976: Bleiberecht fiir Opfer rechter
und rassistischer Gewalttaten.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Bleiberecht fiir Opfer rechter und rassistischer
Gewalttaten

— Drs 21/7976 -]

Die Fraktionen der SPD, der GRUNEN und der
LINKEN mochten die Drucksache gern im Innen-
ausschuss beraten.

Wie gesagt, es ist eine Kurzdebatte, zwei Minuten
Redezeit. — Frau Schneider von der Fraktion DIE
LINKE bekommt das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE:* Guten Abend!
Kurzlich erst horte ich von einem Gefllichteten, der
vor Wochen an einer S-Bahn-Haltestelle angegrif-
fen und so erheblich verletzt wurde, dass er im
Krankenhaus behandelt werden musste. Er leidet
bis heute unter diesem Angriff. Die Anzeige ergab
bisher nichts. Ein Einzelfall? Von Juli 2015 bis De-
zember 2016 sind in Hamburg 33 rassistisch be-
ziehungsweise rechtsmotivierte Korperverletzun-
gen aktenkundig geworden. Das sind im Bundes-
vergleich vielleicht wenige Vorfalle, aber 33 zu viel.
Und die Dunkelziffer ist der Beratungsstelle em-
power zufolge deutlich hoher.

Viele Opfer sind Geflichtete. Gewaltsame Angriffe
enthalten eine Botschaft: verschwinde. Immer wie-
der kommt es vor, dass Opfer von rechter Gewalt
abgeschoben werden. Kirzlich erst wurde aus
Thiringen bekannt, dass vier Opfern rechtsextre-
mistischer Angriffe die Abschiebung droht. Der
Prozess gegen die Tater konnte in diesem Fall
platzen. Aus Hamburg ist bisher kein solcher Fall
bekannt, aber es wird auch nicht systematisch er-
hoben. Und es kann flir die Zukunft nicht ausge-
schlossen werden. Deshalb haben wir die Frage
auf die Tagesordnung gesetzt, wie zuvor Rot-Rot
in Brandenburg und wie von Rot-Rot-Griin in Thu-
ringen und Berlin geplant. Gefliichtete, die Opfer
rassistischer oder rechter Gewalt werden, brau-
chen ein sicheres Bleiberecht.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie durfen in Straf- und Ermittlungsverfahren nicht
deutlich schlechter gestellt werden als andere Op-
fer. Es muss ausgeschlossen werden, dass sie,
weil sie abgeschoben werden, ihre verbrieften
Rechte als Opfer und Zeuginnen und Zeugen einer
Gewalttat nicht wahrnehmen konnen. Das fordern,
und zwar schon lange, auch die Opferberatungs-
stellen. Die Gesellschaft hat das Interesse, den Ta-
tern zu verdeutlichen, dass sie mit Gewalt das Ge-
genteil von dem erreichen, was sie erreichen wol-
len. Hamburg kann durch Regelungen auf Landes-
ebene die bestehende Gesetzesllicke schliellen.
Wie, kénnen wir dann, dank der Uberweisung, im
Ausschuss ausfihrlich beraten. — Schéonen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr llkhanipour von der
SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Danial likhanipour SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Wir wollen die-
sen Antrag an den Innenausschuss Uberweisen,
damit wir dieses, wie ich finde, sehr wichtige The-
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ma in angemessener Ausfiihrlichkeit debattieren
kénnen. Daher nur wenige Anmerkungen vorweg.

Grundsatzlich stehen wir der Intention des Antrags
sehr positiv gegenuber, der Idee der generalpra-
ventiven Wirkung, wenn der rechtsextreme Strafta-
ter mit seiner Straftat das Gegenteil erreicht, als
das, was er wollte, das Element der Wiedergutma-
chung und die Gewahrleistung des Strafverfah-
rens, indem das Bleiberecht der Opfer als Zeugen
sichergestellt wird. Auf der anderen Seite muss
aber auch festgestellt werden, dass eben dieses
bereits heute moglich ist, Paragraf 60a Absatz 2
oder Paragraf 25 Absatz 5 Aufenthaltsgesetz seien
hier exemplarisch genannt. Inwiefern diese also in
der Praxis ins Leere gehen, missen wir dann im
Ausschuss eruieren.

Was wir nicht mitmachen werden, ist ein parteipoli-
tisch orientierter Showantrag, wenn wir feststellen,
dass das Geforderte schon gangige Praxis ist. Da-
fur ist das Thema zu wichtig. Hier miissen wir spre-
chen.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Auch hinsichtlich der tatsachlich generalpraventi-
ven Wirkung besteht hier Diskussionsbedarf. Zum
einen die Frage, ob diese auch in Fachgesetzen
wie dem Aufenthaltsgesetz Einschlag finden soll-
ten und dirfen, und, nicht zu vergessen, ob ihrer
tatsachlichen Auswirkungen. Nur weil es intuitiv
schlussig klingt, flhrt es nicht immer zum ge-
wilnschten Ergebnis. Das wissen Sie doch selbst.
Hartere Strafen fihren auch nicht zwangslaufig zu
weniger Kriminalitédt. Sie kennen die Debatte und
positionieren sich doch sonst anders.

Uber all das miissen wir und werden wir sprechen,
denn klar ist, in einer weltoffenen Stadt wie Ham-
burg ist kein Platz fir Rassismus und Rechtsextre-
mismus, und wir werden alles daran setzen, diesen
zu bekampfen.

(Beifall bei der SPD und bei Martin Bill und
Antje Méller, beide GRUNE)

Noch einen Satz zu meiner Rechten hier im
Hause. Dass dieses nicht |hr Leib- und Magenthe-
ma ist, Uberrascht mich nicht, dass Sie aber Opfer
von Gewaltverbrechen mit Ihrer Pressemitteilung
auch noch verhéhnen, indem Sie abstruse Verglei-
che mit Baugenehmigungen in Naturschutzgebie-
ten heranziehen, ist beschdmend und zeigt ein
neues Level der Verwirrtheit lhrer Politik. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Warnholz von der
CDU-Fraktion.

(Dirk Kienscherf SPD: Was ist mit dem Ge-
werbegebiet in Rahlstedt?)

Karl-Heinz Warnholz CDU: — Alles zu seiner Zeit.

Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist absolut nicht nachvollziehbar, warum die
Partei DIE LINKE eine weitere Ausnahme von den
gesetzlich geregelten Aufenthaltszwecken erfinden
muss. Und warum hier nur rechte Gewalt eine Rol-
le spielen soll, ist ein Zeichen von Scheinheiligkeit.
Extremisten, ob links oder rechts, religiés oder an-
derswie motiviert, sind allesamt eine Gefahr, ich
wiederhole, eine Gefahr fir die Werte unserer De-
mokratie.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Sie haben den
Antrag nicht verstanden!)

Aber Sie sind doch gern blind auf dem linken Au-
ge. Das eigentliche Problem, liebe LINKE, ist aber,
dass Sie gar keine Notwendigkeit fir eine solche
Anderung haben kénnen. Mit der Hartefallkommis-
sion der Hamburgischen Biirgerschaft gibt es be-
reits ein Gremium, das sich mit au3ergewdhnlich
harten Fallen befasst.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Warnholz, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten Schneider? Es wird nicht auf lhre
Redezeit angerechnet.

Karl-Heinz Warnholz CDU: Nein.

Prasidentin Carola Veit: Nein, Frau Schneider.
(Beifall bei der CDU)

Karl-Heinz Warnholz CDU (fortfahrend): Opfer
politischer Straftaten sind hier ebenso denkbar wie
andere harte Schicksale, bei denen die Hartefall-
kommission fur ein Bleiberecht stimmen kann. Die-
se Hartefallkommission hat sich Uberparteilich,
meine ich, sehr gut bewahrt. Wir sollten das Au-
genmerk also nicht auf linkspopulistische Forde-
rungen nach moglichst vielen Bleiberechten rich-
ten, sondern den Vollzug des geltenden Rechts fo-
kussieren. Nur auf diese Weise ist die Flichtlings-
krise zu meistern und Integration zu schaffen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Von der GRUNEN Frak-
tion bekommt Frau Moller das Wort.

Antje Mdller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Warnholz, ich glaube, es
geht nicht um mdglichst viele Bleiberechte, was im-
mer das auch genau sein soll, sondern es geht
darum, dass wir uns anlasslich des Antrags der
LINKEN im Innenausschuss noch einmal damit be-
fassen werden mussen, ob die jetzige Rechtslage
tatséchlich sicherstellt, dass Opfer von Ubergriffen,
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die aus Hass und Hetze gegen Minderheiten, aus
rassistischer ldeologie heraus entstehen, ihre
Rechte tatsachlich wahrnehmen koénnen. Frau
Schneider hat es so formuliert, ob es gewahrleistet
sei, ahnlich wie bei Opfern von Zwangsprostitution
zum Beispiel, dass ihre Aufenthaltssituation in die-
ser Situation besonders berticksichtigt werde.

Ja, es ist richtig, dass das Aufenthaltsgesetz daflr
schon Regelungen vorsieht. Und ich teile auch
nicht unbedingt die Einschatzung, dass es Ziel
sein soll, den Taterinnen und Tatern zu verdeutli-
chen, dass den Opfern durch die Verfestigung des
Aufenthalts Gerechtigkeit widerfahrt. Das halte ich
mehr fir ein emotionales Argument. Und ich weil}
nicht, ob das wirklich generalpraventiv ist, Herr
llkhanipour, Sie haben das so genannt, das wer-
den wir aber ausfihrlich besprechen kdnnen. Ich
glaube schlicht, es geht darum, dass Menschen,
die in einer besonderen Situation aufgrund eines
prekaren Aufenthalts, aufgrund einer Unkenntnis
von bestimmten Regularien in dieser Republik in
eine Situation kommen, die sich noch verscharft,
wenn sie Opfer von Ubergriffen von Hass und Het-
ze werden. Und um die rechtlichen Méglichkeiten
zu Uberprifen und im Detail zu besprechen, zu
Uberlegen, ob die Beratungsmoglichkeiten, die es
gibt, ausreichen, halte ich den Antrag fir eine gute
Grundlage, und wir werden ihn im Innenausschuss
befassen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Dutschke von der
FDP-Fraktion, bitte.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Bleibe-
recht als Opferentschadigung ist schon etwas ab-
wegig. Hier wird etwas vermengt, das nicht ver-
mengt gehdrt, und zu dieser Auffassung kommt
auch eine Antwort der Bundesregierung auf eine
eben gefasste Anfrage der LINKEN im Bundestag.
Mich wundert, dass der Kollege der SPD, die doch
nun Teil der Bundesregierung ist,

(Dirk Kienscherf SPD: Was?)

letzten Endes zu einer vollig anderen Einschat-
zung kommt. Das ist doch schon ein bisschen selt-
sam. Unseres Erachtens zeigt dieser Antrag der
LINKEN einmal mehr, dass sie entweder unser
Rechtssystem nicht verstanden hat oder es
schlichtweg nicht respektiert.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der AfD)

Bereits nach geltender Rechtslage kann fir die
Dauer eines Strafverfahrens eine Duldung erteilt
werden. Das ist richtig so, und dafiir hatte es auch
dieses Antrags nicht bedurft. Die Regelungen sind
hier umfassend. Aber ein Bleiberecht als Wieder-
gutmachung fur erlittenes Unrecht zu fordern ist

nicht legitim, es steht in keinem Zusammenhang,
denn Regelungen zur Wiedergutmachung finden
den Niederschlag in den Opfer- und Entschadi-
gungsregelungen, nicht aber im Aufenthaltsgesetz.
Wir unterstitzen die Regelungen so wie sie sind,
und werden den Antrag der Fraktion DIE LINKE
deshalb auch ablehnen. — Danke.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Nockemann von der
AFD-Fraktion, bitte, Sie haben das Wort.

Dirk Nockemann AfD:* Verehrtes Prasidium, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe
von der LINKEN schon manchen Unsinn vernom-
men, aber das, was Sie sich heute mit diesem An-
trag geleistet haben, das steht im Nonsens-Ran-
king wirklich weit oben. Nach einem Ubergriff auf
Auslander oder auf Flichtlingswohnheime kommt
der Staatsanwalt, kommen die Strafverfolgungsbe-
hérden. Das ist gut so, das ist richtig so, das hat
aber auch auszureichen. Wir werden auf gar kei-
nen Fall diesen Unfug mitmachen und weitere Blei-
berechtsgriinde konstruieren. Im Gegenteil, wir wa-
ren froh, wenn endlich wieder mehr abgeschoben
wirde.

(Anna-Elisabeth  von  Treuenfels-Frowein
FDP: Was fir eine Uberraschung!)

Was wir im Moment erleben, sind doch eher nur
symbolische Abschiebungen. Wir haben Wahl-
kampf. Und wenn hier etwas geschoben wird, dann
ist das meist die Verantwortung zwischen CDU
und SPD, warum eben nicht abgeschoben wird.

Fragen hat man natlrlich zu dem Antrag genug.
Was ist beispielsweise, wenn so ein Verfahren
noch nicht rechtskraftig abgeschlossen ist? Gilt
dann allein der Verdacht einer rechtsradikalen
Straftat fir Sie als ausschlaggebend? Was ist mit
Wirtschaftsfllichtlingen? Sollen die auch nicht ab-
geschoben werden? Soll dann in Zukunft jeder, der
zu uns kommt und sagt, er sei Flichtling, nicht
mehr abgeschoben werden, wenn irgendwo ir-
gendwelche Uberfélle stattfinden oder vielleicht
auch nur konstruiert werden? Die Antifa ist doch
auch dafur, dass alle Flichtlinge bleiben sollen.
Vielleicht verkleiden die sich demnachst als
Rechtsradikale und Uberfallen zum Schein Auslan-
der.

(Zurufe von der LINKEN)

Die sehen doch aulierlich sowieso alle gleich aus.
Springerstiefel, ob rechts oder links, schwarze Kla-
motten, rechts oder links, das ist doch unerheblich.

Und noch etwas; es ist doch wohl véllig sachfremd,
was Sie hier konstruieren. Aus einer Straftat Vor-
teile verwaltungsrechtlicher Art zu ziehen ist sys-
temfremd. Vielleicht sollten wir das demnéachst flr
uns auch einmal fordern, wenn unsere Plakate zer-
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stort werden, bekommen wir ein Zehntelpunkt
mehr. Oder wenn linksradikale Vandalen unsere
Wahlkampfstande Uberfallen, dann bekommen wir
1 Prozent mehr in der Wahl. Das ware doch einmal
was.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Themal)
— Ich bin beim Thema. Und das war es.
(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Schneider von der
Fraktion DIE LINKE, bitte, Sie bekommen das
Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE:* Im Jahr 2016
haben ungefahr 3 500 Angriffe auf Gefllichtete und
auf Flichtlingsunterkiinfte stattgefunden. Was Sie
hier gehalten haben, ist eine Hohnrede auf die Op-
fer.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Ich frage jetzt, wer die
Drucksache 21/7976 an den Innenausschuss Uber-
weisen mochte; vorhin war mir mitgeteilt worden,
die Fraktionen der SPD, der GRUNEN und der
LINKEN héatten dieses Ansinnen.

Wer mdchte also die Drucksache an den Innen-
ausschuss Uberweisen? — Wer ist dagegen? — Wer
enthalt sich? — Dann haben wir die Drucksache
entsprechend an den Ausschuss Uberwiesen.

Und wir kommen zu Punkt 2 unserer Tagesord-
nung. Das ist unsere heutige

Senatsbefragung

Wir haben eine Fragestellung vonseiten der FDP-
Fraktion vorliegen. Fur die Frage und weitere
Nachfragen aller Fraktionen stehen uns insgesamt
20 Minuten zur Verfligung. Und ich weise auch
noch einmal darauf hin, dass Antworten, die hier
nicht gegeben werden kdnnen, zu Protokoll nach-
gereicht werden kdnnen.

Wir kommen zur Fragestellung der FDP. Herr
Dr. Schinnenburg, Sie haben fiir maximal eine Mi-
nute das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Vielen Dank,
Frau Prasidentin. Die Frage lautet: Lehnt der Se-
nat jede Art von befestigtem Radweg auf dem
Strand in Ovelgénne ab und wird er einen solchen
verhindern?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin Stapel-
feldt, Sie haben das Wort.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Dr. Schinnenburg, meine sehr geehrten
Damen und Herren! Ich darf heute den Kollegen
Frank Horch vertreten und lhnen deswegen diese
Frage beantworten. Das tue ich auch sehr gern.
Sie wissen, das Bezirksamt Altona prift zurzeit
Maoglichkeiten eines Liickenschlusses fiir die stadt-
teilibergreifende Radverkehrsverbindung am nérd-
lichen Elbufer. Diese Verbindung zwischen den
Elbvororten und der Innenstadt hat eine grol3e Be-
deutung fir den Alltagsradverkehr und naturlich
auch fur den Freizeitradverkehr. Wir wissen alle,
dass das ein sehr beliebter Elberadweg ist, der
hier verlauft.

Die Bezirksversammlung und die Offentlichkeit
sind frihzeitig eingebunden worden, und deswe-
gen wird in Altona jetzt sehr intensiv diskutiert Gber
diesen Radweg an der Elbe. Und ich glaube, das
ist auch verstandlich. Es ist gut, dass hier nach L6-
sungen gesucht wird. Bisher zeichnet sich aber
keine Lésung ab, die technisch machbar ist und
funktioniert, die bezahlbar ist und die breit akzep-
tiert ist.

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Schinnenburg
mit einer Zusatzfrage, bitte.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Senatorin,
das war naturlich eine ausweichende Antwort. Da
Sie ein klares Ja verweigert haben, darf ich es so
verstehen, dass die Burgerinnen und Blrger damit
rechnen missen, dass ein solcher breiter, befestig-
ter Radweg doch kommen kénnte?

(Milan Pein SPD: Einspruch! Unzuldssige
Suggestivfrage!)

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.
(Beifall bei der SPD)

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Dr. Schinnenburg, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Der Senat hat sich mit dieser Angele-
genheit nicht befasst, sondern wir gehen davon
aus, dass das Bezirksamt Altona einen Lésungs-
vorschlag auf den Tisch legt. Es prift gegenwartig
verschiedene Varianten und dieses nicht erst seit
kurzer Zeit, sondern, wie wir wissen, seit einer Be-
schlussfassung der Bezirksversammlung im Jahre
2012. Es pruft also schon eine ganze Weile Vari-
anten. Wir werden uns gern damit befassen, wenn
das Bezirksamt einen Lésungsvorschlag auf den
Tisch legt.

Prasidentin Carola Veit: Gibt es Nachfragen aus
den anderen Fraktionen? Ich weise noch einmal
darauf hin, jede Fraktion kann eine Nachfrage stel-
len. — Wir beginnen mit der SPD-Fraktion, Herr
Pochnicht.
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Lars Pochnicht SPD: Ich habe eine Frage zu den
Alternativen zu dem Radweg, wie er hier ange-
sprochen worden ist. Also, welche anderen Mog-
lichkeiten gabe es, den Lickenschluss beim Elbe-
radweg auch auf andere Art und Weise zu errei-
chen?

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Pochnicht, meine Damen und Herren!
Nach den Informationen, die ich hier zur Kenntnis
bekommen habe, denke ich, gibt es eine Reihe
von Alternativen, die auch im Bezirksamt Altona
geprift werden. Allerdings kann ich in der jetzigen
Situation nur auf diese verweisen.

Aber ich moéchte noch einmal sagen, da es hier
doch darum geht, ein Defizit bei diesem Radweg
zu beheben — das Defizit besteht darin, wie viele
wissen, dass wir uber 1 Kilometer lang eine
Strecke haben, die nicht besonders breit ist —, und
es ist klar, dass es vermutlich verschiedene L6-
sungsvarianten gibt. Aber diese Lésung, die dann
vorgeschlagen werden wird, mit der wir uns gern
als Senat auseinandersetzen und befassen wer-
den, muss eine solche sein, die tatsachlich tech-
nisch machbar ist und die bezahlbar ist. Und nach
den Diskussionen, die man o6ffentlich in den Medi-
en vernommen hat, muss diese Lésung selbstver-
standlich auch breit akzeptiert sein.

(Beifall bei Dirk Kienscherf SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Thering von der
CDU-Fraktion mit einer Nachfrage.

Dennis Thering CDU: Fir uns geht es darum,
dass der Elbstrand Elbstrand bleibt, und dass der
Senat sich damit nicht befasst hat, ist natirlich
Quatsch. Die Zweite Burgermeisterin hat sich
durchaus damit befasst und das Ganze dann auch
sehr kritisch gesehen. Aber wie Sie wissen, Frau
Senatorin, ist die CDU in Sachen Verkehrssicher-
heit immer sehr weit vorn dabei.

(Zurufe von der SPD: Ja, ja!)

Das ist bei dem rot-griinen Senat leider nicht der
Fall, und deshalb wiirde ich von lhnen gern wis-
sen, wie Sie sicherstellen kdnnen, dass bei diesem
wahnsinnigen Projekt, das Sie dort planen, die
spielenden Kinder, die doch wirklich dort zuhauf
auftreten, nicht Opfer eines Verkehrsunfalls wer-
den?

Prasidentin Carola Veit: Herr Thering, wenn Sie
bei lhrer nachsten Frage, die Sie hier eventuell
stellen, an den parlamentarischen Sprachgebrauch
dachten, ware ich lhnen sehr dankbar. — Frau Se-
natorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Thering, meine sehr verehrten Damen und

Herren! Ich habe doch gesagt, dass uns noch kei-
ne L&sungsvorschlage vorliegen, aber selbstver-
standlich ist das ein Kriterium. Und wir wissen
auch aus der offentlichen Diskussion, dass es hier
— wahrscheinlich auch nicht gerade ganz aktuell,
sondern seit langerer Zeit — tatsachlich Nutzungs-
konflikte gibt. Das liegt auf der Hand, wenn man
diesen Radweg betrachtet, so wie er jetzt gefihrt
ist. Und natirlich ist das ein sehr beliebter Ort zum
Spazierengehen. Selbstverstandlich wirden auch
gern Menschen dahin gehen, die vielleicht auf
Hilfsmittel angewiesen sind, wenn sie es denn
kénnten. Selbstverstandlich wirde man auch gern
mit Kinderwagen dahin gehen. Aber ich sage ein-
mal, es ist fir mich vollig selbstverstandlich, dass
die Nutzung dieses wunderbaren Uferstreifens an
der Elbe natirlich fir alle Bevélkerungsgruppen of-
fenstehen muss

(Dennis Thering CDU: Das war nicht die
Frage!)

und dass es auch diese Sicherheit daflir gibt, dass
alle ihn nutzen kénnen. Das ist fur mich ganz
selbstverstandlich. Ich hoffe sehr, dass das Be-
zirksamt genau einen solchen Ld&sungsvorschlag
finden wird, der das auch garantiert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Priasidentin Carola Veit: Herr Bill von der GRU-
NEN Fraktion mit einer Nachfrage.

Martin Bill GRUNE: Frau Senatorin! In der 6ffentli-
chen Diskussion ist zurzeit immer der Radverkehr
dort am Elbstrand, also der Elberadweg, sehr pro-
minent. So, wie ich die Diskussion aus Altona ver-
standen habe, geht es aber eigentlich um alle Ver-
kehrsteilnehmer oder alle, die sich dort in dem
Raum aufhalten. Und meine explizite Frage ist: Ist
eigentlich zurzeit der Strand dort barrierefrei nutz-
bar und durchgehbar? Und kann es bei einem et-
waigen Umbau so umgebaut werden, dass man
den Strand auch barrierefrei nutzen kann, wie das
in Nord- und Ostseebadern auch der Fall ist?

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Bill, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich vermute, dass die meisten, die hier im
Raum sind, schon an dem Strand gewesen sind
und dort auch spazieren gegangen sind oder ge-
gebenenfalls sogar mit dem Fahrrad gefahren sind.
Und insofern kann man zu lhrer Frage sehr klar sa-
gen, nein, dieser Bereich ist nicht barrierefrei. Das
ist er nicht. Das heif3t also, Menschen, die auf
einen Rollstuhl angewiesen sind, auf einen Rollator
angewiesen sind, gern ihre kleinen Kinder und Ba-
bys in Kinderwagen mitnehmen wollen, kénnen
das nicht einfach oder gar nicht. Also insofern,
nein, das ist nicht der Fall. Und ich gehe davon
aus, dass jede zukunftsweisende Losung, die dann
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gefunden werden wird, selbstverstandlich eine bar-
rierefreie Lésung beinhalten wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielleicht mogen die Kol-
leginnen und Kollegen zuhéren, dann wird es mdg-
licherweise noch spannender. — Frau Sudmann
von der Fraktion DIE LINKE, bitte.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Vielen Dank, Frau
Prasidentin. Es geht hier um den Fernradwander-
weg, der an der Elbe ist, der Uber 1 000 Kilometer
lang ist, und es ist ein Punkt, der fir den normaler-
weise vom Senat sehr hochgeschatzten und auch
sehr geférderten Tourismus sehr wichtig ist. Des-
wegen ist es schon etwas erstaunlich, wenn ich
jetzt hore, seit 2012 wirden Alternativen gepruft.
Und mich interessiert jetzt: Was hat der Senat seit
2012 gemacht, um gegebenenfalls auch dem Be-
zirksamt Altona hilfreich bei der Findung einer L6-
sung zur Seite zu stehen?

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehrte
Frau Sudmann, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Jetzt musste mir vielleicht gleich jemand
zur Seite springen, aber ich habe in Erinnerung,
dass wir eine Entflechtung von bestimmten Aufga-
ben seit wahrscheinlich jetzt iber einem Jahrzehnt
haben zwischen den Bezirken und dem Senat.
Und ich bin davon ausgegangen, dass in der Be-
schaftigung mit den Informationen, die mir jetzt
vorgetragen worden sind, dieser lange Zeitraum
seit der Beschlussfassung im Jahr 2012 darauf
hindeutet, dass eine Losung nicht einfach ist. Das
ergibt sich daraus, dass es wahrscheinlich viele
technische Probleme gibt. Wenn der Bezirk an
uns, an den Senat, herantritt — ich kann |hnen nicht
sagen, ob das jemals geschehen ist —, werden wir
unter gar keinen Umstanden unsere Unterstitzung
dafiir verweigern. Denn ich hatte schon eingangs
gesagt, es ist ein sehr frequentierter Radweg so-
wohl im Alltag fir die Pendler zwischen den ver-
schiedenen Stadtteilen als auch ein touristisches
Highlight in diesem wunderbaren Bereich Ham-
burgs. Wenn es dieses Defizit gibt, das seit lange-
rer Zeit bekannt ist — es wird schon seit vielen Jah-
ren daran gearbeitet —, dann wird es auch dazu
gehodren — oder ich hoffe jedenfalls sehr darauf —,
dass wir eine Lésung finden, die selbstverstandlich
auch gerade in dem Bereich des Freizeitradver-
kehrs eine sinnvolle ist und eine zukunftsfahige.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Herr Ehlebracht mit der Nachfrage von der
AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Stapel-
feldt! Das Thema existiert nicht erst seit 2012, wo

sich der Senat schon intensiv damit befasst, son-
dern seit ungefahr 1990.

(Arno Miinster SPD: Genau!)

Ich kdnnte Sie jetzt auffordern: Bitte nennen Sie
die Initiativen, die Sie seitdem gestartet haben, um
dieses Problem nachhaltig zu l6sen. Das ware
nicht fair, weil man nicht erwarten kann, dass Sie
das aus dem Effeff heruntersingen. Aber ich wirde
Sie bitten, ob Sie genau das zu Protokoll nachrei-
chen kénnen. Welche Initiativen, welche Gespra-
che mit Anwohnern, welche L&sungsvorschlage
hat es in diesem Bereich gegeben?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Ehlebracht, meine sehr verehrten Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Wir halten uns
selbstverstandlich an die Geschéaftsordnung. Was
wir heute nicht beantworten konnen, werden wir
gern versuchen, lhnen zu Protokoll zu erklaren.***

Prasidentin Carola Veit: Herzlichen Dank auch
dafir, Frau Senatorin.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Gibt es Nachfragen der fraktionslosen Abgeordne-
ten? — Das sehe ich nicht.

(André Trepoll CDU: Es sind ja nicht mehr
alle da!)

— Wir haben drei, da kann ich einmal nachfragen.

Dann ist unsere Senatsbefragung fiir heute an ih-
rem Ende angekommen. Vielen Dank.

Wir kommen zu den Schlussabstimmungen und
starten mit Tagesordnungspunkt 6, den Berichten
des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/7899 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/7900 -]

Zunachst Bericht 21/7899.

Wer méchte sich der Empfehlung anschlief3en, die
der Eingabenausschuss zur Eingabe 1/17 abgege-
ben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
haben wir das bei einigen Enthaltungen einstimmig
so beschlossen.

Wer schlieRt sich den Empfehlungen zu den (bri-
gen Eingaben an? — Auch hier die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war einstimmig.

***Protokollerklarung siehe Seite 3892


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7899
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7900
JaussSa
Schreibmaschinentext
***Protokollerklärung siehe Seite 3892
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Bericht 21/7900 enthalt nur einstimmige Empfeh-
lungen.

Wer schliefdt sich diesen an? — Wer nicht? — Ent-
haltungen? — Dann haben wir auch das einstimmig
so beschlossen.

Die in der Geschéaftsordnung fiir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Biirgerschaft die unter A
aufgefiihrten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer schliet sich den Uberweisungsbegehren un-
ter B an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist das einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 7, Drucksa-
che 21/7448, GroRe Anfrage der Fraktion DIE LIN-
KE: Ruckkauf der Hamburger Energienetze: Was
ist drei Jahre nach dem Volksentscheid erreicht?

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Rickkauf der Hamburger Energienetze: Was ist
drei Jahre nach dem Volksentscheid er-
reicht? — Nachfragen zu den Drucksachen 21/
5758 und 21/6381

— Drs 21/7448 -]

Die FDP-Fraktion mdchte die Drucksache gern an
den Ausschuss fir Umwelt und Energie Uberwei-
sen.

Wer mochte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist nicht der
Fall. Dann stelle ich fest, dass wir Kenntnis genom-
men haben.

Punkt 9 unserer Tagesordnung, Drucksache 21/
7589, Grofle Anfrage der CDU-Fraktion: Schul-
schwanzen in Hamburg im Schuljahr 2015/2016.

[GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:
Schulschwanzen in Hamburg im Schuljahr
2015/2016

— Drs 21/7589 -]

Die Fraktionen der CDU und der AfD mdchten die
Drucksache gern an den Schulausschuss Uberwei-
sen.

**xSammellbersicht siehe Seite 3895

Wer mochte das auch? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist der Fall. —
Wird das unterstiitzt? — Das ist ebenso der Fall.
Dann wird die Besprechung der Drucksache fiir die
nachste Sitzung vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 10, Drucksache 21/7590,
Grolte Anfrage der CDU-Fraktion: Damit die Inte-
gration gelingt — Nutzt rot-griiner Senat endlich die
Chancen der zur Verfigung stehenden Arbeits-
marktprogramme fur Flichtlinge?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Damit die Integration gelingt — Nutzt rot-griiner
Senat endlich die Chancen der zur Verfiigung
stehenden Arbeitsmarktprogramme fiir Fliicht-
linge?

— Drs 21/7590 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache an den
Ausschuss fir Soziales, Arbeit, Integration Uber-
weisen.

Wer méchte das auch? — Wer ist dagegen? — Und
wer enthalt sich? — Damit ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Ich frage auch hier: Wird Besprechung bean-
tragt? — Das ist der Fall. — Wird das unterstitzt? —
Das ist so. Dann wird die Besprechung fir die
nachste Sitzung vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 21, Drucksache 21/7789,
Unterrichtung durch die Prasidentin: Burgerschaftli-
ches Ersuchen vom 10. Dezember 2015: "Haus-
haltsplan 2016, EP 3.3, Sanierungsfonds Hamburg
2020: Hamburger Clubs instand halten".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 10. Dezem-
ber 2015: "Haushaltsplan 2016, EP 3.3, Sanie-
rungsfonds Hamburg 2020: Hamburger Clubs
instand halten" — Drucksache 21/2380

— Drs 21/7789 -]

Die CDU-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Kulturausschuss tberweisen.

Wer stimmt dem zu? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Das Uberweisungsbegehren ist abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir Kenntnis genommen ha-
ben.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7448
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7589
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7590
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7789
JaussSa
Schreibmaschinentext
****Sammelübersicht siehe Seite 3895


3886 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 54. Sitzung am 1. Marz 2017

(Prasidentin Carola Veit)

Tagesordnungspunkt 23, Drucksache 21/7812,
ebenfalls eine Unterrichtung durch die Prasidentin:
Birgerschaftliches Ersuchen vom 16. Dezember
2014: "Haushaltsplan-Entwurf 2015/2016, Einzel-
plan 6, Hamburg 2020 — Pfandregale an Big-Belly-
Mullbehaltern installieren”.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Birgerschaftliches Ersuchen vom 16. Dezem-
ber 2014: "Haushaltsplan-Entwurf 2015/2016,
Einzelplan 6, Hamburg 2020 — Pfandregale an
Big-Belly-Miillbehaltern installieren” — Drucksa-
che 20/13957

— Drs 21/7812 -]

Die FDP-Fraktion mochte die Drucksache im Um-
weltausschuss beraten.

Wer méchte das auch? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Das Uberweisungsbegehren ist abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir auch hier Kenntnis genom-
men haben.

Tagesordnungspunkt 27, Drucksache 21/7889, Be-
richt des Familien-, Kinder- und Jugendausschus-
ses: Gesetzentwurf zur Anderung des Hamburgi-
schen Gesetzes zur Ausfiihrung des Achten Bu-
ches Sozialgesetzgebung.

[Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses liber die Drucksache 21/6893:
Entwurf eines Achten Gesetzes zur Anderung
des Hamburgischen Gesetzes zur Ausfiihrung
des Achten Buches Sozialgesetzgebung - Kin-
der- und Jugendhilfe (Senatsantrag)

— Drs 21/7889 -]

Wer mochte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieRen und das Achte Gesetz zur Anderung
des Hamburgischen Gesetzes zur Ausfiihrung des
Achten Buches Sozialgesetzgebung — Kinder- und
Jugendhilfe — aus Drucksache 21/6893 mit den
vom Ausschluss beschlossenen Anderungen be-
schlielen? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthalt
sich? — Dann ist das bei einigen Gegenstimmen
und einigen Enthaltungen so beschlossen worden.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-

schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann haben wir das auch in zweiter Lesung bei ei-
nigen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen
endgliltig beschlossen.

Punkt 29 der Tagesordnung, Drucksache 21/7924,
Bericht des Ausschusses fur Wissenschaft und
Gleichstellung: Modernisierung und Sanierung der
Universitadt Hamburg vorantreiben.

[Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft
und Gleichstellung tUber die Drucksache
21/6725:

Modernisierung und Sanierung der Universitat
Hamburg vorantreiben (Antrag der CDU-Frakti-
on)

— Drs 21/7924 -]

Wer mdchte Ziffer 1 der Ausschussempfehlung fol-
gen? — Wer nicht? — Wer enthalt sich? — Das ist
dann mehrheitlich so beschlossen.

Wer schliel3t sich Ziffer 2 an? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist auch Ziffer 2 mehrheit-
lich so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 30, Drucksache 21/7925, Be-
richt des Ausschusses fir Wissenschaft und
Gleichstellung: Haushaltsplan-Entwurf 2017/2018,
Einzelplan 3.2, Aufgabenbereich 246, Produkt-
gruppe 246.03: Eine wachsende Stadt braucht ei-
ne exzellente Wissenschaft — Altes Fernmeldeamt
in der Schliterstraf3e fir Uni Hamburg nutzbar ma-
chen!

[Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft
und Gleichstellung tUber die Drucksache
21/7092:

Haushaltsplan-Entwurf  2017/2018, Einzel-
plan 3.2 Behorde fiir Wissenschaft und For-
schung, Aufgabenbereich 246 Steuerung und
Service, Produktgruppe 246.03 Bau- und Inve-
stitionsplanung:

Eine wachsende Stadt braucht eine exzellente
Wissenschaft — Altes Fernmeldeamt in der
SchliterstraBe fiir Uni Hamburg nutzbar ma-
chen! (Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/7925 —]

Wer mdchte sich der Ausschussempfehlung an-
schlielen? — Wer mochte das nicht? — Und wer
enthalt sich? — Dann haben wir das mit Mehrheit
so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 31 der Tagesordnung,
Drucksache 21/7926, ebenfalls ein Bericht des
Ausschusses fiir Wissenschaft und Gleichstellung:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7812
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7889
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7924
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7925
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Haushaltsplan-Entwurf 2017/2018, Einzelplan 3.2,
Aufgabenbereich 246 und Aufgabenbereich 247:
Eine wachsende Stadt braucht eine exzellente
Wissenschaft — Flichtlinge dauerhaft an Hambur-
ger Hochschulen integrieren!

[Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft

und Gleichstellung uber die Drucksache
21/7094:
Haushaltsplan-Entwurf  2017/2018, Einzel-

plan 3.2 Behorde fir Wissenschaft und For-
schung, Aufgabenbereich 246 Steuerung und
Service, Produktgruppe 246.02 Grundsatz und
Betreuung der Hochschulen, Aufgabenbe-
reich 247 Hochschulen, Produktgruppe 247.08
Leistungsorientierte Mittelvergabe:

Eine wachsende Stadt braucht eine exzellente
Wissenschaft — Fliichtlinge dauerhaft an Ham-
burger Hochschulen integrieren! (Antrag der
CDU-Fraktion)

— Drs 21/7926 -]

Wer mochte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieBen? — Wer ist dagegen? — Und wer ent-
halt sich? — Dann haben wir auch das mit Mehrheit
so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 35, Drucksa-
che 21/7958, Bericht des Ausschusses fur Sozia-
les, Arbeit und Integration: Wichtiger Schritt zur
Umsetzung der Verstandigung mit der Volksinitiati-
ve "Hamburg fir gute Integration” — Gemischte
Quartiere durch mehr Flexibilitdt bei der Vermie-
tung durch férdern und wohnen sowie Gute soziale
Durchmischung braucht kein zweites staatliches
Wohnungsunternehmen!

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration iiber die Drucksachen 21/6471
und 21/6613:

Wichtiger Schritt zur Umsetzung der Verstandi-
gung mit der Volksinitiative "Hamburg fiir gute
Integration™ — Gemischte Quartiere durch mehr
Flexibilitat bei der Vermietung durch férdern
und wohnen — Anderung des Gesetzes iiber die
Anstalt 6ffentlichen Rechts f & w férdern und
wohnen AGR (Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN) und

Gute soziale Durchmischung braucht kein
zweites staatliches Wohnungsunternehmen!
(Antrag der FDP-Fraktion)

— Drs 21/7958 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Grundlage fiir eine gelingende soziale Durch-
mischung durch Drittelmix bei Fliichtlingsun-
terkiinften mit Perspektive Wohnen schaffen

— Drs 21/8160 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/8160 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor. Die Fraktionen der SPD
und der GRUNEN méchten diesen Antrag an den
Sozialausschuss Uberweisen.

Wer folgt dem Uberweisungsbegehren? — Wer ist
dagegen? — Enthalt sich jemand? — Dann haben
wir das einstimmig Gberwiesen.

Wir kommen zur Abstimmung Uber den Aus-
schussbericht.

Wer mdéchte zunachst Ziffer 1 folgen und das Vier-
te Gesetz zur Anderung des Gesetzes (iber die
Anstalt 6ffentlichen Rechts f & w férdern und woh-
nen aus Drucksache 21/6471 mit der vom Aus-
schuss empfohlenen Anderung beschlieRen? —
Wer stimmt dagegen? — Und wer enthalt sich? —
Dann haben wir das in erster Lesung beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Findet die soforti-
ge Durchflhrung die Zustimmung des Senats?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieBen? — Auch hier die Frage, wer dagegen
stimmt. — Und wer enthalt sich? — Dann haben wir
das auch in zweiter Lesung und somit endgultig
beschlossen.

Wer mdchte Ziffer 2 der Ausschussempfehlung fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ha-
ben wir Ziffer 2 mit Mehrheit beschlossen.

Tagesordnungspunkt 35a, Drucksache 21/8036,
Bericht des Ausschusses flir Soziales, Arbeit und
Integration: Sechstes Gesetz zur Anderung des
Gesetzes Uber die Gewahrung von Blindengeld.

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration iiber die Drucksache 21/6618:
Sechstes Gesetz zur Anderung des Gesetzes
liber die Gewdhrung von Blindengeld (Hambur-
gisches Blindengeldgesetz — HmbBIinGG) (Se-
natsantrag)

— Drs 21/8036 -]

Wer méchte hier der Ausschussempfehlung folgen
und das Sechste Gesetz zur Anderung des Ham-
burgischen Blindengeldgesetzes aus Drucksache
21/6618 beschlieRen? — Wer stimmt dagegen? —
Enthalt sich jemand? — Das ist nicht der Fall. Dann
haben wir das einstimmig so beschlossen.

Auch hier bendtigen wir eine zweite Lesung. Ist der
Senat mit einer sofortigen zweiten Lesung einver-
standen?


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7926
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7958
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8160
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8036
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(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlielen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung und so-
mit endgultig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 40, Drucksache 21/7975, An-
trag der Fraktion DIE LINKE: Erweiterte Mobilitats-
karte fir auswartig untergebrachte Asylsuchende
muss her!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Erweiterte Mobilitatskarte fiir auswartig unter-
gebrachte Asylsuchende muss her!

— Drs 21/7975 -]

Wer stimmt dem Antrag zu? — Wer nicht? — Wer
enthalt sich? — Dann hat der Antrag keine Mehrheit
gefunden.

Tagesordnungspunkt 44, Drucksache 21/7983, An-
trag der CDU-Fraktion: Den Verkehrsirrsinn am
Muhlenkamp beenden — "Trenninsel-Opfer" ent-
schadigen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Den Verkehrsirrsinn am Mihlenkamp been-
den - "Trenninsel-Opfer" entschéadigen

— Drs 21/7983 -]

Die AfD-Fraktion hat ziffernweise Abstimmung be-
antragt.

Ich frage also zunachst, wer Ziffer 1 des CDU-An-
trags zustimmen mochte. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist Ziffer 1 mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Wer schlieft sich Ziffer 2 an? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch Zif-
fer 2 abgelehnt.

Wer folgt Ziffer 3?7 — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Ziffer 3 ist abgelehnt.

Und schlie3lich zu Ziffer 4.
(Zurufe)

"[...] der Birgerschaft bis zum 15. Okto-
ber 2017 Uber die Umsetzung zu berichten."

Das ist jedenfalls bei mir Ziffer 4. Es gibt auch nur
eine Fassung von diesem Antrag. Wir stimmen al-
so uber Ziffer 4 ab; wenn das Uberflissig sein soll-
te, hat es sich einfach erledigt.

Wer méchte Ziffer 4 annehmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch Ziffer 4 hat keine
Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 45 der Tagesordnung,
Drucksache 21/7984 Neufassung, Antrag der Frak-
tion DIE LINKE: Sonderprifung der Asklepios Kilini-
ken durch die Gesundheitsbehérde: Transpa-
renzoffensive und Ergebnisse zeitnah mitteilen.

[Antrag der Fraktion Die LINKE:

Sonderpriifung der Asklepios Kliniken durch
die Gesundheitsbehorde: Transparenzoffensive
und Ergebnisse zeitnah mitteilen

— Drs 21/7984 Neufassung -]

Wer mochte den Antrag beschlielen? — Wer ist
dagegen? — Und wer enthalt sich? — Dann ist der
Antrag mit grofer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zu Punkt 49 der Tagesordnung,
Drucksache 21/7988, Antrag der Fraktionen der
GRUNEN und der SPD: Sanierungsfonds Ham-
burg 2020 — Rettung des Golden Pudel Clubs.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Rettung des
Golden Pudel Clubs

— Drs 21/7988 -]

Die FDP-Fraktion mdchte das gern im Kulturaus-
schuss beraten.

Wer mdchte das auch? — Wer ist gegen eine Uber-
weisung? — Wer enthalt sich? — Dann findet die
Uberweisung nicht statt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte den Antrag annehmen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist das mehrheitlich so
beschlossen.

Tagesordnungspunkt 50, Drucksache 21/7989, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Hamburger Integrationsfonds — Foérderung des
Projekts "Patenschaften flir unbegleitete minder-
jahrige Fluchtlinge".

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburger Integrationsfonds (XXVII) — Forde-
rung des Projekts "Patenschaften fiir unbeglei-
tete minderjahrige Fliichtlinge”

— Drs 21/7989 -]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7975
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7983
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7984
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7988
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7989
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Die AfD-Fraktion mochte das im Haushaltsaus-
schuss beraten.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren zu? -
Wer nicht? — Enthaltungen? — Das Uberweisungs-
begehren ist abgelehnt.

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
AfD-Fraktion gemanR Paragraf 26 Absatz 6 unserer
Geschéftsordnung das Wort begehrt wird. Herr
Dr. Wolf, Sie bekommen es fiir maximal drei Minu-
ten.

Dr. Alexander Wolf AfD: Vielen Dank, ich stand ja
lange nicht mehr hier. — Die TOPs 50 bis 58, insge-
samt neun Punkte, haben eines gemein: Es wer-
den Mittel aus dem Hamburger Integrationsfonds
einzelnen Projekten und einzelnen Institutionen zu-
gewiesen, und dies durch Einzelbeschlisse der
Hamburgischen Birgerschaft. Das klingt nach gu-
tem Parlamentarismus. Aber — und jetzt kommt ein
grolRes Aber, und ich halte fest, dass es uns nicht
um die Sinnhaftigkeit der einzelnen Antrage geht
und nicht um die Geldempfanger, die bedacht wer-
den —

(Zurufe von der SPD: Nein!)

uns geht es darum, die einzelnen Punkte auch pri-
fen und diskutieren zu kdnnen und nicht nur eine
schriftliche Vorlage zur Abstimmung und zum Ab-
nicken zu erhalten, um dem nachzugehen, welche
der MaRnahmen sinnvoll und férderungswirdig
sind und welche nicht vom Steuerzahler finanziert
werden sollten. Daher haben wir hier und bei den
nachfolgenden Tagesordnungspunkten die Uber-
weisung an den Haushaltsausschuss beantragt.
Wenn, wie bei TOP 50 bereits geschehen und be-
zuglich der nachfolgenden Antrage signalisiert, die
Ausschussiiberweisung regelmaflig abgelehnt
wird, werden wir aus diesem formalen Grund die
Antrage inhaltlich ablehnen. Das sind wir unserer
Verantwortung gegeniiber dem Steuerzahler und
gegenuber unseren Wahlern schuldig. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Abstimmung
Uber den Antrag aus Drucksache 21/7989 in der
Sache.

Wer mdchte ihm seine Zustimmung geben? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist der An-
trag mit Mehrheit so beschlossen worden.

Tagesordnungspunkt 51, Drucksache 21/7990, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Hamburger Integrationsfonds — Foérderung des
Projekts "Privatvormundschaften fir Unbegleitete
minderjahrige Fluchtlinge".

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburger Integrationsfonds (XXVIIl) — Férde-
rung des Projekts "Privatvormundschaften fur
Unbegleitete minderjahrige Fliichtlinge™

— Drs 21/7990 -]

Auch hier die Frage, ob die Drucksache an den
Haushaltsausschuss Uberwiesen werden soll.

Wer ist dafir? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann hat das Uberweisungsbegehren bei
Gegenstimmen und einigen Enthaltungen keine
Mehrheit gefunden.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte sich dem Antrag anschlieRen? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann ist der Antrag
mehrheitlich bei einigen Gegenstimmen so be-
schlossen worden.

Tagesordnungspunkt 52, Drucksache 21/7991, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Hamburger Integrationsfonds: Integration von
Frauen mit schwierigen Fluchterfahrungen gezielt
unterstutzen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburger Integrationsfonds (XXIX): Integrati-
on von Frauen mit schwierigen Fluchterfahrun-
gen gezielt unterstiitzen

— Drs 21/7991 -]

Auch hier der Wunsch vonseiten der AfD-Fraktion
nach Uberweisung an den Haushaltsausschuss.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren zu? -
Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist der Antrag mit Mehrheit so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 53, Drucksache 21/7992, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Hamburger Integrationsfonds — Traumatisierten
Kindern und Jugendlichen helfen — Stiftung Child-
ren for Tomorrow und Verein Ankerland e.V. unter-
stutzen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburger Integrationsfonds (XXX) — Traumati-
sierten Kindern und Jugendlichen helfen — Stif-


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7990
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7991
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tung Children for Tomorrow und Verein Anker-
land e.V. unterstiitzen
— Drs 21/7992 -]

Auch hier der Wunsch nach Uberweisung an den
Haushaltsausschuss.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren zu? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Uberwei-
sungsbegehren ist abgelehnt.

Wer méchte dem Antrag in der Sache seine Zu-
stimmung geben? — Wer nicht? — Und wer enthalt
sich? — Dann ist der Antrag mit Mehrheit so be-
schlossen.

Punkt 54 der Tagesordnung, Drucksache 21/7993,
Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Hamburger Integrationsfonds — Férderung der Ar-
beit mit lesbischen und schwulen sowie bi- und
trans- und intersexuellen Geflichteten.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburger Integrationsfonds (XXXI) — Foérde-
rung der Arbeit mit lesbischen und schwulen
sowie bi- und trans- und intersexuellen Ge-
fliichteten (LSBTI)

— Drs 21/7993 -]

Diese Drucksache mdchte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer mochte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das Uberweisungsbegehren ist ab-
gelehnt.

Besteht auch hier der Wunsch nach Uberweisung
an den Haushaltsausschuss?

(Zuruf)
- Gut.

Dann stimmen wir ber den Antrag in der Sache
ab.

Wer mdchte ihm seine Zustimmung geben? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist der An-
trag mit Mehrheit so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 55, Drucksache 21/7994, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Hamburger Integrationsfonds — Bauliche Investitio-
nen fir das Paritatische Kompetenzzentrum Migra-
tion zur Vernetzung von Integrationsinitiativen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburger Integrationsfonds (XXXIl) — Bauli-
che Investitionen fiir das Paritatische Kompe-

tenzzentrum Migration (KomMig) zur Vernet-
zung von Integrationsinitiativen
— Drs 21/7994 -]

Hier wiederum die Frage, ob der Antrag an den
Haushaltsausschuss tUberwiesen werden soll.

Wer mochte das gern? — Wer ist dagegen? — Und
wer enthalt sich? — Dann hat das Uberweisungsbe-
gehren keine Mehrheit gefunden.

Wer méchte dem Antrag in der Sache seine Zu-
stimmung geben? — Wer stimmt dagegen? — Wer
enthalt sich? — Dann ist der Antrag mit Mehrheit
beschlossen.

Tagesordnungspunkt 56, Drucksache 21/7995, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Hamburger Integrationsfonds — Information von
Gefliichteten im Netz und vor Ort verbessern: Pro-
jekt "We.Inform" unterstitzen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburger Integrationsfonds (XXXIIl) — Infor-
mation von Gefliichteten im Netz und vor Ort
verbessern: Projekt "We.Inform" unterstiitzen

— Drs 21/7995 -]

Die CDU-Fraktion begehrt wiederum die Uberwei-
sung an den Ausschuss fir Arbeit, Soziales und
Integration.

Wer mochte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer moéchte dem Antrag in der Sache seine Zu-
stimmung geben? — Wer nicht? — Und wer enthalt
sich? — Dann ist der Antrag mehrheitlich so be-
schlossen.

Punkt 57 der Tagesordnung, Drucksache 21/7996,
Antrag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Hamburger Integrationsfonds — Elternlotsenprojekt
"Elbmutter & Elbvater" unterstitzen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburger Integrationsfonds (XXXIV) — Eltern-
lotsenprojekt "Elbmutter & Elbvater" unterstiit-
zen

— Drs 21/7996 -]

Auch hier der Wunsch nach Uberweisung an den
Haushaltsausschuss.

Wer stimmt dem zu? — Wer nicht? — Und wer ent-
halt sich? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7992
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7993
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7994
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7995
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Wir stimmen in der Sache ab.

Wer stimmt dem Antrag zu? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist der Antrag mit Mehrheit so
beschlossen.

Punkt 58 der Tagesordnung, Drucksache 21/7997,
Antrag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Hamburger Integrationsfonds — Sprachcafé Em-
bassy of Hope absichern.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburger Integrationsfonds (XXXV) -
Sprachcafé Embassy of Hope absichern

— Drs 21/7997 -]

Hier wiederum die Frage: Wer mdéchte die Druck-
sache an den Haushaltsausschuss Uberweisen? —
Wer nicht? — Und wer enthéalt sich? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wer stimmt dem Antrag in der Sache zu? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mit
Mehrheit so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 59 unserer Tagesordnung,
der Drucksache 21/7998. Das ist der Antrag der
FDP-Fraktion auf Einholung eines Drittgutachtens
zur Bewertung des von der hsh portfoliomanage-
ment AGR Gbernommenen Schiffskreditportfolios.

[Antrag der FDP-Fraktion

Einholung eines Drittgutachtens zur Bewertung
des von der hsh portfoliomanagement A6R
tibernommenen Schiffskreditportfolios

— Drs 21/7998 -]

Die Fraktion DIE LINKE mochte diese Drucksache
gern an den Ausschuss Offentliche Unternehmen
Uberweisen.

Wer méchte das auch? — Wer lehnt das Uberwei-
sungsbegehren ab? — Wer enthalt sich? — Dann ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen Uber den Antrag der FDP-Fraktion in
der Sache ab. Nach Paragraf 16 Absatz 7 unserer
Geschaftsordnung bedarf es hierzu der Zustim-
mung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder
der Burgerschaft.

Wer moéchte also das in dem Antrag der FDP-Frak-
tion aus Drucksache 21/7998 geforderte Gutach-
ten beschlieen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das Erstere waren erkennbar nicht zwei
Drittel. Ich stelle also fest, dass die erforderliche
Mehrheit von zwei Dritteln der Anwesenden nicht
erreicht worden ist. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir sind am Ende unserer Sitzung angekommen.
Ich wiinsche einen schonen Feierabend.

Ende: 19.49 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Barbara Duden, Olaf Duge, Martina Friede-
richs, Nebahat Gug¢ll, Inge Hannemann, Regina-Elisabeth Jack, Farid Muller, Frank Schmitt, Brigitta
Schulz, Séren Schumacher, Dr. Carola Timm, Michael Westenberger und Mehmet Yildiz


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7997
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7998
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Anlage 1
Protokollerklarung der Behorde fir Wirtschaft, Verkehr und Innovation

fur die 54. Sitzung der Hamburgischen Burgerschaft vom 1. Marz 2017
zur Senatsbefragung mit dem Thema:

Lehnt der Senat jede Art von befestigtem Radweg auf dem Strand in Ovelgénne ab und wird einen
solchen verhindern? (Fragethema der FDP-Fraktion)

Hier: Frage von Detlef Ehlebracht AfD: Welche Initiativen hat es seit 1990 seitens der Stadt, welche
Gespréache mit Anwohnern und welche Lésungsvorschlége in diesem Bereich gegeben?

1990:
Konzeptentwurf Elbeufer-Radwanderweg, Abschnitt Ovelgénne, mit Priifung von Entwurfsalternativen
Auftraggeber: Bezirksamt Altona

Auftragnehmer: Planungsburo Schaper + Steffen + Runtsch

Juni 1996:

Der Baudezernent des Bezirksamtes Altona hat starkes Interesse an einer Finanzierung des Radwegs
gegeniiber der Baubehdrde zum Ausdruck gebracht, nachdem sich auch die Biirgerschaft mit der Thematik
befasst hat.

Oktober 1997:

Der Koalitionsvertrag fir die 16. Legislaturperiode sah unter Ziffer 2.5.17 einen konzentrierten Einsatz von
Haushaltsmitteln flr einen bedarfsgerechten Ausbau auch der Freizeitrouten vor, zu denen ebenso der
Elberadweg gehort.

17.02.1999:

Beschluss des Burgerschaftlichen Ersuchens Drs. 16/2068

~Ausbau internationaler und nationaler Radwanderwege auf Hamburger Staatsgebiet (insbesondere
Elbwanderweg)“

26.10.1999:

Drs. 16/3228: Stellungnahme des Senats zum BUErs 16/2068 (Federfliihrung: Umweltbehdrde)

14.12.1999:
Drs. 16/3602: Beschluss der Biirgerschaft zum Ausbau des Elberadwanderwegs im Bereich Ovelgénne.

27.01.2000:

Beschluss der Bezirksversammlung Altona, die planerischen Arbeiten flir den Radweg in Abstimmung mit
der Umweltbehérde durchzufihren

2000:

Gutachten ,Rad-Wanderweg Ovelgdnne*

Auftraggeber: Bezirksamt Altona

Auftragnehmer: Planungsburo Schaper + Steffen + Runtsch
Es wurden zwei Varianten entwickelt:

1. Von Westen beginnend wird die Trasse entlang der Stiitzwand der hohergelegenen Garten durch eine
breite Berme vorgebaut, orientiert sich im offenen Strandbereich an der Deckwerkskante, verschwenkt erst
kurz vor dem Lfterbauwerk von der Stidkante des Strands nach Norden und erhélt Anschluss an die dort
vorhandenen befahrbaren Flachen. Bei dieser L6sung mussten von 13 Eigentimern bzw.
Eigentimergemeinschaften die vor den durch Stitzmauern gesicherten Garten befindlichen
Grundstlcksteile durch die Stadt aufgekauft werden.
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2. Unter Umgehung der privaten Grundstlcke wird parallel zum Ufer im sudlich angrenzenden Deckwerks-
bzw. Uferbdschungsbereich eine Stegkonstruktion gerammt und bis zum offenen Strandbereich des
Flurstlicks 2371 gefiihrt. Von dort verlauft die Trasse wie in Variante 1 beschrieben.

22.05.2000:

Offentliche Informationsveranstaltung und Anhérung im Augustinum mit Senator Porschke. Senator
Porschke teilte dort nach Protesten mit, dass er ein negatives Ergebnis eines méglichen Blrgerbegehrens
akzeptieren werde

23.05.2000

Staatsrat Pollmann (Umweltbehoérde) bittet Staatsrat Gustafsson (Baubehdrde) auf Grund der Proteste um
Prifung, den Radfernweg von Altonaer Rathaus bis Teufelsbriick auf der Elbchaussee zu fihren.
Prifergebnis war negativ

25.05.2000:
Beschluss der Bezirksversammlung Altona (Drs. XV/ Nr. 490 S/G)
Aufforderung an die Umweltbehdrde zur Uberarbeitung der Plane

30.05.2000:
Mitteilung von Senator Porschke zur Informationsveranstaltung am 22.05.2000 zum Strandweg Ovelgénne
Offizielle Pressemitteilung des Senats zum aktuellen Sachstand.

Juni 2000:

Senatsbefassung zur Beantwortung des Burgerschaftlichen Ersuchens Drs. 16/3602 ,Ausbau des
Elberadweges im Bereich Ovelgénne*

18.07.2000:
Brief von Senator Porschke an Anwohnerinnen und Anwohner von Ovelgénne

Entwicklung einer ausreichend akzeptierten Variante mit dem Ziel einer Beschlussfassung durch die
Bezirksversammlung Altona

2001:
Private Initiative zur Variante eines Holzstegs als ,Strandweg Ovelgénne*

05.04.2001:
Bugerschaft nimmt Bericht des Senats zum Burgerschaftlichen Ersuchen (Drs. 16/3228) zur Kenntnis.

2011:
Konzept-Entwurf ,Elbe-Radweg Ovelgdnne* mit veranderter Trassenfiihrung
Auftraggeber: Bezirksamt Altona

Auftragnehmer: Planungsbiiro Schaper + Steffen + Runtsch

20.06.2011:
Beschluss der Bezirksversammlung Altona

Bitte um Erstellung einer Kostenaufstellung und Darstellung der Machbarkeit

23.11.2011:
Offentliche Anhérung zur Entwurfsplanung im Rathaus Altona

21.12.2011:
Beschluss im Planungsausschuss Altona
Festhalten am Ziel, einen Radweg auf dem Strand zu bauen. Bitte um Uberarbeitung der Planungen.
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23.02.2012:
Beschluss der Bezirksversammlung Altona

Auf Empfehlung des Planungsausschusses: Uberarbeitung der Planung

30.03.2012:
Stellungnahme Behdrde f. Wirtschaft, Verkehr und Innovation
Zusage zur Bereitstellung von Haushaltsmitteln fiir die erforderlichen Voruntersuchungen

Dezember 2016:
Anpassung des Konzeptentwurfs von 2011

Veranderte Wegeflihrung, Verbreiterung des Weges als Geh- und Radweg, Sitzstufen an den
Strandzugangen und vor der Strandperle

20.02.2017:
Beratung im Verkehrsausschuss Altona
Antrag auf Einstellung der Planung wird abgelehnt

23.02.2017:

Beschluss der Bezirksversammlung Altona (Drs. 20-3344)
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Sammelibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 01. Marz 2017

A. Kenntnisnahmen

3895

Anlage 2

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
22 7790 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 27. April 2016:
"Sanierung der Eisbahn Planten un Blomen* — Drs. 21/4200
24 7841 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 25. Mai 2016:
"Evaluation des Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms* —
Drs. 21/4436 sowie 21/6704
25 7824 |[Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien
26 7825 | Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft, Innovation und Medien
28 7923 | Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft und Gleichstellung
32 7936 |[Bericht des Haushaltsausschusses
34 7938 [Bericht des Gesundheitsausschusses
36 7959 ([Bericht des Europaausschusses
37 7927 | Bericht der Hartefallkommission
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
8 7514 Produktionsschulen in Hamburg — Entwicklung und aktu- |SPD, Schulausschuss
eller Stand CDU,
GRUNEN,
LINKEN
11 7594 Tierversuche in Hamburg — Sachstand seit 2006 SPD, Gesundheits-
GRUNEN, |ausschuss
LINKEN
14 7870 Verkauf von 12 mit Erbbaurechten belasteten Wohnungs- | SPD, Haushalts-
baugrundstiicken an Baugenossenschaften CDU, ausschuss (f.)
GRUNEN, |und Stadtent-
LINKEN, |wicklungsaus-
FDP schuss
15 7956 Seniorenwohnpark der Handwerkskammer Hamburg - SPD, Haushalts-
Verlangerung der unentgeltlichen Uberlassung eines GRUNEN, |ausschuss
Grundstlcks LINKEN
16 7957 Haushaltsplan 2015/2016, Haushaltsjahr 2016 Einzelplan |SPD, Haushalts-
1.6, Aufhebung der Sperre nach GRUNEN |ausschuss
§ 38 Landeshaushaltsordnung
Sanierungsarbeiten im Stadtteilkulturzentrum Bramfelder
Kulturladen e.V. (BRAKULA)
19 8000 Jahresbericht 2017 des Rechnungshofs der Freien und interfraktio- | Haushalts-
Hansestadt Hamburg nell ausschuss
20 8001 Prifung der Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung des interfraktio- | Haushalts-
Rechnungshofs im Haushaltsjahr 2015 nell ausschuss
43
7982 Hamburg - Frauen haben das Recht auf eine sichere SPD, Innenausschuss
Stadt CDU,
GRUNEN,
LINKEN,
AfD
8154 Gewalt gegen Frauen im 6ffentlichen Raum und auf SPD, Innenausschuss
Grolveranstaltungen wirksam bekampfen CDU,
GRUNEN,
LINKEN,

AfD
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